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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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TAGUNG/2399: Hannover - Forum zur Diversitätsdebatte im Theater, 22.02.19 - 24.02.19


SCHAUSPIEL HANNOVER

WE WOULD LIKE TO INVITE YOU, IF THIS IS OK

FORUM ZUR DIVERSITÄTSDEBATTE IM THEATER

22.02.19 - 24.02.19, BALLHOF



In der Theaterlandschaft bestimmen nach wie vor weiße männliche
Theatermacher das Bild: Es gibt kaum Intendantinnen, geschweige denn
Künstler*innen aus anderen Kulturkreisen in der Leitungs- und
Konzeptionsebene. Selbst die Schauspiel-Ensembles repräsentieren eine
weiße Schicht, die in unserer Mehrheitsgesellschaft in dieser Form
nicht mehr vorhanden ist. Wo die Gesellschaft schon lange
transkulturell durchwachsen ist, ist dies auf den Bühnen weder zu
sehen, noch schlägt sich die sogenannte kulturelle Vielfalt in den
Spielplänen nieder. Die Inhalte und Programme werden von denselben
weißen Dramaturg*innen gestaltet, die auch über Projekte und
Projektpartner*innen entscheiden, die aus demselben Zirkel kommen. So
bleibt auch das Publikum wie jeher, und viele Minderheiten oder
Menschen aus anderen Kulturen fühlen sich weder angesprochen noch
eingeladen, an dem Kulturangebot der städtisch oder staatlich
geförderten Theater teilzunehmen.

In dem dreitägigen Forum geht es um Diversität in der künstlerischen
Leitungs- und Konzeptionsebene der Theater und vor allem um die
Verständigung zwischen »alteingesessenen« und migrierten und / oder
geflüchteten professionellen Bühnenkünstler*innen aus dem
deutschsprachigen Raum. Künstlerische Beiträge wie Theaterstücke,
Konzerte, Lesungen, werden exemplarische Einblicke geben in eine
bereits vorhandene, aber oftmals viel zu wenig beachtete Kultur der
Vielheit. Sie werden ergänzt durch Impulsvorträge und Panels.

Eröffnet wird das Forum durch das YALLA-Ensemble des Schauspiel
Hannover mit der Premiere von IN-OUT-SIDE. Der genaue
Veranstaltungskalender ist ab dem 15.01.19 unter
www.schauspielhannover.de zu finden.

Eine Kooperation des Schauspiel Hannover mit dem Landesverband Freie
Theater Niedersachsen, dem Literaturhaus Hannover und Musikland
Niedersachsen.

Mit freundlicher Unterstützung der Dr. Buhmann-Stiftung

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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MUMIA/931: Free Mumia - Rundbrief Januar 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Januar 2019



Hallo,

hier kommen aktuell Nachrichten über den seit 1981 in den USA gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung.

Die Gerichtsentscheidung ist gefallen - Mumia hat das Recht auf
Wiederholung seines Revisionsverfahrens - ABER: noch immer steht
Staatsanwalt Krasner im Weg.

Im Einzelnen: nach der mit Spannung erwarteten gerichtlichen Anhörung am
3. Dezember 2018 gab Richter Tucker zunächst keine Entscheidung bekannt.
Am 7. Dezember 2018 bat er Mumias Verteidigung sogar noch einmal um
weitere Begründungen zu ihrer Klage auf ein neues Revisionsverfahren für
den Journalisten. Am 27. Dezember 2018 gab er dieser Forderung dann
endlich statt. Mumias Verteidigung und er selbst können nun innerhalb
eines Monats einen Antrag auf dieses Verfahren vor dem Supreme Court aus
Pennsylvania stellen. "This is the best opportunity we have had for
Mumia's freedom in decades", fasste eine Unterstützerin von Mumia die
derzeitige Lage zusammen. (dt: Das ist die beste Gelegenheit für Mumias
Freiheit seit Jahrzehnten.) Allerdings kann die
Bezirksstaatsanwaltschaft von Philadelphia auch in Berufung gegen
Richter Tuckers Entscheidung an ein lokales Appellationsgericht gehen.
Laut Medienberichten prüfe die Behörde des "progressiven
Bürgerrechtsanwaltes" Larry Krassner derzeit, ob sie das tun werde.

Eine ausführliche Beschreibung der bahnbrechenden Gerichtsentscheidung
ist zu finden unter [1].

Bereits am 28. Dezember demonstrierten Unterstützer*innen von Mumia vor
der Behörde und forderten Krasner auf, keine Berufung einzulegen. Ein
weiterer Protest ist dort für den 5. Januar 2019 angekündigt. Eine
Online-Petition an den Bezirksstaatsanwalt wurde ebenfalls initiiert [2].

Wer Informationen für eigene Pressearbeit zu den aktuellen Ereignissen
rund um Mumia Abu-Jamal sucht, kann sich auch gerne an Annette
Schiffmann, die Sprecherin des Bundesweiten FREE MUMIA Netzwerkes
wenden. Kontakt und mehr unter:

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#pressemitteilung30122018

Mumia hat inzwischen auch eine neue Postanschrift.

Nach dem US-weiten Gefangenenstreik im vergangenen Spätsommer wurde auch
in Pennsylvania die staatliche Repression verschärft. Der vermeintliche
liberale Gouverneur Tom Wolf entschied sich, zusammen mit der
rechts-konservativen Schliesser*innengewerkschaft auf populistischen
Stimmenfang für seine Wiederwahl zu gehen. Das betrifft u.a. den
Postverkehr mit Gefangenen im Bundesstaat, den nun eine private Firma in
Florida aus angeblichen Sicherheitsgründen einscannt, an die
entsprechenden Gefängnisse weiter leitet, und die die Originale
vernichtet. Nicht nur dauert die Kommunikation auf diesem Weg deutlich
länger, sondern sie wird auch elektronisch gespeichert. Zudem erhalten
Gefangene keine mehrfarbigen Fotos oder Bilder mehr, sondern lediglich
schwarz-weiß Kopien.

Trotzdem wäre es sehr hilfreich, sich von diesem neuen Profitmodell der
Gefängnisindustrie nicht abschrecken zu lassen. Post an Mumia zeigt
nicht nur ihm, dass solche Verschärfungen nicht die Unterstützung
abreißen lassen. Mumias neue Adresse lautet nun:

Smart Communications/PA DOC

Mumia Abu-Jamal #AM8335

SCI Mahanoy

Post Office Box 33028

St Petersburg, Florida 33733

USA

Eine weitere Meldung zur medizinischen Versorgung von Gefangenen im US
Bundesstaat Pennsylvania erreichte uns am 20. Dezember 2018 von Mumia
Abu-Jamal selbst: die Hoffnung auf zeitnahe Behandlung von ca. 7000 an
Hepatitis-C erkrankten Gefangenen steigt nach einer Einigung, die drei
Gefangene zusammen mit Anwält*innen gegenüber der Gefängnisbehöre von
Pennsylvania erzielt haben. Mumias Beitrag darüber befindet sich auf
Prison Radio [3]. In der Tageszeitung Junge Welt erschien am 31.12.2018 die
deutsche Übersetzung [4].

Noch ist diese Vereinbarung nicht rechtskräftig. Wir informieren über
den weiteren Verlauf.

Der Kampf um Menschenrechte ist immer von Erfolgen und Rückschlägen
gekennzeichnet: in diesem Jahr ist die Rate der durchgeführten
Hinrichtungen in den USA im Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen.
Auch wenn die positiven Meldungen aus dem Kampf zur Abschaffung der
Todesstrafe gerade von dort immens sind, gibt es eine Bundesstaaten, die
mit aller Gewalt an der Todesstrafe festhalten bzw. diese ausbauen.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Presse und Bewegungsmeldungen

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Termine

Sa. 12. Januar 2019 - Berlin, Rosa-Luxemburg-Konferenz - ab 10 Uhr im
Tagungshotel MOA

u.a. Rede von Mumia Abu-Jamal (ca. 14 Uhr), weitere Informationen

https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/

Mercure Hotel MOA, Stephanstraße 41, 10559 Berlin-Moabit, U9-Birkenstrasse

Do. 17. Januar 2019, Frankfurt Am Main, US-Generalkonsulat - 18:00
Uhr

Mahnwache: Freiheit für Leonhard Peltier, Mumia Abu Jamal und Ana Belén
Montes!

US-Generalkonsulat, Gießener Str. 30, Frankfurt Am Main - U5-Gießener Str.


2. Presse und Bewegungsmeldungen

Neue Postanschrift für den Gefangenen Mumia Abu-Jamal (31.12.2018)

http://mumia-hoerbuch.de/schreibtmumia.htm#neueadressedez2018

(Dave Lindorff) Surprise Ruling Opens New Avenue for Mumia to Win New
Trial on his Murder Conviction (December 31, 2018)

https://thiscantbehappening.net/surprise-ruling-opens-new-avenue-for-mumia-to-win-new-trial-on-his-murder-conviction/

(indymedia) Mumia Abu-Jamal bekommt Recht auf neuen Revisionsprozeß
zugesprochen (29.12.2018) 

https://de.indymedia.org/node/27546

(jW) Chancen auf Berufung für Abu-Jamal gestiegen (29.12.2018)

https://www.jungewelt.de/artikel/346208.chancen-auf-berufung-f%C3%BCr-abu-jamal-gestiegen.html

US-Gericht gewährt Mumia Abu-Jamal Berufungsrechte (28.12.2018)

https://www.trueten.de/permalink/Gericht-gewaehrt-Mumia-Abu-Jamal-Berufungsrechte.html

(Democracy Now) A Path to Freedom? Journalist Mumia Abu-Jamal Wins
Chance to Reargue Appeal in 1981 Police Killing (December 28, 2018) 

https://www.democracynow.org/2018/12/28/a_path_to_freedom_journalist_mumia

(WHYY) Judge: Mumia Abu-Jamal can reargue appeal in 1981 Philly police
slaying (December 27, 2018) 

https://whyy.org/person/bobby-allyn/

(Philadelphia Inquirer) Judge grants Mumia Abu-Jamal partial appeals
request ( December 27, 2018)

http://www.philly.com/news/mumia-abu-jamal-granted-partial-appeals-request-20181228.html

(Workers World) Judge in Mumia appeal requests evidence of Castille bias
(December 17, 2018)

https://www.workers.org/2018/12/17/judge-in-mumia-appeal-requests-evidence-of-castille-bias/

(ABC-NYC) Letter-Writing Dinner For Mumia Abu-Jamal (December 2018)

https://nycabc.wordpress.com/2018/12/14/mumia2018/

(Radio Aktiv Berlin) u.a. mit einem Bericht von der FREE MUMIA
Kundgebung am Haftjahrestag in Berlin (12.12.208)

http://radioaktivberlin.blogsport.de/2018/12/12/free-mumia-kundgebung-big-man-syndikat-goes-britische-botschaft-radio-aktiv-berlin-vom-11-dezember-2018/

(Face 2 Face Africa) After 36 years in prison, this former Black Panther
member is still fighting to be free (December 5, 2018) 

https://face2faceafrica.com/article/after-36-years-in-prison-this-former-black-panther-member-is-still-fighting-to-be-free

(Black Agenda Report) Judge to Soon Rule on Mumia's Appeal Bid
(December 4, 2018)

https://www.blackagendareport.com/judge-soon-rule-mumias-appeal-bid

Erneuter Gerichtstag und (noch) keine Entscheidung für Mumia Abu-Jamal
(3.12.2018) 

http://mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#gerichtstag031218

(WHYY) Mumia's fight to appeal in judge's hands (December 3, 2018)

https://whyy.org/articles/mumias-fight-to-appeal-in-judges-hands/


3. Solidarität mit Gefangenen

Lüneburg: Solidary greetings over the prison wall (30.12.2018)

https://de.indymedia.org/node/27552

Nach 47 Jahren Haft: Entlassung des ehemaligen Black Panthers Jalil
Muntaqim erneut verweigert (19.12.2018)

http://www.mumia-hoerbuch.de/arn.htm#47jahrehaftjalilimantaqim

Jalil Muntaqim: Message to friends and supporters after denying of
parole (December 18. 2018)

https://mailchi.mp/jerichony.org/message-from-jalil-muntaqim-to-friends-supporters?fbclid=IwAR2rYmuBcH3ORhJx5FXXiC_uElaVJ6zAcoBxjdva3I8Ci0MSLOLHu4Nqsw4

(Thomas Meyer-Falk) "Notizen aus der Sicherungsverwahrung"
(10.12.2018)

https://de.indymedia.org/node/26825


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(Los Angeles Times) Gov. Jerry Brown orders new tests in
quadruple-murder case of death row inmate Kevin Cooper (Dec 24, 2018)

https://www.latimes.com/local/lanow/la-me-ln-kevin-cooper-20181224-story.html

USA 2018: Wieder mehr Exekutionen (18.12.2018)

https://wp.me/p2X1th-3ml

Report on Capital Punishment in Pennsylvania Released; Moratorium
Continues (December 5, 2018)

https://www.prisonlegalnews.org/news/2018/dec/5/report-capital-punishment-pennsylvania-released-moratorium-continues/



Wir hoffen, gut informiert zu haben. Bitte verbreite diese Meldungen
auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Verweise:

[1] Ausführliche Beschreibung der bahnbrechenden
Gerichtsentscheidung:

http://mumia-hoerbuch.de/mumiadeutsch.htm#Mbekommtrechtaufneuenrevisionsprozesszugesprochen

[2] Online-Petition an den Bezirksstaatsanwalt:

https://actionnetwork.org/petitions/krasner-do-right-by-mumia?source=direct_link&

Mumias Beitrag:
 
[3] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/chimenti-settled-252-mumia-abu-jamal

[4] https://www.jungewelt.de/artikel/346294.hoffnung-auf-medikamente.html

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Januar 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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NACHRUF/022: Unser geliebter Alter - Nachruf auf Osvaldo Bayer (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Unser geliebter Alter: Nachruf auf Osvaldo Bayer 






[image: Schwarzweiß-Porträt von Osvaldo Bayer mit Kamera - Foto: Eduardo Montes-Bradley [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via Wikimedia Commons]

Osvaldo Bayer (15. Februar 1927 - 24. Dezember 2018)

Foto: Eduardo Montes-Bradley 

[CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)], via
Wikimedia Commons



(Buenos Aires, 26. Dezember 2018, página 12) - Der anarchistische
argentinische Autor, Historiker und Journalist Osvaldo Bayer ist am
24. Dezember 2018 im Alter von 91 Jahren gestorben. Sein Sohn Esteban
Bayer hat einen Brief nach dem Tod seines Vaters veröffentlicht.

Seit einigen Wochen bereits hatte Osvaldo das Bedürfnis aufzubrechen,
er hielt es nicht mehr aus, in seinem Häuschen zu sitzen und nichts
tun zu können. Er wollte seine Koffer packen. Er wachte morgens in dem
Glauben auf, zu einem Menschenrechtskongress reisen zu müssen, oder
mit der Vorstellung, dass man ihn in einem ganz entlegenen Dorf in der
Pampa erwartete, um über eine Namensänderung einer Straße zu
diskutieren, die nach einem Völkermörder an unaussprechlichen
Indigenen benannt war. Oder dass er zu einer kleinen Schule in der
weit entfernten Hochebene von Jujuy gerufen worden sei, wohin sich nie
jemand verirrte - aber er durfte nicht fehlen, um über die Rechte der
indigenen Bevölkerung zu sprechen. Gleichzeitig wurde er an der
Berliner Universität erwartet und auf einer Gewerkschaftssitzung in
Patagonien. Er musste einfach da sein.

Er fragte nach seinem Koffer, ob sein Reisepass und die Flugtickets
bereit lägen. Mit Claudia, der großartigen Compañera, die ihn die
letzten Jahre pflegte, hatten wir Codes entwickelt, um ihn davon zu
überzeugen, die Reise aufzuschieben. Jetzt akzeptierte er keinen
Aufschub mehr. Er hatte sich entschieden, abzureisen. Als guter alter
Anarchist, und um uns allen, die wir die Kerzen an einem grünen Baum
anzünden wollten, noch mal auf die Nerven zu gehen, suchte er sich das
passende Datum aus: den 24. Dezember 2018. Seine Enkeltöchter in
Hamburg stellten unter Tränen fest: Der Opa ging nicht, ohne der
Kirche auf seine Art noch mal eins auszuwischen.

Ich bin davon überzeugt, dass der Grund für seine Eile in der
aktuellen Realität dieses Landes liegt. Eigentlich hatte er vor, allen
auf die Nerven zu gehen, wie er es nannte, bis er 100 Jahre alt würde.
Ein Jahr weniger als seine geliebte Tante Griselda aus Santa Fe. Aber
die Realität hat ihn eingeholt. Er hatte keine Erklärung mehr für das,
was er in den Zeitungen las und auf der Straße hörte.

Jetzt drängte es ihn, andere Wahrheiten kennen zu lernen. Er ging, um
seine alten Weggefährten und historischen Vorbilder zu treffen, mit
denen er immer sprechen und debattieren wollte, aber nie die
Gelegenheit dazu hatte: Als Pazifist wollte Osvaldo mit Severino über
Gewalt diskutieren; mit dem Anführer der Patagonía Rebelde Antonio
Soto oder dem indigenen Kämpfer Arbolito. Aber vor allem ging er, um
all die anonymen Helden zu treffen, die für eine gerechtere Welt
kämpften, jene die sich nicht brechen ließen und all die Namenlosen,
die auch heute täglich kämpfen, ohne in der Zeitung aufzutauchen.
Ihnen hörte Osvaldo immer zu und gab ihnen eine Stimme.

Geliebter Alter, Danke für all das, was Du uns beigebracht hast, als
Deinen Kindern, als Kämpfenden, als Mitbürgern, als Menschen.

Lass dich noch einmal umarmen, so wie wir das zuletzt vor kaum einer
Woche getan haben.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/unser-geliebter-alter-nachruf-auf-osvaldo-bayer/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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STELLUNGNAHME/130: Zur Neujahrsansprache der Bundeskanzlerin - Friedensaspekte fehlen (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - 1. Januar 2019

Pressemitteilung zur Neujahrsansprache der Bundeskanzlerin

Statt Friedensaspekte weitere Erhöhung der Militärausgaben



Die Bundeskanzlerin Angela Merkel beschwört am Ende ihrer Neujahrsansprache
zum Jahreswechsel "im Stil unseres Miteinanders" die Werte "Offenheit,
Toleranz und Respekt". Seltsam ist dabei - so das Bremer Friedensforum -,
dass sie diese Werte nur für das nationale Miteinander, nicht aber für die
internationalen Beziehungen nennt, zum Beispiel für die mit der Russischen
Föderation. Ihr gegenüber wird eher eine intolerante und respektlose
Politik betrieben, so durch Sanktionen wie auch Truppenstationierungen und
Manöver an der russischen Grenze und insgesamt durch die in der Ansprache
genannte Steigerung der Verteidigungsausgaben.

Die Organisation "Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges -
Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW) hat sich schon vor Jahren im Blick
auf die Ukraine-Krise der Bundeskanzlerin geschrieben: "Frieden in Europa
kann es nur in einer partnerschaftlichen Kooperation mit Russland geben?
Wir brauchen Verhandlungen, die die Position des jeweils anderen
berücksichtigen, die Misstrauen ab- und Vertrauen aufbauen. Wir brauchen
zivile Konfliktbearbeitung anstelle von Konfrontation und Sanktionen."

In diesem Sinne bedauert das Bremer Friedensforum, dass solche
Friedensaspekte in der Neujahrsansprache nicht zu finden sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Januar 2019

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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AUSSICHTEN/8507: Und morgen, den 3. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.01.2019 bis zum 04.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8507 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, spürbar kalt

treibt es Jean ins Reich der Träume,

wach wird er bestimmt nicht alt,

schlafend überspringt er Bäume.
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WÄHRUNG/170: Der Euro wird 20 Jahre alt (Europäische Kommission)


Europäische Kommission - Pressemitteilung vom 31. Dezember 2018

Der Euro wird 20 Jahre alt



Brüssel - Am 1. Januar 2019 wird Europas gemeinsame Währung 20 Jahre alt.
Am 1. Januar 1999 haben 11 EU-Mitgliedstaaten mit dem Euro eine
einheitliche Währung eingeführt und eine gemeinsame Währungspolitik unter
der Leitung der Europäischen Zentralbank eingeleitet.

Dieser historische Moment stellte einen Meilenstein auf dem Weg zu
Stabilität und Wohlstand in Europa dar. Trotz seines noch jungen Alters ist
der Euro heute bereits die Währung von 340 Millionen Europäern in 19
Mitgliedstaaten. Er hat den europäischen Privathaushalten, Unternehmen und
Staaten sehr greifbare Vorteile gebracht: stabile Preise, niedrigere
Transaktionskosten, sichere Ersparnisse, transparentere und
wettbewerbsfähigere Märkte sowie eine Ausweitung des Handels. Weltweit
haben rund 60 Länder ihre Währungen auf die ein oder andere Weise an den
Euro gekoppelt; wir können und werden noch mehr dafür tun, dass der Euro
auf dem internationalen Parkett die ihm gebührende Bedeutung erlangt.
Weitere EU-Mitgliedstaaten werden dem Euro-Währungsgebiet beitreten, sobald
sie die entsprechenden Kriterien erfüllen.

Anlässlich dieses Jubiläums äußerten sich die Präsidenten der fünf
unmittelbar für den Euro zuständigen EU-Organe und -Gremien, d. h. der
Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments, des Europäischen
Rates, der Europäischen Zentralbank und der Euro-Gruppe, zu den ersten 20
Jahren gemeinsamer Währung sowie zu deren Zukunft.

Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kommission: "Als einziger
noch politisch aktiver Unterzeichner des Vertrags von Maastricht erinnere
ich mich an die zähen, doch wegweisenden Verhandlungen über die Schaffung
der Wirtschafts- und Währungsunion. Insbesondere erinnere ich mich an
unsere tiefe Überzeugung, dass wir ein neues Kapitel unserer gemeinsamen
Geschichte aufschlagen würden - ein richtungsweisendes Kapitel für die
Rolle Europas in der Welt und die Zukunft all seiner Bürger. Nach 20 Jahren
bin ich heute davon überzeugt, dass dies die wichtigste Unterschrift meines
Lebens war. Der Euro ist zu einem Symbol der Einheit, der Souveränität und
der Stabilität geworden. Er hat unseren Bürgerinnen und Bürgern Wohlstand
und Schutz gebracht, und wir müssen dafür sorgen, dass er dies auch
weiterhin tut. Wir arbeiten daher weiter intensiv an der Vollendung unserer
Wirtschafts- und Währungsunion sowie an einer weiteren Stärkung der
internationalen Rolle des Euro."

Antonio Tajani, Präsident des Europäischen Parlaments: "Der Euro ist heute
beliebt wie nie zuvor; drei von vier Bürgerinnen und Bürgern des 
Euro-Währungsgebiets glauben, dass er sich positiv auf unsere Wirtschaft
auswirkt. Damit die Europäer uneingeschränkt von den Arbeitsplätzen, dem
Wachstum und der Solidarität profitieren können, die die einheitliche
Währung mit sich bringt, müssen wir unsere Wirtschafts- und Währungsunion
vollenden und zu diesem Zweck zu einer echten Finanz-, Fiskal- und
politischen Union ausbauen. Dies wird es Europa zudem ermöglichen, seine
Bürger in Zukunft besser vor potenziellen Krisen zu schützen."

Donald Tusk, Präsident des Europäischen Rates: "Wie die Befreiung Mittel-
und Osteuropas und die deutsche Wiedervereinigung war auch die Schaffung
des Euro vor 20 Jahren ein einschneidender Moment in der europäischen
Geschichte. Heute ist unsere einheitliche Währung Zeugnis der politischen
und wirtschaftlichen Kraft, die die Europäische Union auf der
internationalen Bühne charakterisiert. Der Euro hat sich trotz
verschiedener Krisen als widerstandsfähig erwiesen; von seiner Stärke
profitieren neben den elf ursprünglichen Mitgliedstaaten des 
Euro-Währungsgebiets auch die acht nachträglich beigetretenen Staaten.
Angesichts des anhaltenden Wandels werden wir unsere Wirtschafts- und
Währungsunion weiter ausbauen und stärken."

Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank: "Der Euro war eine
logische und notwendige Konsequenz aus dem Binnenmarkt. Er erleichtert das
Reisen, den Handel sowie die unterschiedlichsten Transaktionen innerhalb
des Euro-Währungsgebiets und darüber hinaus. Nach 20 Jahren ist nun eine
Generation herangewachsen, die keine andere Landeswährung mehr kennt.
Während dieser Zeit ist die EZB ihrer Hauptaufgabe nachgekommen und hat für
Preisstabilität gesorgt. Doch tragen wir auch zum Wohlergehen der
Bürgerinnen und Bürger des Euro-Währungsgebiets bei, indem wir sichere,
innovative Banknoten entwickeln, sichere Zahlungssysteme fördern, im Rahmen
der Bankenaufsicht die Widerstandsfähigkeit von Banken sicherstellen und
die Finanzstabilität im Euro-Währungsgebiet überwachen."

Mário Centeno, Präsident der Euro-Gruppe: "Die einheitliche Währung gehört
zu den größten Erfolgsgeschichten Europas; an ihrer Bedeutung und Tragweite
in den ersten zwanzig Jahren ihres Bestehens kann es keinen Zweifel geben.
Das nächste Kapitel dieser Geschichte muss jedoch noch geschrieben werden,
weshalb wir eine historische Verantwortung tragen. Der Euro und die daraus
resultierende enge wirtschaftliche Zusammenarbeit sind im Laufe der Zeit
stärker geworden, sodass entlang des Weges verschiedene Hindernisse
überwunden werden konnten. Seit seiner Einführung hat der Euro einen weiten
Weg zurückgelegt und im Zuge der Wirtschaftskrise wichtige Veränderungen
erfahren, die uns dabei geholfen haben, die Krise hinter uns zu lassen.
Dieser Prozess ist jedoch noch nicht abgeschlossen und erfordert in guten
wie in schlechten Zeiten anhaltende Reformbemühungen. Unseren politischen
Willen, die Wirtschafts- und Währungsunion zu stärken, dürfen wir nicht
infrage stellen. Wir müssen auf mögliche Zukunftsszenarien vorbereitet sein
- das sind wir unseren Bürgerinnen und Bürgern schuldig."


Hintergrund

Die Einführung des Euro markierte den Schlusspunkt eines langen Weges, der
lange zuvor eingeschlagen worden war. Die weltweiten währungspolitischen
Turbulenzen der 1970er und 1980er Jahre hatten einzelne europäische Länder
schwer getroffen und nach einer europäischen Lösung gerufen. Nach der
Schaffung eines gemeinsamen Marktes würde die Einführung einer
einheitlichen Währung Arbeit und Handel erleichtern. Nach jahrzehntelangen
Vorgesprächen darüber, wie eine Wirtschafts- und Währungsunion erreicht
werden könne, wurde 1988 der Delors-Ausschuss eingerichtet. Unter dem
Vorsitz des damaligen Kommissionspräsidenten Jacques Delors wurden
gezielte, schrittweise zu einer einheitlichen Währung führende Maßnahmen
geprüft. Auf der Grundlage des vom Delors-Ausschuss verfassten Berichts
sowie der anschließenden Verhandlungen unterzeichneten die politischen
Entscheidungsträger 1992 in Maastricht die Vereinbarung, mit der die
einheitliche Währung ins Leben gerufen wurde. Die Unterzeichnung des
Vertrags von Maastricht wurde somit zu einem symbolischen Moment für die
Einführung des Euro. 1994 nahm das Europäische Währungsinstitut (EWI) in
Frankfurt vorbereitende Arbeiten auf, um der Europäischen Zentralbank (EZB)
die Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Währungspolitik im 
Euro-Währungsgebiet zu ermöglichen. Am 1. Juni 1998 nahm die EZB schließlich
ihre Arbeit auf.

Am 1. Januar 1999 wurde der Euro als Buchwährung eingeführt und
geldpolitische Zuständigkeiten auf die Europäische Zentralbank und das
Eurosystem übertragen. Damit wurde der Euro in 11 Mitgliedstaaten zur
amtlichen Währung. Nachdem der Euro drei Jahre lang auf Bankauszügen neben
der nationalen Währung angegeben worden war, führten zwölf Länder die 
Euro-Banknoten und -Münzen ein und vollzogen damit die größte Währungsumstellung
der Geschichte. Die ersten Mitglieder waren Belgien, Deutschland, Finnland,
Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Österreich,
Portugal und Spanien. Griechenland folgte 2001. Seither haben sieben
weitere Mitgliedstaaten (Estland, Lettland, Litauen, Malta, die Slowakei,
Slowenien und Zypern) den Euro eingeführt.

Die am zweithäufigsten genutzte Währung der Welt

Seit den ersten Diskussionen über eine gemeinsame Währung Ende der 1960er
Jahre bis heute, wo der Euro die Währung von 340 Millionen Europäern ist
und weltweit von weiteren 175 Millionen Menschen genutzt wird, wurde ein
langer Weg zurückgelegt. Der Euro ist heute die zweitwichtigste
internationale Währung, da ihn rund 60 Länder nutzen oder ihre eigene
Währung an ihn koppeln. Er stellt für Zentralbanken ein wichtiges
Wertaufbewahrungsmittel dar, wird weltweit für die Emission von
Schuldtiteln herangezogen und ist weithin als internationales
Zahlungsmittel akzeptiert.

Zehn Jahre, nachdem die Finanzkrise die Welt erschüttert hat, ist die
Architektur der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion heute erheblich
gefestigt, doch muss noch mehr getan werden. Ausgehend von den
Zukunftsvorstellungen, die im Bericht der fünf Präsidenten vom Juni 2015
und in den Reflexionspapieren zur Vertiefung der Wirtschafts- und
Währungsunion und zur Zukunft der EU-Finanzen vom Frühjahr 2017 dargelegt
wurden, hat die Europäische Kommission einen Fahrplan zur Vertiefung der
Wirtschafts- und Währungsunion vorgelegt. Im Dezember sprachen sich die 
EU-Staats- und Regierungschefs zudem dafür aus, in diesem Zusammenhang auf
eine Stärkung der internationalen Rolle des Euro hinzuarbeiten.

Eine gemeinsame Währung zum Nutzen aller Europäer

Die öffentliche Unterstützung für den Euro ist in der EU durchweg hoch,
besonders in Ländern, die den Euro bereits verwenden. So vertraten bei der
diesjährigen Erhebung im Euroraum 74 % der Befragten die Auffassung, der
Euro sei gut für die EU; damit ist der Wert seit dem Rekordhoch vom
vergangenen Jahr konstant geblieben, was bestätigt, dass die öffentliche
Zustimmung zum Euro seit Beginn der Erhebungen im Jahr 2002 so hoch ist wie
noch nie. 64 % der Befragten im Euroraum vertraten ferner die Auffassung,
der Euro sei gut für ihr Land. Für 36 % der Europäerinnen und Europäer ist
der Euro eines der wichtigsten Symbole der Europäischen Union, womit er
direkt nach der Freiheit kommt. Er hat den europäischen Privathaushalten,
Unternehmen und Staaten sichtbare und sehr greifbare Vorteile gebracht:
stabile Preise, niedrigere Transaktionskosten, transparentere und
wettbewerbsfähigere Märkte sowie mehr Handel. Er erleichtert Reisen und
Wohnen im Ausland und macht die Ersparnisse sicher.


Weitere Informationen:

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6811_de.htm

IP/18/6811

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.12.2018

Europäische Kommission (KEG), Brüssel

Internet: www.ec.europa.eu, www.europa.eu/rapid/
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LESUNG/1823: Braunschweig - Bilderbuchkino mit dem Maulwurf und dem Bären aus Schnee, 8.1.2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino mit dem Maulwurf und dem Bären aus Schnee



Braunschweig. "Vorhang auf zum Bilderbuchkino!" heißt es in der
Stadtbibliothek, Schlossplatz 2, am Dienstag, 8. Januar, um 16 Uhr.
Der koreanische Autor und Illustrator Sang-Heun Kim erzählt seine
wunderbar schlichte Freundschaftsgeschichte "Wenn du eine
Sternschnuppe siehst, wünsch dir was" in der Kulisse langer nordischer
Wintertage und -nächte, einfühlsam geschrieben und großartig in
pastellfarbenen Bildern gemalt. Eingeladen sind alle ab vier Jahren,
und im Anschluss an das Vorlesen kann mitgebastelt werden. Der
Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter Tel. 4 70-68 34.

Der kleine Maulwurf und sein neuer Freund, der Bär aus Schnee, warten
auf den Bus nach Haus zur Oma. Doch kein Busfahrer möchte einen
"Schneehaufen" mitnehmen! Langsam bricht die Nacht herein, es wird
kälter - da leuchtet plötzlich hell eine Sternschnuppe am Abendhimmel
und zieht strahlend ihre Bahn. Da erinnert sich der Maulwurf an Omas
Ratschlag, dass sich dann Wünsche erfüllen können? Auch heute Abend?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail:kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FÜHRUNG/981: Lippstadt - Lichtkunst im Wasserturm, öffentliche Führungen am 8. und 22. Januar 2019


Stadt Lippstadt

Lichtkunst im Wasserturm

Öffentliche Führungen am 8. und 22. Januar



Lippstadt. Der Wasserturm ist Lippstadts höchstes Gebäude und ein
Wahrzeichen der Stadt. Im Jahr 1901 wurde das Bauwerk in Betrieb
genommen und versorgte Lippstadt mehr als 75 Jahre mit Trinkwasser.
Heute ist der Turm dank der Renovierung und Unterhaltung durch die
Sparkassenstiftung Lippstadt ein Denkmal.

In dem Turm wurde eine Lichtsäule installiert, die oben in einer
gleißenden Illusion, in einer Wolke oder einem Hochnebel endet. Der
Wasserturm wird somit zu einem endlos erscheinenden Wolken-/Sonnen-
/Lichtturm. Zugleich verbindet der Künstler die Lichtsäule mit einer
Klangkulisse.

Die Besichtigung des Wasserturms wird von der Sparkassenstiftung zur
Förderung der Kunst der Sparkasse Lippstadt gesponsert und ist im
Rahmen einer öffentlichen Führung somit für Besucher kostenfrei.

Für die öffentlichen Führungen am 8. und 22. Januar gibt es noch freie
Plätze. Sie dauern ca. 1 Stunde und starten jeweils um 19 Uhr direkt
am Wasserturm.

Eine Anmeldung wird erbeten bei der Stadtinformation im Rathaus oder
unter Telefon 02941-58515.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.12. 2018 

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Telefon: 02941/58515
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TREFF/722: Schauspiel Hannover - Gesprächsreihe Arabesques, Sulafa Hijazi zu Gast am 4.2.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

ARABESQUES

RANIA MLEIHI IM GESPRÄCH MIT KÜNSTLER*INNEN ÜBER IHRE ARBEIT ZWISCHEN
HEIMAT UND EXIL

MO, 04.02.19, 20:00 UHR, CUMBERLAND

IN DEUTSCHER UND ENGLISCHER SPRACHE



In der neuen Reihe Arabesques lädt die Dramaturgin Rania Mleihi zum
Gespräch. Ihre Gäste, Künstler*innen aus dem arabischen Raum, teilen
ihre Visionen über Kunst und Leben mit dem Publikum. Für die
musikalische Atmosphäre sorgen Ahed Nofal (Oud) und Hadi Andywi
(Percussion).

Zu Gast ist Sulafa Hijazi, sie wurde in Syrien geboren und ist
bildende Künstlerin, Drehbuchautorin, Produzentin und Regisseurin.
Ihre Arbeiten prangern politische und gesellschaftliche Unterdrückung
an. Hijazi hat in ganz Europa ausgestellt und veröffentlicht, ihre
Werke sind unter anderem im British Museum in London zu sehen.

Mit freundlicher Unterstützung der Bundeszentrale für politische
Bildung

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH
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anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Kampf an zwei Fronten

von Clemens Melzer, 28. Dezember 2018



Überall in Europa werden Kulturinstitutionen auf Kosten der
Beschäftigten zusammengekürzt oder privatisiert. Gleichzeitig erhöhen
rechte Regierungsparteien den Druck auf die Kulturinstitutionen, um sie zu
Orten patriotisch-christlicher Folklore und Propaganda
umzufunktionieren.


«Wir überlassen Ihnen nicht die Kultur!» Arbeiter*innen am
Theater Polski im Kultur- und Klassenkampf

Zum Programm der polnischen Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) gehört der
komplette Austausch aller Leiter von Kulturinstitutionen, die im Verdacht
stehen, «antipolnische» Kultur zuzulassen, worunter alles fällt, was nicht
ins Weltbild des reaktionären katholischen Nationalismus der Regierenden
passt.

Am Theater Polski in Wroclaw aber sah sich der neu eingesetzte Theaterchef
bald entschlossenen Belegschaftsprotesten gegenüber, sowohl gegen dessen
regierungstreue Agenda als auch seinen Sparplan. Die Betriebs-Kommission
der anarchosyndikalistischen Inicjatywa Pracownicza (IP) forderte ihn
zunächst zu Verhandlungen auf, über Gehaltsanpassungen, Erhalt der
Belegschaft, Einrichtung von Kinderbetreuung. Die Theaterarbeiter*innen
sahen sich aber schließlich zum Streik gezwungen, organisierten
erfolgreiche Proteste und kämpfen weiter für die Demokratisierung des
Theaters und den Rücktritt des Theaterchefs. Unterstützung erhalten sie
mittlerweile von Kulturarbeiter*innen in ganz Polen.

Puppenspieler als Terroristen im Gefängnis

Auch der spanische Staat unter der regierenden rechten Partido Popular
(PP), der in den letzten Jahren gnadenlos die öffentliche Kultur durch
Kürzungen und Steuererhöhungen für Kulturgüter zerlegt hat, scheint eine
große Angst vor widerständiger Kultur zu haben. Anders lässt sich kaum
erklären, dass immer wieder Kunstschaffende als «Terroristen» vor die
Gerichte gezerrt und ins Gefängnis gesteckt werden. Für die
Puppenspielergruppe «Títeres desde Abajo» (Handpuppen von unten), reichte
es, in einer politischen Satire die baskische ETA zu thematisieren, um
wegen «Verherrlichung des Terrorismus» eingesperrt zu werden.

Die Madrider Branchengewerkschaft für Kultur und Kommunikation (Artes
Gráficas, Comunicación y Espectacúlos) der CNT, der einer der Puppenspieler
angehört, unterstützte die Gruppe bis zur Freilassung und prangert die
willkürliche Verletzung der Kunstfreiheit durch den spanischen Staat an. In
einer Stellungnahme zur jüngsten Beschlagnahmung des Romans «Fariña» von
Nacho Carretero, der Zensur von Installationen des Künstlers Santiago
Sierra sowie mehrjähriger Haftstrafen gegen Rapper wegen des Inhalts von
Liedtexten, fordert die Gewerkschaft die Einhaltung der Menschenrechte:
«Unehrerbietigkeit ist kein Verbrechen». Die anarchosyndikalistische
Kulturgewerkschaft kämpft nicht nur für würdige Arbeitsbedingungen, sondern
auch gegen die Wiederkehr franquistischer Verhältnisse.

Welche Zukunft hat die Kultur zwischen Kahlschlag und autoritären
Entwicklungen?

In Deutschland drohen ähnliche Szenarien, wenn die AfD auf Erfolgskurs
bleibt. Dem kulturpolitischen Programm der AfD zufolge haben Theater in
Zukunft «deutsche Stücke» mit dem «Bekenntnis zu Strenge, Form und Stil» zu
spielen und als volkspädagogisches Instrument der deutschen
«Nationalbildung» zu dienen. Diese Kampfansagen an den Kulturbetrieb, ob
ideologisch oder einer neoliberalen Sparpolitik verpflichtet - sollten aber
auch in Zukunft nicht nur mit Kulturlobbyismus beantwortet werden. «Es ist
nach wie vor notwendig, dass wir uns selbst daran erinnern, dass unsere
Mitarbeiterinteressen nicht mit denen des Managements übereinstimmen»,
lautet das Fazit gewerkschaftlich Aktiver nach einer internationalen
Konferenz syndikalistischer Gewerkschaften der Kulturbranche in Warschau
Ende 2017. Bei der Konferenz standen die Arbeitsbedingungen im Fokus: Wie
können wir Scheinselbstständigkeit und unbezahlte Beschäftigung im
Kulturbetrieb bekämpfen? Wie lässt sich Outsourcing verhindern? Wie können
wir gewerkschaftliche Selbstverwaltungsmodelle in Kulturbetrieben aufbauen?

Diese Fragen stellen sich Kulturarbeiter*innen über Ländergrenzen hinweg,
auch in der neugegründeten Sektion Kultur und Medien der FAU Berlin, die
selbstbewusst als Ziel vorgibt, «dort gewerkschaftliche
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, wo es Gewerkschaften sonst schwer
haben». Neue Ansätze sind notwendig in einer Branche, deren Zukunft auf dem
Spiel steht.


URL:

https://direkteaktion.org/kampf-an-zwei-fronten/
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US-Shutdown: Die Folgen für Arbeiter und den öffentlichen Dienst

Von Patrick Martin

31. Dezember 2018



Am Samstag begann die zweite Woche des teilweisen "Shutdown" der
US-Regierung. Tausende von Beschäftigten der Bundesbehörden erhielten am
28. Dezember reduzierte Gehälter, weitere 800.000 werden am 11. Januar 2019
überhaupt kein Gehalt für den Vormonat erhalten.

Weder die Trump-Regierung, noch die Demokraten im Kongress zeigen auch nur
das geringste Interesse an den Folgen, die der Verwaltungsnotstand für die
Beschäftigten der Bundesbehörden und ihrer zahlreichen Subunternehmen hat,
noch was er für die Öffentlichkeit bedeutet. Dabei wirkt sich der Shutdown
seit den Weihnachtsfeiertagen immer schlimmer aus.

Der 26. Dezember war der erste reguläre Arbeitstag seit Beginn des Shutdown
am 22. Dezember um Mitternacht. Beschäftigte, die am Wochenende arbeiten
mussten, erhielten für diese Tage kein Gehalt. Wenn der Shutdown
weitergeht, wovon mittlerweile allgemein ausgegangen wird, werden insgesamt
800.000 Beschäftigte von neun Bundesministerien und zahlreichen
Bundesbehörden am 11. Januar ohne Gehalt dastehen.

Das Office of Personnel Management (OPM) verschickte am Donnerstag
Formbriefe an Beschäftigte der Bundesbehörden, die entweder beurlaubt oder
als "unentbehrliche Beschäftigte" eingestuft werden. Letztere müssen
unbezahlt weiterarbeiten. Sie wurden außerdem aufgefordert, ihre Vermieter
oder Hypothekengläubiger (falls sie Häuser besitzen) und andere wichtige
Gläubiger zu kontaktieren und zu versuchen, ihre Zahlungsverpflichtungen
bis nach dem Shutdown zu verschieben.

In der Mitteilung heißt es dazu: "Wenn Sie mit Ihren Gläubigern sprechen,
wird es Ihnen möglich sein, die Details eines Zahlungsplans auszuarbeiten,
den Sie später mit Ihrem Brief bestätigen können". In einem Musterbrief an
einen Gläubiger heißt es: "Ich bin Beschäftigter einer Bundesbehörde und
wurde vor kurzem aufgrund fehlender Geldmittel meiner Behörde in
Zwangsurlaub geschickt. Deshalb hat sich mein Gehalt deutlich verringert
und ich bin nicht in der Lage, meine monatlichen Zahlungen und andere
Ausgaben in voller Höhe zu bezahlen."

Die Mitteilung des OPM verdeutlicht, dass die Bundesbehörde, die für die
Personalangelegenheiten aller Regierungsämter verantwortlich ist, selbst
keinen Einfluss auf Gläubiger ausüben oder Rechtsberatung anbieten will.
Stattdessen rät sie den Beschäftigten: "Sprechen Sie mit Ihrem persönlichen
Anwalt oder kontaktieren Sie die Anwaltskammer Ihres Bundesstaates oder
Countys. Viele davon bieten Rechtsberatung an."

Mit anderen Worten, die Beschäftigten sind auf sich allein gestellt.

Auch die Gewerkschaften der Bundesbeschäftigten werden nichts tun, außer
dass sie die Demokratische Partei in der anhaltenden Konfrontation um den
Bundesetat unterstützten. In dem Konflikt hat Präsident Trump seine
Zustimmung zum Haushalt an die Bedingung geknüpft, dass die Abgeordneten
fünf Milliarden Dollar für den Bau einer Mauer an der mexikanischen Grenze
bewilligen.

Tony Reardon, Präsident des Finanzbeamtenverbandes, äußerte gegenüber der
Washington Post seine Enttäuschung darüber, dass der Kongress nicht
über eine Lösung der Haushaltskrise debattiere. Er erklärte, Mitglieder
hätten ihm gesagt, sie müssten auf Weihnachtsgeschenke verzichten und
andere Notmaßnahmen treffen, um ihre Miete zu zahlen.

Sechs der neun Bundesministerien haben ihre Arbeit nahezu vollständig
eingestellt: das Landwirtschafts-, das Handels-, das
Wohnungsbauministerium, das Innen-, Verkehrs- und das Finanzministerium.
Die anderen drei sind das Heimatschutzministerium, das Justizministerium
und das Außenministerium. Diese drei setzen ihre Tätigkeiten weitgehend
ungehindert fort, weil sie für den US-Imperialismus im In- und Ausland als
unverzichtbar gelten.

Viele andere unabhängige Behörden haben ihre Arbeit ganz oder teilweise
eingestellt, darunter die Umweltschutzbehörde EPA. Sie hat die
Reservemittel aufgebraucht, mit denen sie ihre Arbeit noch bis Freitag
fortsetzen konnte. Das Smithsonian Institute und der National Zoo werden am
2. Januar ihre Pforten schließen.

Innerhalb des Heimatschutzministeriums, dem die Zoll- und
Grenzschutzbehörden CBP und ICE sowie die Verkehrsüberwachung unterstellt
sind, hat die Staatliche Notfallstelle die Veröffentlichung neuer
Richtlinien für das Staatliche Überschwemmungsschutzprogramm eingestellt.
Dies bedeutet wohl Stornierung von tausenden von Immobilienverkäufen in
Überschwemmungsgebieten, oder zumindest ihre Verzögerung.

Das Repräsentantenhaus und der Senat haben sich am Donnerstag, 27.
Dezember, zu kurzen Sitzungen von jeweils weniger als fünf Minuten
getroffen. Je ein republikanisches Mitglied eröffnete die Sitzung mit zwei
Hammerschlägen, hörte sich an, welche Wortmeldungen es gebe, und beendete
die Sitzung ohne jede Diskussion. Ähnliche Pro-Forma-Sitzungen sind für den
31. Dezember geplant, ehe beide Häuser erst im nächsten Jahr wieder
zusammentreten werden.

Die Fraktionsführer beider Parteien und das Weiße Haus sind sich einig,
nichts zur Beendigung des Shutdown zu unternehmen, bis der Kongress am 3.
Januar wieder zusammentritt. Er weist eine Demokratische Mehrheit im
Repräsentantenhaus und eine leicht vergrößerte Republikanische Mehrheit im
Senat auf.

Nancy Pelosi, die Demokratische Fraktionsführerin im Repräsentantenhaus,
wird vermutlich am 3. Januar zur Sprecherin gewählt. Sie hat angekündigt,
dass die neue Demokratische Mehrheit als erstes eine Folgeresolution
verabschieden werde, die sich an derjenigen orientiert, die letzte Woche
vom Senat einstimmig angenommen und dann von Trump blockiert worden war.
Damit könnten die betroffenen Bundesministerien ab dem 8. Februar wieder
Geld bekommen.

Berichten zufolge erwägen die Demokraten im Kongress noch zwei weitere
Optionen: Eine Resolution, die die Finanzierung der betroffenen Behörden
bis zum Ende des Haushaltsjahres am 30. September garantiert, oder
Fördermittel für alle Bundesbehörden für das ganze Jahr, abgesehen vom
Heimatschutzministerium. Dieses würde durch eine Folgeresolution so lange
finanziert werden, bis die Diskussion über die Grenzmauer abgeschlossen
ist.

Alle diese Maßnahmen laufen nur auf politische Effekthascherei hinaus. Der
Mehrheitsführer im Senat Mitch McConnell wird ohnehin alle Maßnahmen,
Folgeresolutionen oder Fördermittel abblocken, solange das Weiße Haus nicht
dafür stimmt.

Trump ist für den Shutdown verantwortlich. Er hatte ursprünglich
angekündigt, er werde eine Folgeresolution unterzeichnen, obwohl sie kein
Geld für die Grenzmauer vorsieht. Daraufhin kritisierten Medienexperten von
Fox News und rechten Radiosendungen diese Entscheidung aufs Bitterste.
Seither hat Trump die Konfrontation verschärft und mit ausländerfeindlichem
Rassismus an seine faschistische Unterstützerbasis appelliert.

Diesen Kurs hielt der Präsident auch während seines Blitzbesuches bei den
US-Soldaten im Irak bei. Von dem westirakischen Luftwaffenstützpunkt Al
Asad aus griff er die Demokraten heftig an. Er behauptete, während die
Soldaten "die Grenzen eines anderen Landes verteidigten", seien die
Demokraten nicht einmal bereit, die Grenzen der USA zu verteidigen.

Weder die Demokraten, noch die Mainstreammedien reagierten in irgendeiner
Form auf diesen dreisten Versuch, das Militär zu politisieren und als Waffe
gegen Trumps Kritiker im Inland einzusetzen.

Am Freitag ging Trump weiter auf das Thema ein. Er drohte mit der
Schließung der amerikanisch-mexikanischen Grenze, wenn die Demokraten "uns
nicht das Geld für den Mauerbau geben und die lächerlichen
Einwanderungsgesetze ändern, mit denen unser Land belastet ist. (...)
Entweder wir bauen eine Mauer, oder wir schließen die Südgrenze."

Etwas Derartiges wäre völlig illegal - der Präsident hat nur im Falle eines
echten nationalen Notstands, von dem heute keine Rede sein kann, die
Autorität zur Schließung der Grenze. Es wäre außerdem eine wirtschaftliche
Katastrophe für beide Länder. Der grenzüberschreitende Handel zwischen den
USA und Mexiko beläuft sich auf nahezu zwei Milliarden Dollar täglich. Jede
Störung hätte vor allem für Staaten wie Texas, New Mexico, Arizona und
Kalifornien schwerwiegende Folgen.

Trump drohte außerdem mit der Einstellung aller amerikanischen Finanzhilfen
für Honduras, Guatemala und El Salvador, wenn die Regierungen dieser
Staaten nichts gegen die massenhafte Flucht von Arbeitern vor politischer
Unterdrückung, Bandengewalt und extremer Armut unternähmen.

Die Mainstreammedien stellen den Konflikt um die Finanzierung der
Grenzmauer als epische Schlacht der Prinzipien dar. Allerdings haben die
Demokraten bereits früher einer Finanzierung der Mauer zugestimmt. Letzten
Februar hatten sie sich mit den Republikanern darauf geeinigt, dass im
Gegenzug die jungen Immigranten weiterhin begrenzten Schutz erhalten
sollten. Trump hatte zuvor das "Dreamers"-Programm DACA (Deferred Action
for Childhood Arrivals), das Immigrantenkinder vor Abschiebung schützte,
einseitig beendet. Der Februar-Deal scheiterte schließlich, weil Trump
weitere Zugeständnisse forderte, um legale Immigration zu verringern und
seine ultrarechten Unterstützer zu beschwichtigen.

Die den Demokraten nahe stehende Washington Post veröffentlichte am
Freitag einen Leitartikel, in dem sie dazu aufrief, "den Deal 'Mauer gegen
Dreamers' vom Februar wiederzubeleben. Die Redakteure der Post 
schrieben: "Trump will das Geld für sein Vorzeigeprojekt, die Mauer, so
dringend, dass er dafür einen teilweisen Shutdown der Regierung in Kauf
nimmt. Die Demokraten sollten ihm das Geld für die Mauer als Gegenleistung
für eine dauerhafte Korrektur des Einwanderungsstatus' der 'Dreamers'
geben." Weiter schrieb die Post, es seien "keine Prinzipienfragen,
die eine Einigung der beiden Parteien verhindern, sondern nur ihr Bemühen,
die jeweilige Basis zufriedenzustellen".

Die Post warnte Pelosi - völlig unnötigerweise! - vor einer zu
unnachgiebigen Haltung. Sie wies darauf hin, dass Gerichtsurteile, die
Trumps Beendigung des DACA vorübergehend aufgehoben hatten, "keineswegs von
Dauer sind, vor allem nicht, seitdem die Konservativen eine Mehrheit von 5
zu 4 im Obersten Gerichtshof genießen".
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Im Schatten: Heimerziehung 1949-1975

von Maria Anna Willer



"Was hier abgeht in diesem Staat - wir sind ja nur der Menschenmüll."
Harte Worte fanden Betroffene der Heimerziehung und Referenten auf der
Tagung "Heimkindheiten" an der Evangelischen Akademie Tutzing Ende
November. Betroffene der Missstände westdeutscher Heimerziehung der
Nachkriegsjahrzehnte, Vertreter aus Politik, Wohlfahrts- und
Sozialverbänden sowie Lehrende an Universitäten waren
zusammengekommen, um die Arbeit des Fonds Heimerziehung West zu
bilanzieren. In den Jahren 2006/07 hatten Betroffene die Missstände in
westdeutschen Heimen öffentlich gemacht und Petitionen beim Deutschen
Bundestag eingereicht. Sie hatten Entschädigung und historische
Aufarbeitung gefordert für das, was sie in ihrer Kinder- und
Jugendzeit in Heimen der damaligen Bundesrepublik und der ehemaligen
DDR erfahren mussten: Körperliche, seelische und sexuelle Gewalt,
Zwangsarbeit, Vernachlässigung, Vorenthalt von Bildung, um einige der
Missstände zu nennen. Die Petitionen bewirkten die Einrichtung des
"Runden Tisches Heimerziehung", als dessen Ergebnis der "Hilfsfonds
Heimerziehung" als Freiwilligenfonds "West" und "Ost" entstanden, in
den Bund, Länder sowie evangelische und katholische Kirche einzahlten.
Seine Umsetzung fand der Fonds über Anlauf- und Beratungsstellen auf
Landesebene, hier konnten Betroffene von 2012 bis 2014
Entschädigungszahlungen beantragen und Beratung erhalten. Ende 2018
stellt der Fonds Heimerziehung seine Arbeit ein.

Betroffene der Heimerziehung ziehen Bilanz

"Das reiche Deutschland war nicht in der Lage, die Opfer der
Heimerziehung entsprechend zu entschädigen, ein Hilfsfonds ist kein
Entschädigungsfonds", ist das Fazit von Sonja Djurovic, Zeitzeugin der
Heimerziehung, und sie weist auf Entschädigungspraktiken in den USA
oder Irland hin. Der Vorwurf, dass es Politik, Kirchen und
Wohlfahrtsträgern am Willen zur historischen Aufarbeitung gemangelt
habe, kommt nicht nur von Betroffenenseite. Der Sozialpädagoge Manfred
Kappeler benennt eine "extreme Machtasymmetrie" in der Zusammensetzung
des Runden Tisches Heimerziehung, an dem drei Betroffene 17
"Spitzenfunktionären" aus Politik, Kirche und Wohlfahrtsinstitutionen
gegenübersaßen. "Sie durften mit im
Boot sitzen, aber ohne Ruder", kommentiert die Situation Peter
Blickle, Betroffener und Mitglied im Fachbeirat der Anlaufstelle
Bayern. Alle Parteien außer Die Linke stimmten für die Einrichtung des
Hilfsfonds anstatt eines gesetzlich garantierten Entschädigungsfonds.
Heute bleibe einzig die Möglichkeit, über das
Opferentschädigungsgesetz den erfahrenen Missbrauch in der
Heimerziehung einzuklagen. Doch das Verfahren erfordere
Durchhaltevermögen und bewirke oft eine Retraumatisierung, weil die
Beweise von den Betroffenen erbracht werden müssen, berichten
Personen, die den Gerichtsweg gegangen sind. Als der stellvertretende
Referatsleiter für Jugendpolitik des Bayerischen Staatsministeriums
ans Rednerpult geht, kommt der Zwischenruf aus dem Auditorium: "Wir
brauchen hier den Justizminister, nicht den Sozialsekretär!" und
weiter: "Es sind Verbrechen passiert! Wir brauchen kein Mitleid, wir
wollen die Täter vor Gericht."

Ein Verdienst der Tagung war es, Betroffene und Vertreter aus Politik
und Wissenschaft zusammenzuführen und dass jede/r zu Wort kam. Breiten
Raum nahm die Präsentation der Forschungen ein, die vom Fonds in
Auftrag gegeben worden waren. "Wir brauchen weniger Forschung, mehr
direkte Hilfe an die Betroffenen", war von Betroffenenseite zu hören.
Eindrücklich gaben Betroffene Zeugnis über ihre Heimerfahrung, über
Folgeschäden, über ihren Einsatz für Rehabilitation und Anerkennung
der Missstände in Heimen. Klar äußerten sie ihre Frustration über
politische Entscheidungen, die gesellschaftliche Stigmatisierung von
"Heimkindern", die bis heute anhalte. Als die Bayerische
Staatsministerin Kerstin Schreyer das Schlusswort sprach und Urkunden
an die Mitglieder des Runden Tisches Bayern und die Verantwortlichen
der Anlauf- und Beratungsstelle überreichte, war von der brodelnden
Stimmung nichts mehr zu spüren. Die Staatsministerin sprach vom
"Rucksack", den die Betroffenen mit sich trügen und den sie wenn
möglich immer wieder ein Stück leichter machten. Die Tagung endete
harmonisch. Die Arbeit der Anlauf- und Beratungsstelle München wird
als Hilfs- und Beratungsangebot für Geschädigte der Heimerziehung
1949-75 weitergeführt werden.

Zeitzeugen berichten

"Die Sache holt einen einfach ein", berichtet Detlev Z. Im Alter von
drei Jahren kam er ins Pietistenheim Korntal, ab vier Jahren erfuhr er
massive Vergewaltigungen, auch von Frauen im Nonnenkleid. Jahrzehnte
später kamen Depressionen, sozialer Rückzug, Panikattacken und
sogenannte Flashbacks. Er arbeitete als Krankenpfleger, hatte Zugang
zu Medikamenten und versuchte den Suizid. Offen erzählen die
Betroffenen von den schockierenden Missständen der damaligen
Heimerziehungspraxis. Zwei Zeitzeugenberichte, auf Tonband gesprochen,
werden für das Auditorium abgespielt. Die Zeitzeugen sitzen daneben.
"Das schlimmste war nicht mal die harte Zwangsarbeit im Torfstich,
sondern: Du hörst den ganzen Tag kein gutes Wort", berichtet Joachim
von Haxthausen. Katharina Nusser von der Anlauf- und Beratungsstelle
Bayern moderiert die anschließende Diskussion: "Was hat Sie befähigt,
das zu überstehen?", fragt sie die Zeitzeugen. "Es gibt zwei Sorten
von Menschen: Die einen kämpfen, die anderen geben auf. Ich gehöre zur
Sorte Kämpfer", lautet eine Antwort. Wovon die Betroffenen individuell
und anschaulich konkret berichten, fassen die in Auftrag gegebenen
Studien abstrakt zusammen: Die Studie des Instituts für
Praxisforschung und Projektberatung unterscheidet Gewaltformen:
psychische, sexualisierte, soziale, religiöse Gewalt,
Isolationserfahrung, Vernachlässigung. Der Versuch, ein "individuelles
Bewältigungspotential" in Zahlen zu messen, ergibt laut Studie, dass
es nur knapp 19 Prozent der befragten Betroffenen gelingt, in ihrem
heutigen Leben laut Selbsteinschätzung "zufrieden" oder "sehr
zufrieden" zu sein. In die Studie flossen die Angaben 160 Betroffener
ein - es sind diejenigen, die sich aktiv an die Anlauf- und
Beratungsstellen wandten. Nicht berücksichtigt sind die Menschen, die
Suizid begingen oder bei den Anlauf- und Beratungsstellen erst gar
nicht vorsprachen.

Akteneinsicht und historische Aufarbeitung

"In welchen Heimen war ich eigentlich und wie lange?" fragten sich
ehemalige Heimkinder. Als sie begannen nachzuforschen, verlief die
Recherche oftmals ergebnislos: Die Akten waren geschreddert, oder die
Auskunft wurde verweigert. Mit der Einrichtung des Fonds ging ein
Verbot der Aktenvernichtung einher. Erstmals entstand ein
gesellschaftliches Bewusstsein über die Notwendigkeit der historischen
Aufarbeitung der damaligen Missstände in Heimen. Der
Politikwissenschaftler Manfred Spieker stellt die "Aufarbeitung durch
Erinnerungskultur" in Beziehung zum Konzept der Menschenwürde.
Erinnerung diene der Bewahrung und dem Schutz der Menschenwürde als
kollektives Gut. Ist die Würde eines Menschen verletzt, sei es die
Verantwortung aller, auch der nicht direkt Betroffenen, sie
wiederherzustellen. Liege die Verletzung in der Vergangenheit, komme
der Erinnerung und Erinnerungskultur diese Bedeutung zu. Machtträger
hätten dabei immer Einfluss auf die Struktur des Erinnerns. Wie
zufällig weist Spieker auf die Begleitbroschüre des Fachtags "Der
lange Schatten des Völkermords an Sinti und Roma" hin, der wenige
Wochen zuvor in München stattfand und ebenfalls aus Mitteln des Fonds
finanziert wurde. Als kleiner Fachtag vor der großen Tagung hatte er
die besondere Situation von Sinti und Roma im Blick, die nach 1945 in
Heimen untergebracht waren und deren Eltern und Verwandte direkte
Betroffene der NS-Verfolgung waren. Missstände in Heimen der
Nachkriegsjahrzehnte und die Folgen des NS-Genozids kommen hier
zusammen (siehe Ossietzky 23/2018).

Auf den ersten Blick waren die Tagungsthemen in Tutzing ausgewogen,
auf den zweiten waren fehlende Inhalte erkennbar. Eine Betroffene
berichtet, sie habe eine Studie über Säuglingsheime beim Runden Tisch
beantragt. "Säuglinge können nicht als Zeitzeugen erzählen, ich habe
keine Erinnerung an meine Säuglingszeit. Darum die beantragte Studie,
zu der es nie kam." Die Tagung sollte den Abschluss des Fonds
Heimerziehung bilden, die vielen verbliebenen Leerstellen zeigen, dass
die Tagung für manche Themen erst den Anfang machte.

Maria Anna Willer ist Europäische Ethnologin M. A. und arbeitet
freiberuflich. Zuletzt erschien von ihr die Publikation "Der Junge
aus Auschwitz... eine Begegnung. Das Leben des Münchner Sinto Peter
Höllenreiner nach 1945".

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft
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FEATURE/1168: Deutschlandfunk Kultur - Die Erben des Louis Braille, 3.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Erben des Louis Braille

Neue Technik und Behandlungsmethoden für Blinde und Sehbehinderte

Von Dirk Asendorpf

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 3. Januar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die von Louis Braille vor fast 200 Jahren entwickelte Punktschrift
erlaubt das Lesen und Schreiben ohne Augenlicht. Heute können Blinde
und Sehbehinderte sich auch in ungewohnter Umgebung sicher
orientieren, im Internet surfen, eine gedruckte Zeitung lesen, Farben
und Gesichter erkennen und manchmal sogar einen Teil ihrer verlorenen
Sehkraft zurückgewinnen. Medizinischer Fortschritt und neue Technik
machen es möglich. Vor allem das Smartphone bietet vielfältige
Unterstützung im Alltag. Dazu kommen neu entwickelte Implantate,
Operationsverfahren und Medikamente. Allerdings kann längst nicht
jeder Betroffene davon profitieren. Oft fehlt es an umfassender
Information und viele der neuen Hilfsmittel und Behandlungsmethoden
sind sehr teuer.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1819: Deutschlandfunk Kultur - Über das Gewicht des ersten Satzes, 4.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Immer fällt mir, wenn ich an den Indianer denke, der Türke
ein

Über das Gewicht des ersten Satzes

Von Sieglinde Geisel

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 4. Januar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Für den ersten Eindruck gibt es keine zweite Chance - diese
Lebensweisheit gilt auch für den Moment, in dem ein Leser die erste
Seite eines Romans aufschlägt. Ob Karl May oder James Joyce: In den
ersten Minuten des Lesens entscheidet sich, ob man mit Herzklopfen,
Kopfschütteln, Schmunzeln, Stirnrunzeln weiterlesen - oder das Buch
gleich wieder aus der Hand legen wird. Für den Autor stellt sich die
Frage: Lade ich meine Leser ein oder verstöre ich sie? Rolle ich einen
roten Teppich für sie aus oder lasse ich sie ungerührt ins kalte
Wasser springen? Schriftsteller und Leser geben Auskunft über ihre
Erfahrungen mit dem ersten Satz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018
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MUSIK/2799: Deutschlandfunk - Der Liedermacher Wenzel und Band, 4.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Leises Aufbegehren

Der Liedermacher Wenzel und Band

On Stage

Freitag, 4. Januar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Welt hat sich in den vergangenen Jahren massiv verändert, Wenzel
auch. Der Musiker, Autor, Komponist und Regisseur ist seit 1976 in der
deutschen Lied- und Kulturszene unterwegs mit sprachklugen, oft
zynischen Texten. Doch in Zeiten allgemeiner verbaler Aufrüstung sieht
er den Ausweg nicht in einem noch lauteren, sondern im leisen
Aufbegehren und in einem Bekenntnis zur Kultur. Seine Lieder sind
surreale Mixturen über eine Welt, die am Abgrund steht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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TALK/1626: Deutschlandfunk - Richtig versichern, 3.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Richtig versichern

Vorsorge gegen Unfälle und Invalidität

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 3. Januar 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Es kann auf dem Weg zur Schule passieren oder zur Arbeit, im Haushalt,
in der Freizeit oder im Auslandsurlaub: Sicherheit vor einem Unfall
gibt es nirgends. Umso wichtiger ist es deshalb, gegen Unfälle und
ihre möglichen Folgen bis hin zur dauerhaften Erwerbsunfähigkeit
abgesichert zu sein. Aber welche Versicherungen sind wirklich nötig
und sinnvoll? Wo muss der Arbeitgeber, wo der Arbeitnehmer aktiv
werden? Wie unterscheiden sich die Policen für Kinder, Jugendliche und
Erwachsene? Und auf welche Versicherungsangebote kann man getrost auch
verzichten?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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ETHIK/1282: Zehn Jahre Deutscher Ethikrat - ein Rückblick (Infobrief - Deutscher Ethikrat)


Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 23 - Juli 2018 - 02/18

In eigener Sache

Zehn Jahre Deutscher Ethikrat



Am 11. April 2008 wurde der Deutsche Ethikrat ins Leben gerufen -
ein Rückblick.

Es war die erste Begegnung zwischen Bundespräsident Frank Walter
Steinmeier und den Mitgliedern des Deutschen Ethikrates. Der
Bundespräsident hatte aus Anlass dieses Jubiläums zu einem offiziellen
Empfang am 26. Juni ins Schloss Bellevue eingeladen.

Steinmeier würdigte die ertragreiche Arbeit des Ethikrates, der sich
in den vergangenen Jahren bereits zu vielen ethischen Grenzfragen
geäußert habe, aber auch "den Blick voraus auf die großen ethischen
Herausforderungen am Horizont der Wissenschaft" werfe, zu denen er
Eingriffe in das menschliche Genom und in das menschliche Gehirn sowie
zu Fragen der künstlichen Intelligenz zählte. "Zu dieser
gesellschaftlichen Debatte leisten Sie mit Ihrer Arbeit einen
wichtigen Beitrag" resümierte Steinmeier. "Die Würde des Menschen ist
dabei Ihr Kompass. Ihren Rat wird die Politik auch in den nächsten
zehn Jahren und darüber hinaus dringend brauchen."

Für den Ethikrat seien diese nachdenkenswerten und anregenden Worte
Ermutigung und Ansporn, so Peter Dabrock, der Vorsitzende des
Ethikrates.

Vom Nationalen Ethikrat zum Deutschen Ethikrat

Steinmeiers Name ist mit der Genese des Ethikrates eng verbunden. Als
Kanzleramtsminister unter Bundeskanzler Gerhard Schröder war der
jetzige Bundespräsident an der Einrichtung des Nationalen Ethikrates
beteiligt, der im Juni 2001 auf Beschluss der Bundesregierung als
nationales Forum des Dialogs über ethische Fragen in den
Lebenswissenschaften eingerichtet worden war. Seine Nachfolge trat am
11. April 2008 der Deutsche Ethikrat auf Grundlage des am 1. August
des Vorjahres in Kraft getretenen Ethikratgesetzes an. Dem Deutschen
Ethikrat ist per Gesetz aufgetragen, die ethischen,
gesellschaftlichen, naturwissenschaftlichen, medizinischen und
rechtlichen Fragen sowie die voraussichtlichen Folgen für Individuum
und Gesellschaft zu verfolgen, die sich im Zusammenhang mit der
Forschung und den Entwicklungen insbesondere auf dem Gebiet der
Lebenswissenschaften und ihrer Anwendung auf den Menschen ergeben. Zu
seinen Aufgaben gehört es, die Öffentlichkeit zu informieren und den
gesellschaftlichen Diskurs zu fördern, Stellungnahmen und Empfehlungen
für politisches und gesetzgeberisches Handeln zu erarbeiten sowie mit
nationalen Ethikräten und vergleichbaren Einrichtungen anderer Staaten
und internationaler Organisationen zusammenzuarbeiten.

Öffentlicher Diskurs

Seinem gesetzlichen Auftrag folgend - Impulse für einen breiten
öffentlichen Diskurs zu geben und Antworten auf Fragen anzubieten,
über die sich die Gesellschaft als Ganze verständigen muss -, hat der
Deutsche Ethikrat in den zehn Jahren seines Bestehens zu 15
ganztägigen öffentlichen Tagungen und 17 öffentlichen
Abendveranstaltungen der Reihe Forum Bioethik eingeladen und darüber
hinaus weitere öffentliche Sitzungen, Anhörungen und andere
Veranstaltungen zu drängenden bioethischen Fragestellungen
durchgeführt. Das Themenspektrum reichte dabei von der
Fortpflanzungsmedizin in Deutschland, personalisierter Medizin und
Forschung am Menschen über Neuroimaging, Big Data und Gesundheit,
autonome Systeme und Eingriffe in das menschliche Erbgut bis hin zu
Intersexualität, Migration und Gesundheit sowie Ernährung der
Weltbevölkerung. Im Mittelpunkt der jüngsten, aus Anlass des
zehnjährigen Jubiläums zweitägigen Jahrestagung des Deutschen
Ethikrates stand die Frage, inwieweit unser Verständnis von
Menschenwürde durch neue Technologien herausgefordert wird (siehe
Beitrag S. 1 ff.).

Stellungnahmen und Empfehlungen

In seinen Stellungnahmen bündelt der Ethikrat die in der Gesellschaft
und von seinen Mitgliedern angestellten Überlegungen, entwickelt
Argumentationslinien und zeigt Lösungswege und Handlungsoptionen auf,
die in konkrete Empfehlungen münden. In den vergangenen zehn Jahren
hat der Deutsche Ethikrat 14 umfangreiche Stellungnahmen zu Themen wie
Anonyme Kindesabgabe, Präimplantationsdiagnostik, Patientenwohl und
Big Data vorgelegt. Drei Stellungnahmen - Intersexualität,
Gendiagnostik und Biosicherheit - hat der Rat im Auftrag der
Bundesregierung erarbeitet. Seit 2012 verfasst der Deutsche Ethikrat
auch sogenannte Ad-hoc-Empfehlungen. Auf diese Weise kann der Rat auf
aktuelle Themen zeitnah reagieren. Bislang hat der Rat sieben
derartige Empfehlungen zu Themen wie Beschneidung, Suizidprävention
und Keimbahneingriffen beim Menschen herausgegeben. Zweimal jährlich
erscheint zudem der Infobrief, in dem die vom Rat erörterten Themen
einer breiteren Öffentlichkeit in komprimierter Form vorgestellt
werden.

Internationale Zusammenarbeit

Im internationalen Diskurs ist der Deutsche Ethikrat fest verankert.
Ausdruck dieses grenzüberschreitenden Austauschs sind sowohl die
regelmäßigen Treffen mit den Ethikräten Frankreichs und
Großbritanniens sowie Österreichs und der Schweiz als auch der Global
Summit der nationalen Ethik-/Bioethik-Komitees, dessen Gastgeber der
Deutsche Ethikrat im März 2016 war.

Über all seine Aktivitäten informiert der Ethikrat ausführlich auf
seinen Internetseiten, die pünktlich zum Jubiläum neu gestaltet wurden
(siehe Beitrag Seite 11). (Fl)


Info

Links

Empfang beim Bundespräsidenten:

www.ethikrat.org/weitere-veranstaltungen/empfang-des-deutschen-ethikrates-beim-bundespraesidenten

Ethikratgesetz: www.ethikrat.org/ethikratgesetz

 * 

Quelle:

Infobrief Nr. 23 - Juli 2018 - 02/18, Seite 9 - 10

Informationen und Nachrichten aus dem Deutschen Ethikrat

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften
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DEMENZ/418: Roboter in der Altenpflege - Betroffene einbeziehen (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Entwickler müssen Betroffene einbeziehen

Gespräch mit Hannes Eilers



Ein Höhepunkt auf dem Alzheimer-Kongress in Weimar war der Besuch von
Emma, einem Roboter zur Aktivierung und Betreuung von Menschen mit
Demenz. Entwickelt wird er im Labor für Robotik der Fachhochschule
Kiel von Hannes Eilers in Kooperation mit der Diakonie Altholstein.
Seit Februar 2017 ist Emma regelmäßig zu Gast in einer Demenz-WG in
Kiel. Eilers entwickelt ihre Anwendungen auf der Basis der Erfahrungen
mit den demenzkranken Bewohnerinnen und Bewohnern weiter.

Im Moment hat Emma vier verschiedene Anwendungen im Programm, unter
anderem eine Tanzstunde. Sie spielt dabei Musik, gibt Kommandos
("links herum", "rechts herum", "Arme hoch" usw.) und macht die
Bewegungen auch vor. Außerdem kann sie eine Art Memory spielen und
damit ein Gedächtnistraining durchführen. Emma misst dabei die
Leistung des Bewohners und speichert sie. Die Betreuungskräfte können
auf diese Weise sehen, wie sich die Leistung eines Bewohners über
einen längeren Zeitraum entwickelt.

In drei bis vier Jahren soll Emma serienreif sein und an Einrichtungen
der stationären Altenpflege verkauft werden. Hannes Eilers schätzt,
dass sie dann rund 40.000 Euro kosten wird.

Am Rande des Kongresses in Weimar konnten wir mit Hannes Eilers über
Emma sprechen.


Alzheimer Info: Emma kommt bei den Teilnehmern hier
auf dem Kongress sehr gut an. Viele behandeln sie fast wie eine
richtige Person: Sie sprechen Emma an, streicheln ihr den Kopf und
zeigen Mitleid, wenn sie von Ihnen etwas grob durch die Gegend
geschoben wird. Wie reagieren Menschen mit Demenz auf Emma?

Hannes Eilers: Die meisten reagieren genau so, offen und
positiv. Wir stellen fest, dass Empathie für den Roboter entsteht,
etwa in dem Maße, wie sie auch für ein Haustier entstehen würde. Die
Bewohner der Demenz-WG unterscheiden aber ganz klar zwischen anderen
Menschen und "der Puppe", wie sie Emma nennen. Mit Puppen spricht man
auch, spielt mit ihnen und schreibt ihnen Gefühle und eine
Persönlichkeit zu. Aber sogar kleine Kinder wissen ja, dass Puppen
keine echten Menschen sind.

Ihnen schlägt aber auch viel Skepsis entgegen. Eine große
Befürchtung ist, dass Roboter zukünftig in der Altenpflege eingesetzt
werden könnten, um menschliche Arbeitskraft einzusparen.

Emma kann nichts leisten, was die Arbeitsleistung eines Menschen auch
nur annähernd ersetzen könnte. Sie kann keine komplexen Bewegungen
machen, keine schweren Gegenstände aufheben und kein zusammenhängendes
Gespräch führen. Sie muss immer von Betreuungskräften begleitet werden
und kann nicht eigenständig mit Bewohnern arbeiten. Deshalb kann sie
nur ein zusätzliches Angebot sein. In Bezug auf Robotik und Künstliche
Intelligenz sind wir einfach noch nicht so weit, wie Hollywood uns das
manchmal weismachen möchte.

Emma hat das Potenzial, persönliche Daten zu verarbeiten, zum
Beispiel den Beruf eines Bewohners. Damit kann ein Gedächtnistraining
noch individueller gestaltet werden. Außerdem kann sie Daten über die
Nutzer erheben, etwa ihre geistige Tagesform. Menschen mit Demenz
können das unter Umständen nicht mehr überblicken. Was sagen Sie vor
diesem Hintergrund zum Thema Datenschutz?

Pflegeeinrichtungen haben Standards zum Thema Datenschutz. Zum
Beispiel sind persönliche oder medizinisch sensible Daten in einem
abschließbaren Schrank, zu dem nicht alle Zugang haben. Diese
Prinzipien kann man auf die Daten übertragen, mit denen Emma arbeitet.
Alle sensiblen Daten können lokal gespeichert werden und müssen die
Einrichtung nie verlassen. Emma kann allerdings eine Verbindung zum
Internet herstellen, vor allem um Software-updates herunterzuladen.
Hier gilt: Man kann immer zwischen Kosten und Sicherheit wählen. Ein
System, in dem persönliche Daten vor externem Zugriff sehr sicher
geschützt sind (Stichwort NSA), kostet in der Entwicklung sehr viel
Geld. Ein unsicheres System ist günstig. Und dazwischen sind viele
Abstufungen denkbar.

Außerdem sind bestimmte Funktionen, zum Beispiel Spracherkennung, zur
Zeit mit einem hohen Sicherheitsstandard einfach nicht zu haben. Wenn
ich mit dem Roboter fließend sprechen möchte, bin ich gezwungen,
Audio-Daten zu einem ausländischen Anbieter zu schicken. Wenn ich das
nicht möchte, kann ich diese Funktion nicht nutzen. Ich bezahle also
mit meinen Daten für bestimmte Funktionen.

Ich habe den Eindruck, dass die wenigsten Menschen das überblicken
können - oder wollen.

Das Wichtigste ist, dass man die Nutzer in die Entwicklung einbindet.
Nur so kann man digitale Systeme entwickeln, die passend sind.
Außerdem verstehen die Nutzer dann die Zusammenhänge eher und können
selbst entscheiden, ob sie etwa Daten in die USA übertragen wollen
oder nicht.

Wozu brauchen Menschen mit Demenz überhaupt einen Roboter? Ist
menschlicher Kontakt nicht viel wichtiger?

Wie gesagt kann Emma den echten Menschen nicht einmal annähernd
ersetzen. Aber mit Emma zu spielen macht großen Spaß. Ich finde, es
gibt bei uns eine Tendenz, ältere Menschen oder Menschen mit Demenz
von neuen Technologien fernzuhalten. Gleichzeitig spielen wir alle
gern mit unseren Smartphones.

Es gibt zu wenig passende Angebote für Menschen mit Demenz. Technik
sollte aber so funktionieren, dass sie auch an diesem
gesellschaftlichen Fortschritt teilhaben können.

Wir danken Ihnen für das Gespräch!

Das Interview führte Astrid Lärm, DAlzG

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/18, S. 7 - 8

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEMENZ/417: Schöne Momente teilen - Neue App soll Verhältnis von Angehörigen und Pflegekräften stärken (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Schöne Momente teilen

Eine neue App soll das Verhältnis von Angehörigen und Pflegekräften
stärken

von Astrid Lärm, DAlzG



Claudia Kahl erhält ein Foto ihrer 99-jährigen Mutter direkt aufs
Smartphone. Das Bild zeigt die demenzkranke Frau zufrieden beim Essen
in ihrem Pflegeheim in Berlin-Steglitz. Nachdem sie eine Zeit lang
wenig Appetit hatte, geht das Essen an diesem Tag wieder besser.
Geschickt hat das Bild eine Pflegekraft über die
Kommunikationsplattform myo. Mit Hilfe dieser App können Pflegekräfte
Bilder, Videos und kurze Texte direkt auf das Smartphone eines
Angehörigen schicken. Die Angehörigen können darauf antworten. Das
Agaplesion Bethanien Sophienhaus in Berlin-Steglitz ist als
Einrichtung an der Entwicklung der Plattform beteiligt. Eine Gruppe
von Angehörigen, unter anderem Claudia Kahl, hat die App ein Jahr lang
getestet.

Myo-Gründer Jasper Böckel und Felix Kuna kamen nach einem Praktikum im
Pflegeheim auf die Idee für die App. Böckel erzählt: "Wir waren
beeindruckt von der aufopferungsvollen, liebevollen Arbeit der
Pflegekräfte. Diese Arbeit ist aber für die Angehörigen oft
unsichtbar. Gleichzeitig machen sich Angehörige Sorgen, wie es den
Bewohnern im Heim geht. Viele haben ein schlechtes Gewissen - vor
allem wenn sie weit entfernt wohnen und nicht so oft zu Besuch kommen
können." Dadurch komme es immer wieder zu Missverständnissen und
unnötigen Konflikten. Dabei soll myo helfen.

"Ich bekomme regelmäßig mehrmals pro Woche kleine Mitteilungen und
Fotos von Mutti", sagt Claudia Kahl. Sie sieht dann, dass ihre Mutter
an Aktivitäten oder Festen in der Einrichtung beteiligt ist und daran
Freude hat. "Meine Mutter vergisst diese Erlebnisse oft und erzählt
nicht von sich aus davon." Für Claudia Kahl sind die kurzen Infos eine
große Bereicherung: "Ich freue mich, zu sehen, dass es meiner Mutter
gut geht und bedanke mich jedes Mal dafür." Die App fördere dadurch
ihr gutes Verhältnis zu den Pflegekräften, ersetze aber nicht den
persönlichen Kontakt. Alle wichtigen Themen bespricht sie weiterhin im
direkten Gespräch. Sensible rechtliche oder medizinische Informationen
werden über die App nicht geteilt. Das ist vonseiten der Einrichtung
so festgelegt. Bewohner bzw. Angehörige haben eine
Einverständniserklärung unterschrieben.

Grundsätzlich können Einrichtungen, die myo kaufen, selbst definieren,
wie sie die App einsetzen. Sie entscheiden, welche Art von
Informationen von wem geteilt werden dürfen und wo die Daten
gespeichert werden. Die Daten werden verschlüsselt übertragen und die
Firma myo hat selbst keinen Zugriff darauf. Grundsätzlich ist auch
eine Schnittstelle zur Pflegedokumentation möglich, sodass die in myo
dokumentierten Betreuungsleistungen direkt in die Pflegedoku
übertragen werden. Bisher nutzen vier Pflegeheime die neue App.

"Einrichtungen haben ein großes Interesse daran, auch administrative
Informationen über die App zu teilen", sagt Jasper Böckel. Vor allem
aber soll myo die Verbindung zwischen Angehörigen und Pflegekräften
stärken. Der Name ist abgeleitet von Myosotis, dem lateinischen Namen
für Vergissmeinnicht.

Internet:

www.myo.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/18, S. 5 - 6

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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AUSLAND/8934: Aus aller Welt - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Präsident Xi: Wiedervereinigung mit Taiwan ist unvermeidbar

Seit dem Amtsantritt von Taiwans Präsidentin Tsai Ing-Wen und ihrer
Fortschrittspartei (DDP) hat sich das Verhältnis der Inselrepublik zu
Peking massiv verschlechtert. Aber auch im eigenen Land stößt die
China-Politik der Präsidentin zunehmend auf Ablehnung. So erlitt die
DDP bei den Kommunalwahlen im November vergangenen Jahres eine
deutliche Niederlage. Tsai In-Wen trat anschließend als Vorsitzende
der DDP zurück, ist aber nach wie vor als Präsidentin im Amt. In
ihrer Neujahrsansprache stellte sie erneut klar, daß Taiwan niemals
seine Souveränität aufgeben werde.

Chinas Antwort auf diesen Affront erfolgte einen Tag später auf der
Gedenkfeier zum 40jährigen Jubiläum der Veröffentlichung eines
Appells der kommunistischen Führung an Taiwan, in dem Peking die
Regierung in Taipeh zu einer friedlichen Wiedervereinigung aufruft.
In seiner Rede betonte der chinesische Staatschef Präsident Xi
Jinping nach Informationen der Nachrichtenagentur Xinua, daß niemand
den Trend in Richtung Vereinigung aufhalten könne. China behalte sich
die Möglichkeit vor, alle erforderlichen Mittel zu ergreifen - auch
militärische.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8934: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Crystal-Dealer in Erfurt vorläufig festgenommen

Die Erfurter Polizei hat bei der Kontrolle eines Fußgängers größere
Mengen der Droge Crystal Meth und mehrere hundert Euro Bargeld
gefunden. Die Beamten waren auf den 37jährigen aufmerksam geworden,
weil er eine rote Ampel ignoriert hatte. In seiner Wohnung fand die
Polizei nach eigenen Angaben außerdem Diebesgut. Nach Chemnitz in
Sachsen liegt die thüringische Landeshauptstadt im europäischen
Vergleich auf Platz zwei beim Konsum der synthetischen Droge Crystal.
Das geht aus einer Studie des European Monitoring Centre for Drugs
and Drug Addiction hervor, die im vergangenen Jahr in 60 europäischen
Städten die Abwässer überprüfte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8931: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Marinechef warnt vor militärischer Umzingelung Rußlands

Als Reaktion auf den Aufbau eines amerikanischen Raketenrings um
Rußland will das Verteidigungsministerium in Moskau seine
Kriegsmarine weiter ausbauen. Wie der Oberbefehlshaber der Russischen
Seekriegsflotte, Wladimir Koroljow, auf einer Sitzung in St.
Petersburg mitteilte, werden russische Kriegsschiffe in diesem Jahr
in allen wichtigen Gebieten der Weltmeere präsent sein. Der
Kommandeur begründete die Maßnahme unter anderem mit der Zunahme
amerikanischer Marineabwehrsysteme und der wachsenden Zahl
militärischer Operationen der USA und der NATO-Staaten nahe der
russischen Grenzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8933: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brandenburger SPD verliert an Zustimmung

Acht Monate vor der Landtagswahl in Brandenburg verliert die SPD laut
einer Forsa-Umfrage für die Märkische Allgemeine Zeitung in der
Wählergunst und rutscht auf 20 Prozent ab. Die mitregierenden Linken
liegen demnach bei 17 Prozent. Das rot-rote Regierungsbündnis unter
Ministerpräsident Dietmar Woidke (SPD) bräuchte für eine
Regierungsmehrheit also einen dritten Koalitionspartner. Stärkste
Kraft bei der Wahl am 1. September könnte die AfD werden, die derzeit
20 Prozent erreichen würde. CDU, Grüne und FDP kommen laut der
Umfrage auf 19, 12 und 5 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8932: Tragisches und Kurioses - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Zugunglück in Dänemark

Auf der 18 Kilometer langen Brücke über den Große Belt, einer
Meerenge zwischen den dänischen Inseln Fünen und Seeland, sind bei
einem schweren Zugunglück sechs Menschen ums Leben gekommen und 16
weitere verletzt worden. Nach bisherigen Kenntnissen könnte das
Unglück am Mittwochmorgen durch einen entgegenkommenden Güterzug, der
Lastwagen transportierte, ausgelöst worden sein. Vermutlich sei bei
dem gegenwärtigen starken Sturm ein Lkw von dem Güterzug
heruntergeweht worden und in den Schnellzug gekracht, teilte ein
Sprecher der Unfallkommission nach Angaben der dänischen
Nachrichtenagentur Ritzau mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8017: Aus Forschung und Technik - 02.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Forscher beobachten schnell schrumpfenden Planeten

Astronomen der Universität Genf sind mit Hilfe des Weltraumtelekops
Hubble einem seltsamen Himmelskörper auf die Spur gekommen, der nach
kosmischen Maßstäben rasant schrumpft. Wie die Forscher im Fachblatt
Astronomy & Astrophyics schreiben, entweichen gewaltige Mengen
Wasserstoff aus der Atmosphäre des 97 Lichtjahre von der Erde
entfernten Planeten GJ 3470b in den Weltraum. Auf diese Weise habe
der neptungroße Planet, der in 3,7 Millionen Kilometer Entfernung um
einen Roten Zwerg kreist, vermutlich bereits mehr als ein Drittel
seiner Gesamtmasse verloren. In nur wenigen Milliarden Jahren könnte
die Hälfte des Planeten verschwunden sein. Die Studie ist Teil des
Panchromatic Comparative Exoplanet Treasury (PanCET) Programms, das
sich unter anderem der Frage widmet, wie Planeten ihre Masse durch
Verdunstung verlieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8030: Aus aller Welt - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Brasiliens ultrarechter Präsident Bolsonaro legt Amtseid ab

In Brasilien hat am Dienstag der ultrarechte Präsident Jair Messias
Bolsonaro seine Amtseid abgelegt. Er sagte dazu, es sei der Tag, an
dem die Menschen begännen, sich vom Sozialismus, vom staatlichen
Gigantismus und vom politisch Korrekten zu befreien. Zum Abschluß
seiner Antrittsrede schwenkte er die brasilianische Flagge und rief,
diese werde niemals rot sein. Der ehemalige Fallschirmjäger Bolsonaro
ist ein bekennender Befürworter der brasilianischen Militärdiktatur.
Er selbst hat sieben ehemalige Militärs in sein Kabinett geholt,
außerdem den ultraliberalen Wirtschaftswissenschaftler Paulo Guedes.
Im Wahlkampf hatte Bolsonaro angekündigt, daß er keine neuen
Schutzgebiete ausweisen wird. Als eine der ersten Amtshandlungen hat
er die Verantwortung für die Schutzgebiete indigener und
afrobrasilianischer Gemeinschaften dem Amt für indigene
Angelegenheiten entzogen und dem Landwirtschaftsministerium
übertragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7989: Medizin und Gesundheitswesen - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Medikamente auch bei höheren Temperaturen haltbar

Der Klimawandel mit seinen steigenden Temperaturen macht nicht vor
der medizinischen Forschung halt. So sollen viele Medikamente, die
hierzulande verkauft werden, nicht bei mehr als 25 Grad Celsius
gelagert werden. Doch die letzten Hitzerekorde und die Aussicht, daß
die Zukunft weitere Temperatursteigerungen zu erwarten sind, haben 
dafür gesorgt, daß Wissenschaftler an Arzneimitteln arbeiten, die auch
größere Wärme vertragen können. Mittlerweile prüfen Pharma-Firmen, ob
sie die Haltbarkeit der Medikamente in Deutschland von nicht mehr als
25 Grad Celsius auf die in den internationalen Leitlinien vorgesehene
Temperatur von 30 Grad Celsius anheben. Trotzdem gibt Siegfried Throm
vom Verband der forschenden Pharma-Unternehmen (vfa) in Berlin
Entwarnung. Bei den berühmten 25 Grad soll es sich nicht um eine
absolute Obergrenze handeln. Schließlich verdirbt ein Medikament
nicht gleich, wenn es für einige Tage ein paar Grad höheren
Temperaturen ausgesetzt wird; von Zäpfchen und Cremes einmal
abgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8018: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 300.000 Verbraucherklagen gegen VW

Die Frist, sich der Verbraucherklage gegen den Volkswagenkonzern
wegen manipulierter Dieselmotoren anzuschließen, ist wegen Verjährung
der Schadenersatzansprüche am 31. Dezember abgelaufen. Bis dahin
haben rund 300.000 Autobesitzer ihrer Ansprüche geltend gemacht, wie
das Justizministerium in Berlin mitteilte. Das meldete unter anderem
die Deutsche Welle. Verbraucherschutzministerin Katarina Barley hatte
das Gesetz für Verbraucherklagen auf den Weg gebracht. Demnach können
nur bestimmte Verbände Klagen anstrengen, denen sich einzelne Bürger
anschließen dürfen. Die ersten Musterfeststellungsklagen hatten der
Verbraucherzentralen Bundesverband und der Automobilclub ADAC am 1.
November beim Oberlandesgericht Braunschweig eingereicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7941: Sprache, Kunst und Medium - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesarchiv will bald sein letztes Filmkopierwerk schließen

Weil das platzsparend und kostengünstig ist, soll in Zukunft alles
Filmmaterial digital gespeichert werden.

Das will die Bundeskanzlerin so. Beschlossene Sache ist, daß das
letzte Filmkopierwerk des Bundesarchivs in Berlin-Hoppegarten
geschlossen wird.

Vor diesem Schritt, der schon für dieses Jahr geplant ist, warnt der
Filmhistoriker Dirk Alt. Er verweist darauf, daß digitale Speicher
längst nicht die Haltbarkeit und Überlebensdauer haben wie analoges
Filmmaterial, das je nach Güte und Quelle unbeschadet mehrere hundert
Jahre aufbewahrt werden kann.

Dagegen gebe es für die digitale Langzeitspeicher und Lagerung noch
kein verläßliches Modell. Alt hält die Digitalisierung für einen
"verhängnisvollen Trend". Zwar bietet die digitale Speicherung riesige
Datenpotentiale, die aber wenig nützen, wenn sie nur für relativ kurze
Zeitspannen zur Verfügung stehen.

Laut Deutschlandfunk Kultur hat sich der Filmhistoriker mit anderen
Experten auf dem Gebiet zusammengeschlossen, die ebenfalls eine Gefahr
darin sehen, sich von der Möglichkeit des Filmkopierens endgültig
abzuschneiden.

Alts unermüdliche Warnungen haben auf politischer Ebene bisher nur bei
den Oppositionsparteien Rückhalt gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8008: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Türkei verlegt schweres Kriegsgerät an die Grenze zu Syrien

Die türkischen Streitkräfte haben in der Neujahrsnacht schwere
Waffen, gepanzerte Fahrzeuge, Panzer und Munition in die
osttürkischen Grenzprovinzen Mardin und Sirnak verlegt, wie die
staatliche Nachrichtenagentur Anadolu meldete. Die Operation dient
offiziell der Befestigung der Staatsgrenze zu Syrien. Damit handelt
es sich nicht um einen Aufmarsch zur Besetzung der syrischen Region
Manbidsch, um dort kurdische Volksverteidigungseinheiten zu
bekämpfen. Letzteren Plan hatte Präsident Erdogan zurückgestellt,
nachdem er die Offensive vor drei Wochen zunächst angekündigt hatte.
Erdogan stimmt seine Pläne für Syrien mit US-Präsident Trump ab, der
seinerseits einen Abzug der eigenen Soldaten aus Syrien, insbesondere
dem Gebiet um die Stadt Manbidsch, anstrebt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8022: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Pkw-Maut soll bis Oktober 2020 kommen

Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer hat über Twitter den Oktober
2020 als Termin genannt, bis zu dem auf deutschen Autobahnen die
Pkw-Maut eingeführt sein wird. Der CSU-Politiker hat am 30. Dezember
das Datum mit den Firmen vertraglich vereinbart, welche die Maut
erheben sollen. Das ist zum einen das deutsche Unternehmen CTS
Eventim, welches sich auf den Verkauf von Eintrittskarten und die
Organisation von Live-Veranstaltungen spezialisiert hat. Außerdem
wird der österreichische Verkehrsspezialist Kapsch TrafficCom die
Pkw-Maut erheben. Beide Firmen sind für die Maut zwölf Jahre lang
zuständig. Das entsprechende Auftragsvolumen wird mit knapp zwei
Milliarden Euro angegeben. Scheuer betonte noch einmal, daß die Maut
nicht zu einer finanziellen Mehrbelastung für inländische Pkw-Fahrer
führen wird. Sie werden über die Kfz-Steuer entlastet. Nur
ausländische Autobahnnutzer haben effektiv zu zahlen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7991: Tragisches und Kurioses - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Neujahrsschwimmen nicht mit aller Gewalt

Es ist immer wieder erstaunlich, wie viele Leute sich bei den
traditionellen und neuen Neujahrsschwimmen in die Fluten stürzen.

An etlichen Stränden der Nordseeküste wagten mehr oder minder viele
Unerschrockene ein kurzes Eintauchen. Auf Norderney kamen am
Weststrand rund 500 Menschen zum Anbaden. Viele von ihnen waren
kostümiert, obwohl das die Teilnehmer auch nicht wärmer halten soll. 
Allerdings kamen mehr Schaulustige als Schwimmer, um das Spektakel mit 
einem warmen Glas Punsch in der Hand zu verfolgen.

Aber längst nicht alle Neujahrsschwimmer fahren extra an die See. Auch
im Binnenland, etwa im Münsterland, trafen sich besonders
Hartgesottene, um etwas gegen den Kater zu tun und das neue Jahr zu
begrüßen. So wagten sich am Halterner Stausee rund 300 Teilnehmer in
das sechs Grad kühle Wasser. Etwas wärmer war es mit acht Grad im
Dortmund-Ems-Kanal in Münster, hier berichtete WDR1 von rund 200
Teilnehmern. In Münster fand das Neujahrsschwimmen bereits zum achten
Mal statt, in Haltern war es die zweite Auflage. Rettungsschwimmer
mußten nicht eingreifen.

An der Ostsee sah es anders aus. Aufgrund der Sturmwarnung des
Deutschen Wetterdienstes (DWD) wurden das Neujahrsanbaden in
Kühlungsborn und das "Warnemünder Turmleuchten" abgesagt.

Für Mecklenburg-Vorpommern erwartete der DWD am Neujahrstag Sturmböen
bis Windstärke 11. Laut NDR-MV hatte die Kurverwaltung in Kühlungsborn
deshalb schon am Montag auch das Neujahrsprogramm im Konzertgarten
abgesagt. Die Veranstalter des Warnemünder Turmleuchtens warteten noch
einen Tag, sagten dann aber auch Aktivitäten unter freiem Himmel ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8019: Arbeit, Soziales und Familie - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ausreichende Unterstützung für Online-Petition von Pflegekräften

Die von dem Krankenpfleger Stefan Cornelius aus Berge bei Osnabrück
initiierte Online-Petition gegen die Politik der niedersächsischen
Pflegekammer wurde von mehr als 30.000 Menschen unterzeichnet. Sie
verwahren sich gegen eine Zwangsmitgliedschaft bei der Kammer und
bemängeln die jüngsten Bescheide zur Erhebung der Mitgliedsbeiträge.
Die Pflegekammer setzt darin pauschal ein Jahreseinkommen von 70.000
Euro für die rund 80.000 Pfleger und Pflegerinnen in Niedersachsen
voraus. Diese sollen einen Beleg über ihre tatsächlichen Einkünfte
vorlegen, so daß ein entsprechender Mitgliedsbeitrag rückerstattet
werden kann. Die Präsidentin der Pflegekammer, Sandra Mehmecke, hat
inzwischen eine kritische Überprüfung der Beitragserhebung durch die
Kammerversammlung angekündigt.

2. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8000: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Später Blattfall womöglich Folge der Trockenheit

Laien wie Experten fragen sich gegenwärtig, wieso so viele Baumarten
in Deutschland so spät ihre Blätter verloren haben. Wissenschaftler
des Deutschen Wetterdienstes (DWD) in Offenbach vermuten laut dpa,
daß im Herbst die Trockenheit den Stoffwechselprozeß der Bäume
gestört hat. Dadurch soll sich die Korkschicht zwischen Blatt und
Zweig, die normalerweise den Blattfall bedinge, nicht richtig
ausgebildet haben. Allerdings räumen die Umweltforscher ein, daß
diese These wissenschaftlich noch nicht belegt ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8007: Märkte und Finanzen - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



EZB stellt Banca Carige unter Zwangsverwaltung

Die Europäische Zentralbank hat nach eigenen Angaben die
angeschlagene italienischen Banca Carige nach Rücktritt der meisten
Verwaltungsratsmitglieder unter Aufsicht von drei Interimsverwaltern
und einem Überwachungsausschuß gestellt. Die EZB will damit die
Stabilität des Geldinstituts aus Genua sichern und erreichen, daß
dieses die Kapitalvorschriften erfüllt. Beim letzten Bankenstreßtest
hatte sich die Banca Carige als "anfällig" herausgestellt. Der
Saniergungsplan der EZB, der für die Banca Carige eine
Kapitalerhöhung von 400 Millionen Euro vorsah, war im Dezember an der
Enthaltung des Großaktionärs Malacalza Investimenti gescheitert. Die
Familie Malacalza, die ihr Vermögen in der Stahlbranche gemacht hat,
hatte bereits mehr als 400 Millionen Euro in den Aufbau ihres Anteils
an der Bank gesteckt. An der Börse wurde die Banca Carige zuletzt
wegen ihres riesigen Berges an faulen Krediten mit rund 20 Millionen
Euro bewertet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8023: Aus Forschung und Technik - 02.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Vergaberegeln für 5G-Frequenzen in der Kritik

Der neue Mobilfunkstandard 5G soll nicht nur die Vorgängertechniken
wie LTE in den Schatten stellen, er soll sie auch alle ablösen. Somit
ist auch für einen Laien nachzuvollziehen, daß die kommende
Versteigerung der Frequenzen durch die Bundesnetzagentur für viel
Aufregung unter den Netzbetreibern sorgt. Wie afp unter Berufung auf
einen Welt-Artikel gerade meldet, haben mit Deutscher Telekom,
Vodafone und Telefónica die drei größten Netzbetreiber in
Deutschland gegen die Regel für die Vergabe der Frequenzen Klage
eingereicht. Nach Ansicht von Telekom sind die Auflagen dafür
unrealistisch. Überhaupt hat Deutschland die längsten
Genehmigungsverfahren für Antennenstandorte in Europa. Der Grund
hierfür liegt nicht zuletzt in zahlreichen bürokratischen Hindernissen
und tatsächlichen Hürden wie begrenzte Baukapazitäten und
Bürgerinitiativen. Außerdem wehrt sich die Telekom gegen Vorgaben,
wie sie ihr Netz ihren Konkurrenten gegenüber öffnen soll. Damit ist
das sogenannte Roaming gemeint, nach dem Kunden eines Anbieters in
Funklöchern automatisch auf die Netze der Konkurrenten umgeleitet
werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/242: Dem Bauplan der Evolution auf der Spur - Deutsch-israelisches Protein-Forschungsprojekt (idw)


Universität Bayreuth - 02.01.2019

Dem Bauplan der Evolution auf der Spur:

Deutsch-israelisches Protein-Forschungsprojekt der Universität Bayreuth



Zum 1. Januar 2019 startet an der Universität Bayreuth ein
deutsch-israelisches Projekt zur Proteinforschung, das den molekularen
Bauplänen der Evolution auf die Spur kommen will. Die Bayreuther
Wissenschaftler kooperieren dabei mit dem Max-Planck-Institut (MPI) für
Entwicklungsbiologie in Tübingen sowie mit drei Forschungspartnern in
Israel: dem Weizmann-Institut in Rehovot, der Universität Haifa und der
Universität Tel Aviv. Die Volkswagen-Stiftung fördert das Vorhaben in den
nächsten vier Jahren mit insgesamt 1,5 Millionen Euro.

"Die biochemische Forschung wird mit diesem Projekt zu einer 'Archäologie
des Lebens'", sagt Prof. Dr. Birte Höcker, Lehrstuhl für Biochemie, die
das Vorhaben an der Universität Bayreuth koordiniert. Zugleich betont sie,
dass es dabei nicht allein um den Blick zurück ins Laboratorium der
Evolution geht, sondern auch um Perspektiven für die Zukunft. "Wenn man
weiß, wie das Prinzip der Neuverwertung zu neuen Proteinfunktionen geführt
hat, lassen sich diese Erkenntnisse auf das gezielte Design funktionaler
Proteine und Proteinsysteme anwenden. Diese biotechnologischen
Innovationen können beispielsweise der Biomedizin oder der Landwirtschaft
zugutekommen und insgesamt das Leben auf der Erde verbessern helfen. Wir
freuen uns auf das von der Volkswagen-Stiftung geförderte Vorhaben,
insbesondere auf die Kooperation mit unseren israelischen Partnern, die in
der Proteinforschung international führend sind", erklärt Höcker. Für ein
fachlich verwandtes Forschungsprojekt ist die Bayreuther Biochemikerin vom
Europäischen Forschungsrat bereits mit einem ERC Consolidator Grant
ausgezeichnet worden.

Seit ihrem Ursprung vor etwa 3,7 Milliarden Jahren sind Proteine die
Schlüsselelemente des Lebens. Sie übernehmen im Organismus aller Lebewesen
die verschiedensten lebenswichtigen Funktionen, zum Beispiel bei
Stoffwechselvorgängen, Muskelbewegungen, Immunreaktionen oder der
Fortpflanzung. Alle Proteine bestehen aus miteinander verknüpften
Aminosäuren und falten sich in die unterschiedlichsten dreidimensionalen
Strukturen. Bei der Erforschung der Frage, wie sich Proteine im Verlauf
der Evolution herausgebildet haben, können die Projektpartner an die in
der Forschung unstrittige Erkenntnis anknüpfen, dass die Natur bei der
Entwicklung neuer Proteine schon vorhandene Bausteine wiederverwendet. Bei
diesen Bausteinen handelt es sich um Proteinsegmente, die in neue Proteine
eingebaut werden und hier - in Kombination mit weiteren Proteinsegmenten -
ganz neue Funktionen übernehmen können. Die Proteinsegmente, die in allen
Organismen eine besonders prominente Rolle spielen, heißen Domänen. Es
gibt sie in sehr unterschiedlichen Zusammensetzungen und
Faltungsstrukturen, in den meisten Fällen enthalten sie zwischen 100 und
200 Aminosäuren.

Ein Forschungsteam am Lehrstuhl für Biochemie der Universität Bayreuth und
am MPI für Entwicklungsbiologie in Tübingen hat nun bei Analysen dieser
Zusammensetzungen und Faltungsstrukturen eine faszinierende Entdeckung
gemacht: Domänen in Proteinen heute lebender Organismen enthalten Hinweise
darauf, wie sie und auch kleinere Segmente in früheren Stadien der
Evolution verwendet wurden. Genau diese Indizien sollen in dem neuen
deutsch-israelischen Verbundprojekt systematisch aufgespürt und
ausgewertet werden. Computersimulationen auf leistungsstarken Rechnern,
die mögliche Szenarien der Proteinentwicklung rekonstruieren und
vergleichen können, werden dabei ein wichtiges Instrument der Forschung
sein. Auf diese Weise wollen die Wissenschaftler den Mechanismen auf die
Spur kommen, welche die Herausbildung neuer Proteine - und damit die
Entstehung neuer Funktionalitäten - gesteuert und vorangetrieben haben.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 02.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / PRESSE





MELDUNG/604: Telefondolmetschdienst wird für hörgeschädigte Menschen günstiger (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 02.01.2019

Telefondolmetschdienst wird für hörgeschädigte Menschen günstiger

Präsident Homann: "Bundesnetzagentur senkt Kosten für Telefondolmetschdienst"



Die Bundesnetzagentur hat zum 1. Januar 2019 veranlasst, dass die
Gebühren für die private Nutzung des Vermittlungsdienstes für
gehörlose und hörbehinderte Menschen gesenkt wurden.


"Die Reduzierung der Kosten für die private Nutzung des
Telefondolmetschdienstes ist ein wichtiger Schritt, um die
Lebensverhältnisse gehörloser und hörbehinderter Menschen zu
verbessern", sagt Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.

Für die private Nutzung zahlen hörbehinderte Menschen jetzt keine
monatlichen Grundgebühren mehr. Außerdem haben sich die Minutenpreise
für die private Nutzung des Gebärdendolmetschdienstes verringert. Alle
Anrufer, hörgeschädigte wie auch hörende, zahlen nun einheitlich 0,14
Euro pro Minute für den Gebärdendolmetschdienst sowie für den
Schriftdolmetschdienst.

Vermittlungsdienst für gehörlose und hörgeschädigte Menschen

Der Vermittlungsdienst versetzt gehörlose und hörgeschädigte Menschen
in die Lage, Telefongespräche führen zu können. Dazu bauen sie eine
Video- oder Datenverbindung zu einem Dolmetscher des
Vermittlungsdienstes auf, der die gewünschte Person anruft und die
empfangene Mitteilung in Lautsprache übersetzt. Andersherum wird der
Wortinhalt des Gesprächspartners in Gebärden- oder Schriftsprache
übermittelt. Seit Juli 2017 steht der Vermittlungsdienst rund um die
Uhr zur Verfügung.

Ausschreibungsverfahren beendet

Anlass für die Gebührensenkung war die öffentliche Ausschreibung des
Vermittlungsdienstes für gehörlose und hörbehinderte Menschen für die
Jahre 2019 bis 2022. Die Tess - Sign & Script - Relay Dienste für
hörgeschädigte Menschen GmbH erhielt den Zuschlag für die Erbringung
des Dienstes bis Ende 2022.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.01.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3434: Hürden für Ausweisung absenken - Durchsetzung der Ausreisepflicht verstärken


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Januar 2019

Hürden für Ausweisung absenken - Durchsetzung der Ausreisepflicht
verstärken



Zur Forderung des Bundesinnenministers nach schärferen
Abschieberegelungen können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Thorsten Frei, wie folgt
zitieren:

"Hürden für Ausweisung absenken - Durchsetzung der Ausreisepflicht
verstärken

Die Verschärfung des Ausweisungsrechts und die bessere Durchsetzung
der Ausreisepflicht sind zentrale Anliegen der Union. Dabei ist der
Grundsatz ganz klar: Wer sein Gastrecht missbraucht, indem er in
Deutschland Straftaten begeht, muss sein Aufenthaltsrecht verlieren.
Wir wollen deshalb die Hürden, die einer Ausweisung entgegenstehen,
absenken und können insbesondere mit Blick auf die Durchsetzung der
Ausreisepflicht noch deutlich mehr tun. Beide Ziele hat die Union im
Koalitionsvertrag verankert und wir werden diesen Arbeitsauftrag in
den nächsten Monaten mit einem entsprechenden Gesetz umsetzen. So,
wie wir mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz eine Antwort auf die
Frage geben, wen wir nach Deutschland einladen, wollen wir auch eine
klare Antwort auf die Frage geben, wer dieses Land verlassen muss
und wie wir dessen Ausreisepflicht durchsetzen".

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/893: Für das Sicherheitsversprechen des Staates braucht es auch ein starke Justiz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Januar 2019

Für das Sicherheitsversprechen des Staates braucht es auch ein
starke Justiz



Zur aktuellen Debatte über fehlende Stellen und Überlastung bei der
Justiz können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Für das Sicherheitsversprechen des Staates braucht es auch ein
starke Justiz

Damit der Staat sein Sicherheitsversprechen gegenüber seinen Bürgern
erfüllen kann, braucht es auch eine starke Justiz. Denn ohne
funktionierende Gerichte, Staatsanwaltschaften und
Ermittlungsbehörden würde der Rechtsstaat nur auf dem Papier
bestehen. Viele Länder sind hier schon tätig geworden und haben in
den letzten Jahren Richter und Staatsanwälte eingestellt. Diesen
eingeschlagenen Weg müssen die Länder aus meiner Sicht fortsetzen,
gerade auch, um den Auswirkungen des demographischen Wandels Rechnung
zu tragen. Für die Polizei ist der Bund schon tätig geworden und hat
in den Haushalten 2018 und 2019 jeweils 2000 neue Stellen
beschlossen. Wir dürfen aber auch nicht vergessen: Auch bei den
Verfahren vor Gericht gibt es an vielen Stellen Verbesserungsbedarf.
Soweit es rechtsstaatlich möglich ist, müssen wir daher die Verfahren
verschlanken. Gerade für das Strafprozessrecht haben wir dazu im
Koalitionsvertrag eine Reihe von Verbesserungen vereinbart. So sollen
künftig missbräuchliche Befangenheits-und Beweisanträge nicht mehr
die Verfahren verzögern können. Ich zähle darauf, dass das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz nun zügig
unsere Vereinbarungen umsetzt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1842: Zu den Streiks der Beschäftigten in der Geld- und Wertbranche


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Zu den Streiks der Beschäftigten in der Geld- und Wertbranche



Hunderte Geldtransporte in ganz Deutschland werden von heute an
bestreikt. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat die
12.000 Beschäftigten der Geld- und Wert-Branche zu den
Arbeitsniederlegungen aufgerufen. Zuvor hatte es fünf ergebnislose
Runden mit den Arbeitgebern über Tarifverhandlungen gegeben. Bernd
Riexinger, der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

Die Menschen, die das Geld bringen, sollten dafür auch ausreichend
Geld erhalten. Die Löhne der Beschäftigten Geld- und Wertbranche
hingegen reichen nicht einmal für eine auskömmliche Rente. Nicht die
12.000 Beschäftigten, von denen heute viele streiken, sitzen auf dem
Geld, sondern die Arbeitgeber. Die Gewinne der Unternehmer der Geld-
und Wertbranche steigen jedes Jahr. DIE LINKE unterstützt deshalb die
Forderung der Beschäftigten und der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
nach einer Erhöhung des Stundenlohns um 1,50 Euro pro Jahr, bzw. einer
Gehaltserhöhung um 250 Euro pro Monat. Darüber hinaus braucht es die
Allgemeinverbindlichkeit des Tarifvertrages für die gesamte Branche.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5009: Bernd Riexinger zu Seehofers Vorschlag verschärfter Abschiebungen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Zur Forderung von Seehofer, aus Anlass der Vorfälle in Amberg,
Abschiebungen straffälliger Asylbewerberinnen und Asylbewerber ins
Gespräch zu bringen äußert sich der Vorsitzende der Partei DIE LINKE,
Bernd Riexinger:



"Seehofer ist nun wirklich kein Anlass zu blöd, um Einschränkungen von
Grundrechten zu fordern. Wenn sich betrunkene Jugendliche an Sylvester
schlagen, ist das ein Fall für die Polizei, nicht für den Gesetzgeber.
Wir haben in Deutschland ein Gesetz für alle. Wir brauchen keine
Sondergesetze für bestimmte Personengruppen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7868: Heute im Bundestag Nr. 002 - 02.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 2

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.54 Uhr

1. Internationale Typengenehmigungen

2. Abgeflossene Bundesmittel für Breitband

3. Regierung: ICE 4 hat keine engeren Sitze

4. ICE-Anbindung von Dessau wird geprüft

5. Breitbandausbau in der Region Bodensee

6. Zielfahrplan für die Rhein-Main-Region



1. Internationale Typengenehmigungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Umsetzung einer Revision des internationalen Übereinkommens zur
gegenseitigen Anerkennung von Typengenehmigungsverfahren bei
Fahrzeugen vorgelegt (19/6548). Ziel der Revision ist es laut der
Vorlage unter anderem, weitere Staaten zu motivieren, dem
Übereinkommen aus dem Jahr 1958 beizutreten. Durch die Anhebung des
Stimmverhältnisses im Verfahren im Verwaltungsausschuss von zwei
Dritteln auf vier Fünftel beim Erlass neuer, beziehungsweise Änderung
bestehender UN-Regelungen und mittels Absenkung der Sperrminorität von
mehr als einem Drittel auf mehr als ein Fünftel soll eine breitere
Mehrheit zur Entscheidungsfindung notwendig werden.

Zudem soll die Möglichkeit für die Vertragsstaaten geschaffen werden,
eine Änderung des Übereinkommens umfangreicher zu prüfen, indem der
Zeitrahmen für die Erhebung von Einwänden von sechs auf neun Monate
erhöht wird. Der Straffung des Genehmigungsverfahrens soll die
geplante Einführung der internationalen Gesamtfahrzeug-Typgenehmigung
(IWVTA) dienen.

Durch den Gesetzentwurf soll das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) ermächtigt werden, neue UN-Regelungen
oder die Änderung bestehender UN-Regelungen durch Rechtsverordnungen
ohne Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. Da eine Vielzahl
von UN-Regelungen Schadstoff- und Geräuschemissionen sowie
emissionsmindernde Einrichtungen betreffen, soll die Umsetzung im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) erfolgen, sofern Umweltschutz oder
Energieeffizienz betroffen sind.

Außerdem soll das BMVI ermächtigt werden - sofern Umweltschutz oder
Energieeffizienz betroffen sind im Einvernehmen mit dem BMU -, globale
technische Regelungen und Änderungen globaler technischer Art durch
Rechtsverordnungen ohne Zustimmung des Bundesrates innerstaatlich in
Kraft zu setzen. Die Inkraftsetzung globaler technischer Regelungen
durch Rechtsverordnungen sei aufgrund der gemischten Zuständigkeit von
Europäischer Union und Mitgliedstaaten als Vertragsparteien des
Übereinkommens auf wenige Fälle beschränkt, heißt es in dem Entwurf.

Wie die Bundesregierung schreibt, wird durch die Wirtschaftskommission
für Europa der Vereinten Nationen (UN/ECE) eine sichere
Internetdatenbank (DETA) eingerichtet, mit der ein qualitativ
hochwertiger, einheitlicher Datenaustausch zwischen den
Vertragsparteien sichergestellt werden soll. Es bestehe ein besonderes
Interesse an einem zeitnahen Datenaustausch, da für die Erteilung von
Typgenehmigungen und für die Marktüberwachung die Genehmigungen
anderer Vertragsparteien stichprobenartig geprüft werden, heißt es in
der Vorlage. Der Datenaustausch mittels DETA solle das bisher
angewandte Verfahren erleichtern. In diesem seien bislang mehrfach
wöchentlich einzelne Vertragsparteien kontaktiert und um Zusendung
einzelner Genehmigungsunterlagen gebeten worden. Dabei hätten
Genehmigungsbehörden mitunter mehrfach kontaktiert werden müssen. Das
Zusenden der Unterlagen habe teils mehrere Wochen in Anspruch
genommen. "Die Datenbank DETA stellt daher eine
Verfahrensvereinfachung dar und die Genehmigungsunterlagen können nun
ohne den zeitlichen Versatz geprüft werden", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

02. Abgeflossene Bundesmittel für Breitband 

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Aus dem Bundesförderprogramm Breitbandausbau sind in
den Jahren 2016, 2017 und 2018 insgesamt 82,18 Millionen Euro an
Kommunen, Städte und Kreise geflossen (Stand: 29. November 2018). Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/6486) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6114) hervor. In der
Antwort werden die an die einzelnen Kommunen, Städte und Kreise
ausgezahlten Summen aufgeführt.

Wie die Regierung schreibt, werden die Gelder ausbezahlt, "wenn ein
bestandskräftiger Zuwendungsbescheid vorliegt, Ausgaben durch die
jeweiligen Zuwendungsempfänger getätigt wurden und ein
Verwendungsnachweis vorgelegt wurde". Der Erfolg des
Breitbandprogramms, so heißt es in der Antwort weiter, bemesse sich an
der Anzahl der Bewilligungen und nicht am Mittelabfluss.

Im Rahmen der Offensive "Digitales Klassenzimmer" seien im
Zusammenhang mit der Förderung in "weißen Flecken" durch die
zuständigen Gebietskörperschaften Fördermittel für 5.972 Schulen
beantragt worden, teilt die Bundesregierung mit. Da sich die Projekte
noch in der Umsetzung befänden, könne noch keine Aussage zu den
erstellten Anschlüssen getroffen werden, heißt es in der Vorlage.

 * 

3. Regierung: ICE 4 hat keine engeren Sitze

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die längeren Wagen des derzeit modernsten ICE 4
haben nach Aussage der Bundesregierung "keine engeren Sitze zur
Konsequenz". Vielmehr könne die Deutsche Bahn AG (DB AG) im ICE 4
sowohl eine hohe Platzkapazität als auch einen deutlich erweiterten
Stauraum für Gepäck, bis zu vier Rollstuhlplätze sowie acht
Fahrradstellplätze anbieten, heißt es in der Antwort (19/6513) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5982).

Wie die Regierung weiter schreibt, gab es im Zeitraum von Januar 2017
bis Oktober 2018 280 Beschwerden in den Kategorien Bequemlichkeit der
Sitze und Platzgestaltung im ICE 4 im Kundenverwaltungssystem (CRM)
der DB Fernverkehr AG. Schwerpunktmäßig sei bei den Sitzen im ICE 4
die Polsterung als zu hart angesehen und die Eignung zum Ausruhen und
Schlafen in Bezug auf die Haltung im Kopf- und Schulterbereich
bemängelt worden.

Zusammen mit dem Hersteller der Sitze habe die DB AG - durch
Ergonomie-Experten begleitet - verschiedene Polstervarianten
entwickelt und diese mit mehreren hundert Probanden in Laborsituation
getestet. Neben den weiter entwickelten Sitzpolstern seien auch die
bisherigen Seriensitze im ICE 4 sowie eine ältere Sitzgeneration
getestet worden, so dass die Wirkung der Testpolster in Bezug auf eine
strukturgleiche Befragung zu Standardsitzen gestellt werden könne.

Die Probandentests der neuen Sitzpolster führten laut der Antwort zu
dem Ergebnis, "dass mit modifizierten Polstern eine Verbesserung der
Bequemlichkeit erreicht werden kann". Im nächsten Schritt werde die DB
AG entsprechende optimierte Sitze bei planmäßigen ICE-Zugfahrten
erproben. Bei den Tests würden Fahrgastbefragungen in repräsentativem
Umfang durchgeführt, deren Auswertung nicht vor Frühjahr 2019
abgeschlossen sein wird, schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. ICE-Anbindung von Dessau wird geprüft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die kreisfreie Stadt Dessau-Roßlau ist nach Aussage
der Bundesregierung derzeit nicht an das ICE-Netz angeschlossen, weil
die Führung der Fernverkehrslinien von Magdeburg über Köthen nach
Halle und von Berlin über Lutherstadt Wittenberg nach Leipzig
beziehungsweise Halle jeweils die schnellere Verbindung als eine
Führung über Dessau-Roßlau ist. Das geht aus der Antwort (19/6514) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6091) hervor. Im Rahmen des
"Deutschland-Takts" werde derzeit eine Schnellverbindung zwischen
Berlin und Leipzig untersucht, die über Dessau und Bitterfeld geführt
wird, teilt die Regierung mit. Eine abschließende Bewertung des
"Deutschland-Takts" liege derzeit noch nicht vor.

 * 

5. Breitbandausbau in der Region Bodensee

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Breitbandausbau in der Region
Bodensee-Oberschwaben erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/6464). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, in welchen Kommunen der Landkreise Ravensburg,
Bodenseekreis, Konstanz, Sigmaringen und Biberach die von der
Bundesregierung für 2013 bis 2017 gesetzten Ziele für den
Breitbandnetzausbau bisher nicht erreicht worden sind.

 * 

6. Zielfahrplan für die Rhein-Main-Region

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt Nachfragen
zum Zielfahrplan 2030 des Deutschland-Takts für die Region Mannheim,
Frankfurt und Darmstadt. In einer Kleinen Anfrage (19/6543) verweisen
die Abgeordneten auf den vom Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) am 9. Oktober 2018 veröffentlichten
Zielfahrplan 2030 zum Deutschland-Takt. Am 6. November sei als
Ergebnis positiver Bewertungen im Rahmen der Nutzen-Kosten-Analysen
die Veröffentlichung der aus dem Potenziellen in den Vordringlichen
Bedarf des Bundesschienenwegeausbaugesetzes (BSWAG) aufgestiegenen
Projekte erfolgt.

Bestandteil der vorgerückten Projekte sind laut der Vorlage die
Bahnknoten Frankfurt und Mannheim, "die weit über die Region
hinausgehenden Nutzen für einen funktionierenden Bahnverkehr haben".
Anders als es der Bundesverkehrswegeplan 2030 noch vorgesehen habe,
gehe das BMVI nun im Fall des Bahnknotens Frankfurt von einem
ausschließlich für den Fernverkehr vorgesehenen Fernbahntunnel aus,
schreiben die Grünen. Offen bleibe, inwieweit diese Pläne mit dem
Programm "Frankfurt RheinMain plus" und den derzeitigen sich in der
Planung befindenden Umbaumaßnahmen des Frankfurter Hauptbahnhofs
vereinbar sind. Zudem seien im Fall des Hauptbahnhofs Darmstadt einige
Abweichungen des Zielfahrplans 2030 des Deutschland Takts zu dem noch
vom Bundesverkehrswegeplan 2030 unterstellten Zielfahrplan ersichtlich
und damit andere Schwerpunkte in puncto Fernverkehr gelegt, heißt es
in der Kleinen Anfrage.

 * 
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BUNDESTAG/7867: Heute im Bundestag Nr. 001 - 02.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Januar 2019, Redaktionsschluss: 08.47 Uhr

1. Entwicklung der Begabtenförderung

2. Mit VIP+ Innovationspotenziale nutzen

3. Einsatz von Hochleistungsrechnern

4. Einsatz von Accounts für Ermittlungen



1. Entwicklung der Begabtenförderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Zahl der aus Bundesmitteln vergebenen Stipendien
für Studenten hat sich zwischen 2005 und 2017 von rund 13.400 auf fast
60.000 Stipendien mehr als vervierfacht. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6324) auf die Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5821).

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung stelle den 13
akademischen Begabtenförderungswerken Mittel für Stipendien zur
Verfügung. Neben dem Ausbau der Begabtenförderungswerke seien im Jahr
2008 das Aufstiegsstipendium für beruflich Qualifizierte und im Jahr
2011 das Deutschlandstipendium eingeführt worden. Zu den
Begabtenförderwerken gehören AVICENNA Studienwerk, Cusanuswerk,
Ernst-Ludwig-Ehrlich Studienwerk, Friedrich-Naumann-Stiftung,
Evangelisches Studienwerk, Konrad-Adenauer-Stiftung,
Friedrich-Ebert-Stiftung, Hans-Böckler-Stiftung, Studienstiftung des
deutschen Volkes, Hanns-Seidel-Stiftung, Heinrich-Böll-Stiftung,
Stiftung der Deutschen Wirtschaft und die Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Die Begabtenförderungswerke setzten in ihrer inhaltlichen Ausrichtung
unterschiedliche Schwerpunkte und spiegelten so die verschiedenen
religiösen, politischen und weltanschaulichen Grundhaltungen in
Deutschland wider. Seit 2005 habe die Bundesregierung die
Förderinstrumente zur Unterstützung begabter und leistungsstarker
Studierender ausgebaut und damit die Etablierung einer
Stipendienkultur in Deutschland vorangetrieben.

Die Begabtenförderungswerke fördern ein Prozent aller Studenten in
Deutschland, schreibt die Bundesregierung. An diesem Ziel habe man
trotz erheblich gestiegener Studentenzahlen festhalten können. Im
Sinne einer Investition in die zukünftige Innovations- und
Leistungsfähigkeit der Gesellschaft hätten die Begabtenförderungswerke
die Aufgabe, Studenten und Promovenden zu fördern, deren Begabung und
Persönlichkeit besondere Leistungen in Studium und Beruf
beziehungsweise einen besonderen Beitrag zur Forschung erwarten
lassen, betont die Bundesregierung. Zur Erfolgskontrolle würden die
jährlichen Verwendungsnachweise, Sachberichte, Jahresprogramme und
-berichte sowie vorliegende Verbleibstudien herangezogen. Die
Begabtenförderungswerke böten den Stipendiaten vielfältige und
anspruchsvolle Maßnahmen im Rahmen der ideellen Förderung an. Sie
ermöglichten ihren Geförderten, Auslandsaufenthalte zu absolvieren und
stärkten sie in ihrer fachlichen und persönlichen Entwicklung sowie in
ihrem Engagement. Dies zeige langfristig Wirkung.

Der Frauenanteil der geförderten Studenten habe im Jahr 2017 bei rund
51,9 Prozent gelegen, der Anteil der geförderten Frauen in der
Promotionsförderung im Jahr 2017 bei rund 40,9 Prozent. Dies
entspreche in etwa den jeweiligen Anteilen an allen Studenten
beziehungsweise Promovenden. Pläne zu einer darüberhinausgehenden
Erhöhung verfolge die Bundesregierung nicht.

Die Bundesregierung habe die Begabtenförderungswerke in den
vergangenen Jahren dabei unterstützt, stärker auf die bis dahin in der
Förderung unterrepräsentierten Gruppen zuzugehen. Dazu gehörten
insbesondere Studenten mit Migrationshintergrund und Studenten aus
nicht-akademischen Elternhäusern. Der Anteil von Stipendiaten mit
Migrationshintergrund in der Studierendenförderung habe sich bei den
jährlichen Neuaufnahmen von rund elf Prozent im Jahr 2010 auf rund 24
Prozent im Jahr 2017 erhöht. Im Jahr 2017 habe der Anteil von
Geförderten mit Migrationshintergrund über alle
Begabtenförderungswerke bei insgesamt rund 21,4 Prozent gelegen. Ihr
Anteil an dem der gesamten Studenten habe im Jahr 2016 bei 20 Prozent
gelegen.

Auch bei der Förderung von Studenten aus nicht-akademischen
Elternhäusern zeige sich eine positive Entwicklung. Der Anteil bei den
Neuaufnahmen habe sich von rund 29 Prozent im Jahr 2010 auf rund 36
Prozent im Jahr 2017 erhöht. Die Begabtenförderungswerke bemühten sich
weiter um eine Steigerung des Anteils. Ferner soll in Zukunft in der
Studienförderung die Förderung von werkübergreifenden Projekten zu
zukunftsweisenden Themen gefördert werden. Ab dem Jahr 2019 werde es,
gefördert vom BMBF, erstmals eine gemeinsame Sommerakademie aller
Begabtenförderungswerke unter dem Titel "Demokratie gestalten!" geben.

 * 

2. Mit VIP+ Innovationspotenziale nutzen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Innovationspotenziale wissenschaftlicher
Forschung in Deutschland sollen besser genutzt werden. Dazu leisten
die abgeschlossene Pilotmaßnahme "Validierung des
Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung - VIP" wie auch die
laufende Maßnahme "Validierung des technologischen und
gesellschaftlichen Innovationspotenzials wissenschaftlicher
Forschung - VIP+" einen wichtigen Beitrag, betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/6569) auf die Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6111).

Mit "VIP" und "VIP+" sollen die Wege von der Forschung in den Markt
kürzer und schneller werden. Die Maßnahmen trügen dazu bei, dass aus
Spitzenforschung schnell innovative Produkte und Geschäftsideen
werden. Die Fördermaßnahme "VIP+" sei ein wichtiges Element der
Hightech-Strategie 2025 zur Förderung des Ideen-, Wissens- und
Technologietransfers und werde als solches fortgeführt und sei
unbefristet.

Der in "VIP" und "VIP+" verfolgte Exzellenzansatz, also der
Konzentration auf Vorhaben, deren Ergebnisse zu signifikanten
Innovationen führen können und die ein hohes wirtschaftliches oder
gesellschaftliches Innovationspotenzial aufweisen, sei dabei ein
wesentlicher Punkt der Förderung. Dies habe auch die begleitende
Evaluation der Pilotmaßnahme "VIP" bestätigt. Die 2015 vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung aufgelegte Fördermaßnahme
VIP+ baue auf der Pilotmaßnahme "Validierung des Innovationspotenzials
wissenschaftlicher Forschung - VIP" auf. Im Rahmen von VIP seien 151
Millionen Euro aufgesetzt und es seien 902 Anträge gestellt worden,
davon 603 von Hochschulen und 280 von außeruniversitären
Forschungseinrichtungen. Die Maßnahmen seien zum Teil noch bis 2017
gelaufen.

Die AfD hatte in ihrer Kleinen Anfrage kritisiert, dass aus ihrer
Sicht die Ergebnisse aus Forschung und Entwicklung (FuE) der
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu wenig
als Quelle für neue Ideen für Verfahren, Produkte und Dienstleistungen
genutzt werden. Deutschland müsse jedoch alle verfügbaren Kräfte
mobilisieren, um die noch gute Wettbewerbsposition des
Innovationsstandortes zu erhalten und weiter auszubauen. Mit der
Fördermaßnahme des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)
"Validierung des Innovationspotenzials wissenschaftlicher Forschung -
VIP" sei auf eine Lücke im Innovationsprozess reagiert worden.

Für "VIP+" sind bisher über 130 Millionen Euro Förderung festgelegt
worden, unterstreicht die Bundesregierung. Hiervon seien jeweils 24,1
Millionen Euro in die Naturwissenschaften, 43,5 Millionen Euro in die
Medizin und rund 56,4 Millionen Euro in den
Technik-/Ingenieurwissenschaften geflossen. Vorhaben mit einem
Schwerpunkt in den Wirtschaftswissenschaften seien summarisch mit den
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften erfasst. In diesem Bereich seien
rund 3,66 Millionen Euro festgelegt wurden. Des Weiteren seien rund
0,08 Millionen Euro im Bereich der Agrarwissenschaften verbucht.

In "VIP+" seien bislang (Stichtag 3. Dezember 2018) 1.116 Anträge
gestellt worden, davon 678 von Hochschulen und 417 von
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 13 weitere Anträge seien
von Bundeseinrichtungen mit FuE-Aufgaben gestellt worden. 65 Anträge
seien nach dem Begutachtungsverfahren bisher bewilligt. Hierbei
handele es sich um 117 Anträge von Hochschulen und 68 Anträge von
außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Vier weitere Bewilligungen
seien an Bundeseinrichtungen mit FuE-Aufgaben übergeben worden. Alle
Anträge seien der angewandten Forschung zuzurechnen.

Wie die abgeschlossene Pilotmaßnahme "VIP" sei auch die laufende
Fördermaßnahme "VIP+" themenoffen angelegt und gestatte ebenfalls eine
Einreichung von Anträgen aus dem Bereich der Geistes-, Sozial- und
Kulturwissenschaften (GSK). In "VIP+" sei die Ansprache der GSK durch
die Gestaltung der Maßnahme deutlich gestärkt worden. So stehe
Antragstellern aus dem Bereich der GSK eine ergänzende Handreichung
zur Verfügung, in der auf die spezifischen Anforderungen von
GSK-Projekten mit Blick auf die "VIP+"-Richtlinie eingegangen werde.

 * 

3. Einsatz von Hochleistungsrechnern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Hochleistungsrechnen oder High Performance Computing
(HPC) und Künstliche Intelligenz greifen zunehmend ineinander und sind
unabdingbar für die deutsche Wissenschaft und Forschung mit neuen
Computing-, Speicher- und Kommunikationstechnologien sowie mit
Quantencomputing-Chips. Das schreibt die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/6527). Die Abgeordneten möchten gerne wissen, ob die
Bundesregierung HPC in Deutschland als eine Schlüsseltechnologie
ansieht und welche Chancen in welchen Bereichen die Bundesregierung
beim Einsatz von Hochleistungsrechnern sieht. Zudem fragt die
Fraktion, ob die Bundesregierung der Auffassung ist, dass Deutschland
die Chance hat, in diesem Bereich eine führende Rolle zu übernehmen.

 * 

4. Einsatz von Accounts für Ermittlungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Nutzung von Internetkonten durch
Sicherheitsbehörden ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/6596) der
Fraktion Die Linke. In einem Fall hätten die Zollbehörden im
sogenannten Darknet ermittelt und dabei den Account eines
Beschuldigten übernommen.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, in wie
vielen Fällen Bundesbehörden falsche oder "legendierte" Internetkonten
für Ermittlungen genutzt haben.

 * 
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WIRTSCHAFT/3009: Klagen der Netzbetreiber sind Ergebnis der Großen Koalition


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Januar 2019

SITTA: Klagen der Netzbetreiber sind Ergebnis der Großen
Koalition



Zur Klage der Telekom gegen die 5G-Vergaberegeln erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Die Klagen der Netzbetreiber sind leider das logische Ergebnis der
orientierungslosen Politisierung des Verfahrens durch die Große
Koalition. Statt von Beginn an die zwingend erforderliche
Rechtssicherheit des Verfahrens zu gewährleisten, haben Union und SPD
auf einen bunten Strauß an unrealistischen und unstimmigen
Forderungen gesetzt. Dieses Vorgehen ist nun für die Bundesregierung
und die Bundesnetzagentur zum Bumerang geworden. Die wahren Verlierer
sind die Mobilfunknutzer und die Wettbewerbsfähigkeit der Deutschen
Wirtschaft. Die Rechtsstreitigkeiten werden Deutschland im
internationalen Vergleich bei der Digitalisierung noch weiter
zurückwerfen. Dass einer der Kläger, die Deutsche Telekom, teils in
Staatsbesitz ist, zeigt die ganze Absurdität der Situation. Der Staat
verklagt sich quasi selbst. Dieser Interessenkonflikt zeigt einmal
mehr, wie richtig der Verkauf der Bundesanteile an der Telekom wäre."

 * 
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HERRSCHAFT/1809: Brasilien - Auftakt für die Bibel-, Blei- und Bullenfraktion ... (SB)




Wir haben jetzt die einzigartige Möglichkeit, unser Land neu
aufzubauen. Wir werden die Ordnung wiederherstellen.

Jair Bolsonaro bei seiner Amtseinführung als Präsident

Jair Bolsonaro, der den Eliten Brasiliens goldene Zeiten in Aussicht
stellt, die mit forcierter Ausbeutung und Verelendung, massiver
Repression und ungezügeltem Raubbau an den natürlichen Ressourcen
befeuert werden sollen, hat am 1. Januar 2019 das Amt als 42.
Präsident des Landes angetreten. Der ehemalige Fallschirmjäger und
Hauptmann der Reserve steht für eine Krisenbewältigung im Dienst der
reichsten und mächtigsten Fraktionen, einer Allianz aus religiösen
Fundamentalisten, Militärs und Großgrundbesitzern, der sogenannten
Bancada BBB, der Bibel-, Blei- und Bullenfraktion, unterstützt von
weiteren einflußreichen Wirtschaftskreisen, Investoren und der
US-Regierung. Seine Antwort auf die schwerste Wirtschaftskrise in der
Geschichte des Landes, während der das Bruttoinlandsprodukt zwischen
2015 und 2016 um acht Prozent gesunken ist und von der sich die größte
Volkswirtschaft Lateinamerikas mit rund 210 Millionen Einwohnern so
langsam wie nie zuvor erholt, ist die Verherrlichung der
Militärdiktatur (1964-1985), das Heilsversprechen einer rigorosen
"Säuberung" und eine rassistische Feindbildproduktion, die nicht-weiße
Menschen, Frauen, Minderheiten und emanzipatorische Bewegungen zum
Freiwild erklärt.

Angesichts eines dramatischen Verfalls der Lebensbedingungen, um sich
greifender existentieller Unsicherheit und eskalierender Gewalt
bedient er mit einer rechtsextremen Ideologie die in der
brasilianischen Gesellschaft tiefverwurzelte Kultur von Rassismus und
Chauvinismus. Als Garant der Herrschaftsverhältnisse, Schützer der
Eigentumsordnung und Retter der von Abstiegsängsten heimgesuchten
Schichten bläst er zur Hetzjagd auf Schwächere, um das Regime der
Starken vor jeglichem Aufbegehren gegen Ausplünderung, Unterdrückung
und Verfügung zu schützen. Er hat sich weder an die Macht geputscht
noch als Wolf im Schafspelz das höchste Staatsamt erschlichen,
vielmehr wurde er gerade wegen seiner aggressiven Tiraden und
unverhohlenen Drohungen gewählt. Was immer man seinem Wahlkampf
mittels der sozialen Medien an manipulativen Praktiken ankreiden kann,
griffe es doch viel zu kurz, von einem Täuschungsmanöver zu sprechen.

Als Abgeordneter hatte Bolsonaro im brasilianischen Fernsehen
gefordert, man müsse den Ex-Präsidenten Fernando Henrique Cardoso
wegen dessen Wirtschaftspolitik umbringen. Darüber hinaus würde man
"mit Wahlen nichts erreichen". Dies gelinge nur, wenn man die "Arbeit
der Militärgeneräle vollendet und 30.000 Korrupte umbringt". Im Rahmen
des Amtsenthebungsverfahrens gegen die damalige Präsidentin Dilma
Rousseff, die unter der Diktatur inhaftiert und gefoltert worden war,
rühmte er im Kongreß mit Coronel Carlos Alberto Ustra einen der
Hauptverantwortlichen der Folter. Als einzigen Fehler der Militärjunta
bezeichnete er es, daß diese nur gefoltert habe, anstatt alle zu
töten. Im Wahlkampf drohte sein Vize-Kandidat mit einem "Putsch",
sollte es die Sicherheitslage nach der Wahl erfordern. Kurz vor der
Stichwahl kündigte Bolsonaro seinen Anhängern per Telefonansprache
eine "Säuberung" unter Oppositionellen an, wie sie Brasilien noch nie
gesehen habe. Wer nicht ins Ausland gehe, werde inhaftiert. [1] Seinen
Gegenkandidaten Fernando Haddad von der Arbeiterpartei und dessen
Unterstützer bezeichnete er als "rote Banditen", die "ausgelöscht"
gehörten. Einer Abgeordneten im Parlament sagte er ins Gesicht, sie
sei es nicht wert, von ihm vergewaltigt zu werden. Und bei anderer
Gelegenheit erklärte er, er ziehe es vor, seinen Sohn bei einem
Verkehrsunfall zu verlieren, als einen schwulen Sohn zu haben. Und
diese Liste seiner verbalen Attacken ließe sich noch ellenlang
fortsetzen. Wie wollte da jemand allen Ernstes behaupten, er habe es
nicht gewußt, oder naiv annehmen, das sei alles nur heiße Luft und
werde nie in die Tat umgesetzt!

Welcher Kurs angelegt ist, unterstreicht auch das 22köpfige Kabinett,
das von Militärs, konservativen Evangelikalen und Vertretern der
Agrarlobby dominiert wird. Der ultraliberale Paolo Guedes will als
Superminister für Wirtschaft und Finanzen staatliche Hürden für
Unternehmer und Handelsschranken soweit wie möglich abbauen. Er ist
ein später Vertreter der "Chicago-Boys", jener neoliberalen Ökonomen
um den US-amerikanischen Professor Milton Friedman, der an der
Universität von Chicago lehrte. Die "Boys" haben schon einmal die
wirtschaftspolitischen Geschicke eines lateinamerikanischen Staates
gelenkt, als unter dem Diktator Augusto Pinochet ab 1973 in Chile
Gesundheit, Straßenbau, Schulen und Universitäten privatisiert wurden.
Dies hatte massive soziale Konflikte zur Folge, die das Land bis heute
prägen. Wenngleich Bolsonaro verspricht, an dem einst von Lula
aufgelegten Sozialprogramm "Bolsa Familia" festzuhalten, wird die in
Brasilien ohnehin riesige Kluft zwischen Arm und Reich noch größer
werden. [2]

Neuer Justizminister ist Sérgio Moro, der als Richter die Verurteilung
des früheren Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva zu einer langen
Haftstrafe erwirkt hatte. Er brachte mittels dünner Indizien den
aussichtsreichsten Kandidaten ins Gefängnis, diskreditierte die
Arbeiterpartei und machte dem rechtsextremen Hinterbänkler Jair
Bolsonaro den Weg frei. Moro soll auch die öffentliche Ordnung
unterstehen, und so kündigte er bereits strenge Maßnahmen gegen
Korruption an, womit natürlich vor allem die Oppositionsparteien
gemeint sein dürften. Im vergangenen Jahr wurden in Brasilien mehr als
63.000 Menschen getötet, die neue Regierung will Gewalt mit Gewalt
bekämpfen. Ängste löste vor allem in der LGBT-Community die Meldung
aus, daß der erzreaktionäre evangelikale Prediger Magno Malta
Familienminister werden soll.

Im Kongreß stellt Bolsonaros Partei künftig die zweitgrößte Fraktion,
wobei ihn eine parteiübergreifenden Allianz unterstützt, die gemeinsam
mehrheitsfähig sein dürfte. Damit schwinden die parlamentarischen
Möglichkeiten, ihn politisch einzudämmen. Zudem hat er mit seinen
vergifteten Aussagen de facto eine Lizenz zum Töten erteilt. Wenn das
berüchtigte polizeiliche Killerkommando Bope künftig Verdächtigte
erschießt oder Farmer im Norden Indigene oder Umweltaktivisten aus dem
Weg räumen, dann wissen sie, daß sie im Einverständnis mit dem
Präsidenten handeln. Jeder Brasilianer soll eine Waffe tragen dürfen,
um sich zu verteidigen. "Waffen sind Instrumente, leblose Objekte, die
man zum Töten benutzen kann - aber auch zum Retten von Leben", heißt
es in seinem Regierungsprogramm. Mitglieder der brasilianischen
Polizei, die in der Vergangenheit zu einem wesentlichen Teil für das
Ausmaß der Gewalt verantwortlich war, sollen eine Art Freifahrtschein
bekommen. Er sieht vor, daß Polizisten nicht juristisch verfolgt
werden können, wenn sie bei der Arbeit Verdächtige töten.

Das Erwachsenenstrafrecht soll künftig schon ab 16 Jahren angewendet
werden, Häftlingen soll das Recht auf Freigang gestrichen werden.
Verurteilten Vergewaltigern droht Bolsonaro mit Kastration. Haus- und
Landbesetzungen sollen mit Terrorismus gleichgesetzt und mit einer
Höchststrafe von 30 Jahren Haft geahndet werden. Er hat es sich zur
Aufgabe gemacht, alles Progressive zurückzudrehen, das seine Vorgänger
eingeführt haben. Der Präsident beschimpft alles, was nicht wie er
weiß, männlich und heterosexuell ist. Er attackiert Schwarze,
Indigene, Frauen und Homosexuelle, womit er auch die einflußreichen
evangelikalen Kirchen auf seine Seite geholt hat. "Brasilien über
alles - Gott über allen" - mit diesem Slogan ist sein
Regierungsprogramm überschrieben.

In den Schulen soll die "Indoktrinierung" und "frühreife
Sexualisierung" beendet werden. Zu diesem Zweck sollen Sexualkunde und
Genderthemen aus dem Unterricht verbannt werden und statt dessen
Fächer wie "Moralische und bürgerliche Erziehung" auf den Lehrplan
kommen, die zuletzt zu Zeiten der Militärdiktatur unterrichtet wurden.
Lehrern soll zudem verboten werden, ihre politische Meinung im
Unterricht zu äußern, was zweifelsfrei auf Anhänger der Linken in der
Lehrerschaft abzielt. Bolsonaro hat die Schüler aufgefordert, ihre
Lehrer bei Verstößen zu filmen. In den Hauptstädten der 26
Bundesstaaten soll in den nächsten zwei Jahren jeweils eine
Militärakademie geschaffen werden.

Jair Bolsonaro sperrte Journalisten von Folha de S. Paulo und anderen
Zeitungen von seiner ersten großen Pressekonferenz aus: "Diese Zeitung
ist erledigt", drohte er Folha, der er die öffentlichen
Anzeigenaufträge entziehen will, weil sie im Wahlkampf kritisch über
seine Methoden berichtet hatte. Journalistinnen und Journalisten, die
an der Vereidigungszeremonie teilnehmen wollten, waren aufgefordert
worden, sieben Stunden vorher einzutreffen. Mehrere berichteten,
Wachleute hätten ihre Verpflegung für die Wartezeit beschlagnahmt,
darunter Äpfel und Gabeln, da diese angeblich ein Risiko darstellten.
Auf Bolsonaros repressiver Agenda steht auch ein Krieg gegen alle
oppositionellen Printmedien, die er bei seinem Aufstieg an die Macht
komplett umgangen hatte, um seine Deutungshoheit über die sozialen
Medien durchzusetzen.

Folha darf sich in guter Gesellschaft fühlen, da Anhänger Bolsonaros
eine Liste mit Namen von 700 Kulturschaffenden veröffentlicht haben,
die sie zu "Feinden" erklären. Unter ihnen sind die Schauspielerinnen
Camila Pitanga und Patrícia Pillar, der Schriftsteller Fernando
Morais, die Musiker Caetano Veloso, Chico Buarque und Gilberto Gil
sowie die Theologen Frei Betto und Leonardo Boff. Bossa-Nova-Star
Chico Buarque erlebt das nicht zum ersten Mal, er mußte schon während
der Diktatur in den 1960er Jahren ins Exil gehen. [3]

Für die zahlreichen indigenen Völker Brasiliens, die in Schutzgebieten
leben, brechen unter dem neuen Präsidenten schwere Zeiten an. "Nicht
einen Millimeter mehr" wolle er ihnen Platz geben, sagte Bolsonaro im
Wahlkampf. 129 dieser Gebiete sollen überprüft, der Schutzstatus
könnte ihnen womöglich entzogen werden. Bolsonaro ist jedoch nicht nur
eine Gefahr für die Menschen in Brasilien, sondern für die gesamte
Welt. Zu den zentralen Projekten der neuen Regierung gehört es, das
Amazonasgebiet zur wirtschaftlichen Ausbeutung freizugeben. Bolsonaro
spielt offen mit dem Gedanken, aus dem Pariser Klimaschutzabkommen
auszusteigen, in dem Brasilien eine Schlüsselrolle einnimmt. Dem
größten Regenwald der Erde kommt eine essentielle Rolle bei dem
Versuch zu, den Klimawandel doch noch aufzuhalten. Bolsonaro wie auch
die Militärs und Agrarlobbyisten, die mit ihm an die Macht gelangen,
leugnen das. [4]

"Wir haben jetzt die einzigartige Möglichkeit, unser Land neu
aufzubauen. Wir werden die Ordnung wiederherstellen", verkündete der
63jährige Bolsonaro bei seiner Inauguration vor den Abgeordneten. Als
erste Amtshandlung will der neue Staatschef per Dekret das Waffenrecht
liberalisieren, damit sich "gute Bürger" verteidigen könnten. Der neue
Präsident Brasiliens erfüllt alle Merkmale eines rechtsextremen
Politikers mit einer Ausnahme: Er ist kein Antisemit, sondern wie sein
Vorbild Donald Trump ein Bewunderer Israels, weshalb er die
brasilianische Botschaft offiziell von Tel Aviv nach Jerusalem
verlegen will. Bei der Amtseinführung waren als ausländische Gäste
unter anderem Benjamin Netanjahu, Chiles Präsident Sebastián Piñera
und Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban präsent. Donald Trump wurde
von seinem Außenminister Mike Pompeo vertreten, gratulierte Bolsonaro
aber per Twitter zu einer "großartigen Antrittsrede" und sicherte ihm
die Unterstützung der USA zu.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/ausland/bolsonaro-rechtsextrem-101~_origin-81609c7f-15a5-4e66-89b9-750b524b8494.html

[2] www.sueddeutsche.de/politik/brasilien-bolsonaro-reformen-1.4270745

[3] www.sueddeutsche.de/politik/brasilien-bolsonaros-umstrittene-superminister-1.4197856

[4] www.sueddeutsche.de/politik/brasilien-bolsonaro-praesidentschaftswahl-1.4189341
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STANDPUNKT/826: Gratulation - 60 Jahre Kubanische Revolution (Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba)


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - Erklärung vom 1. Januar
2019

60 Jahre Kubanische Revolution - Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba
gratuliert



Die Kubanische Revolution wird vor allem in den reichen Nationen des
"Westens" kontrovers diskutiert. Dazu wird der Vorwurf der Verletzung von
Menschenrechten instrumentalisiert, um die kubanische Regierung der Logik
der internationalen Abhängigkeitsbeziehungen gefügig zu machen. Zugleich
entziehen sich die imperialistischen Regierungen der Diskussion um
Menschenrechtsverletzungen in ihren Ländern, vor allem im Bereich der Armut
und der Arbeitslosigkeit, des Rassismus, der Behandlung von Flüchtlingen,
der Klima- und generell Ökologiepolitik sowie der Kriegsgefahr - alles
Themen, über die von kubanischer Seite unermüdlich eine Auseinandersetzung
eingefordert wird. Kuba zeigt jeden Tag aufs Neue, dass die anmaßende
Selbstauffassung der entwickelten kapitalistischen Länder, und insbesondere
der europäischen Regierungen, sie würden in der Weltgeschichte den
Standpunkt der "Zivililsation" einnehmen, absurd ist.

Zugleich erhält Kuba aus den Ländern des Südens und aus den
fortschrittlichen Bewegungen der imperialistischen Statten weiterhin große
Sympathien dafür, seinen souveränen und unabhängigen Entwicklungsweg weiter
zu verfolgen. Kuba ist kein Paradies - das hat niemand häufiger betont als
die kubanische Regierung selbst. Aber Kuba hat auf viele Fragen, die für
die Mehrheit der Menschheit von höchster Dringlichkeit sind,
ernstzunehmende Antworten mit einer hohen Ausstrahlungskraft gegeben.

Kein anderes Land wirtschaftet nachhaltiger als Kuba. Kubas Parlament ist
weltweit eines der beiden, mit dem höchsten Frauenanteil. Kein anderes Land
der südlichen Hemisphäre hat auf vergleichbare Weise die Versorgung seiner
Bewohner im Gesundheits- und Bildungsbereich gesichert. Kein anderes
lateinamerikanisches Land kann von sich sagen, dass in den letzten 60
Jahren dort kein Journalist ermordet wurde. Nirgendwo sonst wird ein neuer
Verfassungsentwurf, werden Veränderung in der Wirtschafts- und
Sozialpolitik so ausgiebig von der Bevölkerung diskutiert und abgeändert
wie in Kuba. Kein Land auf der Welt leistet so viel im Bereich der
Entwicklungshilfe und des Katastrophenschutzes. Und kaum eine Regierung
setzt sich so nachdrücklich für das Verbot aller Atomwaffen ein wie die
kubanische.

Dies sind die Errungenschaften, aufgrund derer Kuba in der ganzen Welt
Solidarität genießt. Zugleich sind es die Fakten, denen sich die
kapitalistische Welt nicht stellen will, ebenso wenig wie die Tatsache,
dass die eigentlichen Menschenrechtsverletzungen auf kubanischem Boden in
der illegal besetzten Marinebasis von Guantánamo geschehen; Ebensowenig wie
die Wahrheit, dass die von den USA verhängte Blockade eine seit 60 Jahren
anhaltende, völkerrechtswidrige Menschenrechtsverletzung darstellt, welche
die europäischen Regierungen zwar verbal verurteilen, aber zugleich
klammheimlich dulden und unterstützen.

So wie Kuba für die Länder des Globalen Südens ein Vorbild abgibt, hält es
den kapitalistischen Zentren den Spiegel vor. Kein Entwicklungsland,
welches sich den internationalen Finanzabhängigkeiten ausliefert, welches
sich Multis, Spekulanten, Medienmogulen und Think-Tanks preisgibt, könnte
heutzutage noch seine Souveränität verteidigen. Aus dieser Einsicht erklärt
sich die kubanische Weichenstellung, auf einem sozialistischen
Entwicklungsweg die eigene Unabhängigkeit zu sichern.

Als älteste und mitgliederstärkste Kuba-Solidaritätsorganisation in der BRD
kennen wir die Verbissenheit, mit der die kapitalistischen Eliten, für
welches das Eigentum das einzige und höchste Menschenrecht darstellt, das
sozialistische Projekt Kubas bekämpfen. Wir wissen auch um die
Schwierigkeiten und Probleme, vor denen Kuba steht. Und doch und gerade
deshalb halten wir daran fest, dass die Kubanische Revolution einen
Orientierungspunkt für alle darstellt, die nach einer Lösung der großen
gesellschaftlichen und globalen Probleme suchen, die unsere von
Profitmaximierung geprägte Welt dominieren. Wir werden die Kubanische
Revolution auch weiterhin unterstützen, nicht zuletzt, weil sie auch den
fortschrittlichen Bewegungen in den Metropolen eine Kraftquelle ist.

Zum 60. Jahrestag der Kubanischen Revolution vom 1. Januar 1959 sendet die
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba deshalb ihre Glückwünsche an das
kubanische Volk und seine Regierung.

Auf die nächsten 60 Jahre, sozialistisches Kuba!

Hoch die Internationale Solidarität!


Köln/Frankfurt, 1.1. 2019

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft

BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de
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STANDPUNKT/825: Die Welt wird reicher - und lässt die Armen zurück (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Welt wird reicher - und lässt die Armen zurück

Von Robert Manoutschehri, Unsere Zeitung, 31. Dezember 2018
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Während die Reichen immer reicher werden, steigt parallel dazu die
Zahl der Hilfsbedürftigen: Mehr als ein Prozent der Menschheit leidet
aktuell unter existenzbedrohenden Schwierigkeiten und einer von 70
Menschen lebt inmitten ausgeprägter humanitärer Krisen. 2019 werden
rund 132 Millionen Menschen in 42 Ländern der Welt humanitäre Hilfe
brauchen, wie der "Global Humanitarian Overview 2019" der Vereinten
Nationen aufzeigt.

Im letzten Jahrzehnt hat die Welt tiefgreifende
Entwicklungsfortschritte gemacht: Zwischen 2008 und 2015 ist die Zahl
der in extremer Armut lebenden Menschen von 1,2 Milliarden auf 736
Millionen gesunken. Und die Welt ist auch reicher als je zuvor: Das
weltweite BIP stieg von rund 54 Billionen Euro im Jahr 2008 auf 69
Billionen Euro im Jahr 2017. 2018 könnte das globale
Bruttoinlandsprodukt sogar 75 Billionen überschreiten. Gleichzeitig
leiden wir jedoch unter einer nach wie vor hohen Armutsrate und der
Bedarf an humanitärer Hilfe nimmt weiter zu, wie der "Global
Humanitarian Overview 2019" [1] (GHO) der Vereinten Nationen aufzeigt.

Zwischen 2005 und 2017 verdoppelte sich demnach die Zahl der Krisen
mit international-humanitärem Response von 16 auf 30. Allein im Jahr
2017 wurden 16,2 Millionen Menschen durch Konflikte und Gewalt
vertrieben - täglich wurden rund 44.000 Menschen aus ihren Häusern
vertrieben. Zusätzliche 18,8 Millionen Menschen wurden durch
Naturkatastrophen vertrieben. Derzeit sind weltweit fast 70 Millionen
Menschen auf der Flucht.

Jährlich brauchen mehr als 120 Millionen Menschen dringend humanitäre
Hilfe und Schutz, denn es gibt heute mehr Krisen, die mehr Menschen
betreffen und länger andauern, als vor einem Jahrzehnt. Die
durchschnittliche humanitäre Krise dauert derzeit mehr als neun Jahre,
wie die Analyse der "World Humanitarian Data and Trends 2018" [2] von
OCHA zeigt. Dies ist eine deutliche Zunahme gegenüber der
durchschnittlichen Dauer von 5,2 Jahren laut Stand 2014. Fast drei
Viertel der Menschen, die 2018 Unterstützung erhielten, leben in
Ländern, die seit sieben Jahren oder länger in andauernden Krisen
stecken. Seit 2014 erforderten beispielsweise nur vier Krisen -
Somalia, Südsudan, Sudan und Syrien - rund 55 Prozent aller
UN-Finanzmittel.


Schlüsselfaktoren für den hohen Bedarf an humanitärer
Hilfe:

Die meisten humanitären Krisen lassen sich nicht auf einzelne Faktoren
zurückführen, sondern entstehen in einer Wechselwirkung aus
Naturgefahren, bewaffneten Konflikten und menschlicher Verwundbarkeit.
Die Anfälligkeit der Menschen für Krisen besteht nicht nur darin, wo
sie leben, sondern auch, wie sie leben. Armut, Ungleichheit,
Bevölkerungswachstum, Verstädterung und Klimawandel untergraben die
Widerstandsfähigkeit der Menschheit und machen sie anfälliger, im
Katastrophenfall zu scheitern.

Immer mehr Menschen werden durch bewaffnete Konflikte vertrieben. Die
Zahl der Zwangsvertriebenen stieg von 59,5 Millionen im Jahr 2014 auf
68,5 Millionen im Jahr 2017. Krisen verschärfen aber auch die
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern - in Konfliktherden bleiben
Mädchen 2,5-mal häufiger der Schule fern als Jungen, rund 60 Prozent
der weltweiten Müttersterblichkeit ist auf mangelnde medizinische
Grundversorgung in Krisenregionen zurückzuführen und mindestens eine
von fünf Frauen auf der Flucht erleidet sexuellen Missbrauch.

Klimawandel und Naturkatastrophen sind mit hohen, auch menschlichen
Kosten verbunden - jährlich leiden durchschnittlich 350 Millionen
Menschen an den Auswirkungen der Erderwärmung, an Stürmen, Dürren,
Fluten und weiteren Naturkatastrophen. Hungersnöte und
Ernährungsunsicherheit auf Krisenniveau stiegen dadurch in nur zwei
Jahren von 80 auf 124 Millionen betroffene Menschen im Jahr 2017.


Weltgemeinschaft versagt beim Schutz von Kindern:

In einer gesonderten Aussendung [3] beklagt UNICEF, dass vor allem
Kinder zu den Leidtragenden zählen: Kinder, die in Krisenländern
leben, litten auch 2018 unter extremer Gewalt, sie wurden als
menschliche Schutzschilde eingesetzt, getötet, verstümmelt oder
zwangsrekrutiert. Vergewaltigung, Zwangsehe und Entführung seien in
Konflikten von Syrien bis Jemen, von der Demokratischen Republik Kongo
bis Nigeria, Südsudan und Myanmar zur Standardtaktik geworden. Auch 89
Prozent der zivilen Opfer von Minen und Blindgängern seien Kinder -
ihre Rechte seien es, die am wenigsten garantiert werden.

Die Zukunft von Millionen Kindern, die von bewaffneten Konflikten
betroffen sind, ist gefährdet, da die kriegsführenden Parteien
weiterhin schwere Verstöße gegen Kinder- und Menschenrechte begehen
und die Verantwortlichen der Welt die Täter nach wie vor nicht zur
Verantwortung ziehen würden. "Zu lange haben Konfliktparteien
Greueltaten beinahe gänzlich ungestraft begangen, und es wird nur noch
schlimmer", appelliert Manuel Fontaine, Leiter der UNICEF
Nothilfeprogramme an die internationale Politik.

2019 markiert das 30-jährige Bestehen der Konvention über die Rechte
des Kindes und den 70. Jahrestag der Genfer Konventionen. UNICEF ruft
daher alle Konfliktparteien dazu auf, ihren Verpflichtungen gemäß
internationalem Recht nachzukommen, Gewalttaten gegen Kinder sofort zu
stoppen und Angriffe auf zivile Infrastruktur wie Schulen,
Krankenhäuser und Wasserversorgung zu unterlassen. Darüber hinaus
appelliere das Hilfswerk an alle Staaten mit Einfluss auf
Konfliktparteien, diesen zum Schutz der Kinder zu nutzen.


Ausblick 2019: Politische Lösungen und 21,5 Milliarden Euro
sind gefragt

Einer von 70 Menschen weltweit ist auch im kommenden Jahr in einer
existenzbedrohenden Krise gefangen. Da die Dauer humanitärer Krisen
ansteigt, werden fast 132 Millionen Menschen humanitäre Hilfe
benötigen - ihnen fehlt es an Nahrungsmitteln, Unterkünften,
Gesundheitsfürsorge, rechtlichem und faktischem Schutz und anderer
Grundversorgung, wozu etwa auch Bildung zählt. Laut
UN-Nothilfekoordinator Mark Lowcock wird der Finanzierungsbedarf für
2019 und für 42 Länder rund 21,5 Milliarden Euro betragen - und das,
obwohl das humanitäre System der UN heute effektiver als je zuvor
arbeitet.

In Jemen bleibt die aktuell schlimmste humanitäre Krise der Welt
voraussichtlich auch im kommenden Jahr bestehen, während die
humanitären Bedürfnisse in Syrien, der Demokratischen Republik Kongo,
Äthiopien, Nigeria und im Südsudan auf außergewöhnlich hohem Niveau
bleiben werden. In Afghanistan hat sich der humanitäre Bedarf aufgrund
von Dürre, politischer Instabilität und dem Zustrom wiederkehrender
Flüchtlinge erheblich verschlechtert, ebenso wie in Kamerun und der
Zentralafrikanischen Republik aufgrund von Konflikten und Gewalt.

Humanitäre Organisationen sind zwar immer erfolgreicher dabei, Leben
zu retten und Leiden zu reduzieren, doch viele Bedürfnisse bleiben -
mangels Beseitigung der Ursachen und ausreichender Budgetierung -
ungelöst. Es ist von größter Bedeutung, dass politische Lösungen für
2019 ganz oben auf der Agenda der Vereinten Nationen stehen - mit
Fokus auf die extrem Schwachen unserer Gesellschaften, so der Appell
von OCHA.

Die Weltgemeinschaft ist gefordert, von vielerorts kurzfristiger
Symptombekämpfung auf nachhaltige Ursachenbekämpfung umzusteigen und
umzudenken. Und dies sogar um weniger Kosten, als derzeit oftmals in
sinnloses "Mauern" investiert wird.


Anmerkungen:

[1] https://www.unocha.org/sites/unocha/files/GHO2019.pdf

[2] http://interactive.unocha.org/publication/datatrends2018

[3] https://www.unicef.org/press-releases/world-has-failed-protect-children-conflict-2018-unicef


Erstveröffentlicht in Unsere Zeitung:

https://www.unsere-zeitung.at/2018/12/29/die-welt-wird-reicher-und-laesst-die-armen-zurueck/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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ARMUT/268: Paritätischer fordert Reformpaket gegen Altersarmut (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 2. Januar
2019

Paritätischer fordert Reformpaket gegen Altersarmut



Die nach einer aktuellen Studie der Beratungsgesellschaft EY enorm
gestiegene Angst der Deutschen, im Alter zu verarmen, sei mehr als
begründet, betont der Paritätische Gesamtverband mit Verweis auf seinen
aktuellen Armutsbericht. Um Altersarmut wirksam zu bekämpfen, fordert der
Verband ein umfassendes Maßnahmenpaket: Von einer Anhebung des
Rentenniveaus auf 53 Prozent bis zur Erhöhung der Regelsätze in der
Altersgrundsicherung von 424 Euro auf 628 Euro.

Nach dem Paritätischen Armutsbericht sind ein Viertel der erwachsenen Armen
in Deutschland in Rente oder Pension. Damit stellen Rentner*innen und
Pensionär*innen derzeit hinter den Erwerbstätigen die zweitgrößte Gruppe in
dieser Population. Nach Einschätzung des Paritätischen werde die
Altersarmut geradezu zwangsläufig weiter zunehmen, wenn nicht umgehend
politisch gegengesteuert wird.

"In den nächsten Jahren werden viele Langzeitarbeitslose und Menschen aus
dem Niedriglohnsektor ins Rentenalter kommen. Für viele von ihnen ist der
Weg in die Altersarmut vorprogrammiert", warnt Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. "Politik und
vermeintliche Experten haben das Thema nicht ernst genommen oder in
unverantwortlicher Weise schön geredet. Angesichts der vorliegenden Daten
gibt es keinerlei Entschuldigung mehr für ein Nichtstun oder für
Unzulänglichkeiten in der Bekämpfung von Armut im Alter und bei
Erwerbstätigen", so Schneider.

Die aktuellen Neuregelungen bei den Erwerbsminderungsrenten und der so
genannten Mütterrente stellten zwar Verbesserungen dar, reichen aber aus
Sicht des Verbandes bei weitem nicht aus, um dem Problem gerecht zu werden
und Altersarmut wirksam zu vermeiden. Eine erfolgreiche Gesamtstrategie
müsse bereits im Erwerbsleben ansetzen und insbesondere die gesetzliche
Rentenversicherung stärken, fordert der Paritätische. Im Detail reichen die
Forderungen des Verbandes von einer deutlichen Erhöhung des Mindestlohns
auf 12,63 Euro über die Streichung der Riester-Unterstützung bis zur
Anhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent und eine umfassende Reform der
Altersgrundsicherung.

Der aktuelle Armutsbericht ist im Internet zu finden unter:

www.der-paritaetische.de/armutsbericht

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/310: Trauriger Rekord in 2018 - Noch nie waren so viele Menschen auf der Flucht (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 30. Dezember 2018

Trauriger Rekord in 2018 - Noch nie waren so viele Menschen auf der
Flucht 

UNO-Flüchtlingshilfe zieht Bilanz



Es ist ein Jahr der erschütternden Superlative: in Bangladesch entstand das
größte Flüchtlingslager der Welt, Venezuela erlebt die größte
Fluchtbewegung in der modernen Geschichte Lateinamerikas und im Jemen hat
sich nahezu unter Ausschluss der Weltöffentlichkeit die derzeit größte
humanitäre Krise der Welt entwickelt. Weltweit sind mehr als 68,5 Millionen
Menschen aktuell auf der Flucht, Tendenz steigend. Gleichzeitig entwickelt
sich die öffentliche Diskussion über Flüchtlinge in Deutschland emotionaler
und weniger faktenorientiert. Die UNO-Flüchtlingshilfe, der nationale
Partner des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR, unterstützt daher nicht nur
Flüchtlingsprojekte weltweit, sondern auch knapp 80 Projekte in
Deutschland.

"Wir haben ein extremes Jahr hinter uns. Die weltweiten Krisen sind
komplex, politische Lösungen kaum in Sicht. Dabei wollen die meisten
Geflüchteten einfach zurück in ihre Heimat. Neben der Nothilfe, besonders
jetzt im Winter, müssen wir als Weltgemeinschaft diesen Menschen auch
Perspektiven bieten", fordert Peter Ruhenstroth-Bauer, Geschäftsführer der
UNO-Flüchtlingshilfe in Bonn.

Bangladesch: Rund eine Million Rohingya-Flüchtlinge haben ihr Leben
riskiert und sind vor der Gewalt in Myanmar geflohen. Sie kommen in den
Flüchtlingslagern Kutupalong und Nayapara im Südosten Bangladeschs unter.
Kutupalong ist mittlerweile das größte Flüchtlingslager der Welt, mehr als
900.000 Menschen leben dort. Dabei liegt es in einer für Naturkatastrophen
anfälligen Region.

Venezuela: Mehr als drei Millionen Venezolaner sind auf der Flucht.
Entlang der Routen sind UNHCR-Mitarbeiter im Einsatz: Sie verteilen
Trinkwasser und Hilfspakete an die flüchtenden Menschen. In den
Nachbarländern arbeitet der UNHCR mit den Behörden zusammen, um
Neuankömmlinge zu registrieren. Denn dann stehen sie unter dem Schutz der
Genfer Flüchtlingskonvention und haben Zugang zu Lebensmitteln und
Gesundheitsversorgung, Bildung und Arbet.

Jemen: Über 20 Millionen Menschen im Jemen - 67 Prozent der
Bevölkerung - sind auf humanitäre Hilfe angewiesen, um zu überleben. Das
vom Bürgerkrieg erschütterte Land steht kurz vor einer Hungersnot. 1,8
Millionen Kinder sind extrem mangelernährt - 400.000 von ihnen gelten
bereits als unterernährt. Aktuell liegt dort ein Schwerpunkt der
Hilfsmaßnahmen auf der Winterhilfe. Decken, Winterkleidung und Baumaterial
zur Isolierung und Reparatur von Unterkünften werden verteilt. Familien
erhalten außerdem finanzielle Hilfen, damit sie sich Brennmaterial zum
Kochen und Heizen kaufen können.

Südsudan: Die UNO-Flüchtlingshilfe unterstützt darüber hinaus
Projekte des UNHCR im Südsudan, wo nach mehr als fünf Jahren Bürgerkrieg
über 2,2 Millionen Menschen in die Nachbarländer geflüchtet und weitere
knapp zwei Millionen Menschen innerhalb des Südsudans geflohen sind.

Geflüchtete in Deutschland: 2018 förderte die UNO-Flüchtlingshilfe
auch in Deutschland viele Flüchtlingsprojekte: soziale und psychologische
Hilfen sowie Therapien, Rechtsberatung für Asylsuchende sind Schwerpunkte
der Arbeit. Hinzu kommen Projekte, die einen wichtigen Beitrag für eine
gute Integration leisten, zum Beispiel Patenschafts- und Mentoren-Programme
sowie Bildungsprojekte für Flüchtlingskinder.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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AGRAR/1849: Konjunktur - Für 2019 nur verhalten optimistisch (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Konjunktur: Für 2019 nur verhalten optimistisch

DBV erstmals Teil der IW-Verbandsumfrage



Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) hat in seine
IW-Verbandsumfrage erstmals auch die Landwirtschaft aufgenommen und
dafür den Deutschen Bauernverband (DBV) befragt. Dieser bewertet die
aktuelle wirtschaftliche Situation der Branche schlechter als zum
Jahreswechsel 2017/2018. Als Grund sieht der DBV vor allem die
Auswirkungen der Trockenheit im Sommer 2018. Außerdem sorgen deutlich
höhere Betriebsmittelkosten und politische Entscheidungen für eine
gedämpfte Stimmungslage: "Durch den Brexit und Handelsstreitigkeiten
der USA nimmt die Unsicherheit an Agrarmärkten deutlich zu. Wachsende
Auflagen schaffen zusätzliche Kosten und Anpassungsdruck. Die Bauern
brauchen stabile politische Rahmenbedingungen und langfristige
Planungssicherheit", sagt der stellvertretende DBV-Generalsekretär,
Udo Hemmerling.

Dennoch geht man beim DBV davon aus, dass 2019 in der Landwirtschaft
wieder etwas mehr Investitionen getätigt werden. Allerdings dürfte
sich bei der Anzahl der Arbeitskräfte der Trend der letzten Jahre
fortsetzen: Der Verband erwartet weniger Erwerbstätige in der
Landwirtschaft als 2018.

Das Institut der deutschen Wirtschaft hat insgesamt 48 Verbände
befragt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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GEWERKSCHAFT/1760: Geld und Wert - Warnstreiks sind ein starkes Signal an die Arbeitgeber (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
2. Januar 2019

Geld und Wert: Warnstreiks sind ein starkes Signal an die
Arbeitgeber



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und den Arbeitgebern der Geld- und
Wert-Branche haben sich am Mittwoch (2. Januar) bundesweit rund 3.000
Beschäftigten an ganztägigen Warnstreiks beteiligt. "Das war ein starkes
Signal an die Arbeitgeber, endlich ein verhandlungsfähiges Angebot
vorzulegen", sagte ver.di-Verhandlungsführer Arno Peukes. Die
Tarifverhandlungen für die Beschäftigten der Branche, die die
Bargeldversorgung von Banken und Geschäften sicherstellt, werden am
Donnerstag und Freitag in Berlin fortgesetzt. ver.di ruft für Donnerstag
(3. Januar) bundesweit erneut Beschäftigte auf, die Arbeit niederzulegen.

ver.di fordert für die rund 11.000 Beschäftigten der Branche eine
Erhöhung des Stundenlohns um 1,50 Euro pro Jahr, beziehungsweise eine
Gehaltserhöhung um 250 Euro pro Monat, sowie die Angleichung der
Gehälter in den neuen Bundesländern bei einer Laufzeit von zwei
Jahren. Außerdem soll erneut eine Allgemeinverbindlichkeit des
Tarifvertrages für die gesamte Branche erreicht werden. Durch eine
Annahme der bisherigen Angebote der Arbeitgeberseite würden sich die
Verdienstunterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern noch
vergrößern, kritisierte Peukes. "Wir haben uns in den Verhandlungen
kompromissbereit gezeigt, aber solche Vorschläge sind nicht
kompromissfähig."

Die Gehälter für die Geldzähler und Geldtransportfahrer, die
bewaffnet sind und einer hohen körperlichen und psychischen Belastung
ausgesetzt sind, liegen im Osten bei 1.800 bis 2.400 Euro und im
Westen bei 2.200 bis 2.900 Euro brutto pro Monat. Die Beschäftigten
der Branche leben in der Regel in Ballungsgebieten mit hohen Mieten
und Lebenshaltungskosten. Die Gewinne der Unternehmen der Geld- und
Wert-Branche sind in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen.

 * 

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. Januar 2019

Geldtransporte deutschlandweit bestreikt: Banken und Geschäfte ohne
frisches Bargeld - Tarifverhandlungen werden morgen fortgesetzt


Berlin - Hunderte Geldtransporte in ganz Deutschland werden ab
Mittwochmorgen (2.1.) bestreikt. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) hat die 12.000 Beschäftigten der Geld- und Wert-Branche zu den
Arbeitsniederlegungen aufgerufen. Nach fünf ergebnislosen Runden mit
den Arbeitgebern werden die Tarifverhandlungen am 3. und 4. Januar in
Bad Nauheim fortgesetzt. "Unsere Botschaft an die Arbeitgeberseite
ist klar: Wenn wieder kein verhandlungsfähiges Angebot auf dem Tisch
liegt, werden die Arbeitsniederlegungen ausgeweitet", erklärte
ver.di-Verhandlungsführer Arno Peukes.

Durch die Streiks wird der Bargeldverkehr in Deutschland erheblich
gestört. Viele Banken und Einzelhandelsgeschäfte bekommen nach den
Feiertagen kein frisches Bargeld. Geldautomaten, die nach dem
Jahreswechsel vielfach leer sind, werden nicht neu befüllt. Auch die
Abholung der Tageseinnahmen bei Warenhäusern und Discountern, Möbel-
und Baumärkten sowie anderen großen Unternehmen ist nicht
sichergestellt.

ver.di fordert eine Erhöhung des Stundenlohns um 1,50 Euro pro Jahr,
bzw. eine Gehaltserhöhung um 250 Euro pro Monat, sowie die
Angleichung der Gehälter in den neuen Bundesländern bei einer
Laufzeit von zwei Jahren. Außerdem soll eine Allgemeinverbindlichkeit
des Tarifvertrages für die gesamte Branche erreicht werden. Durch die
Angebote der Arbeitgeberseite würden sich die Verdienstunterschiede
zwischen den einzelnen Bundesländern noch vergrößern. "ver.di hat
sich in den Verhandlungen kompromissbereit gezeigt, aber solche
Vorschläge sind nicht kompromissfähig", sagte Peukes. Die Gehälter
für die Geldzähler und Geldtransportfahrer, die bewaffnet sind und
einer hohen körperlichen und psychischen Belastung ausgesetzt sind,
liegen im Osten bei 1.800 bis 2.400 und im Westen bei 2.200 bis 2.900
Euro brutto pro Monat. Die Beschäftigten der Branche leben in der
Regel in Ballungsgebieten mit hohen Mieten und Lebenshaltungskosten.
Die Gewinne der Unternehmen der Geld- und Wert-Branche sind in den
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen.

 * 

Quelle:

Presseinformationen vom 01. und 02.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4380: Jahr 2018 - Anstieg der Erwerbstätigkeit setzt sich fort (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 02.02.2019

Jahr 2018: Anstieg der Erwerbstätigkeit setzt sich fort

Zahl der Erwerbstätigen um 1,3 % gegenüber Vorjahr gestiegen



WIESBADEN - Im Jahresdurchschnitt 2018 waren rund 44,8 Millionen Personen
mit Arbeitsort in Deutschland erwerbstätig. Nach ersten vorläufigen
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) lag die Zahl der
Erwerbstätigen im Jahr 2018 um 562 000 Personen oder 1,3 % höher als im
Vorjahr. Im Jahr 2017 hatte die Zuwachsrate 1,4 % betragen. Insgesamt
setzte sich der nun seit 13 Jahren anhaltende Anstieg der Erwerbstätigkeit
fort. Eine gesteigerte Erwerbsbeteiligung der inländischen Bevölkerung
sowie die Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte glichen negative
demografische Effekte aus, sodass im Jahr 2018 die höchste Zahl an
Erwerbstätigen seit der Wiedervereinigung im Jahr 1991 erreicht wurde.

Dienstleistungsbereiche haben am stärksten zum absoluten Anstieg
beigetragen

In den Dienstleistungsbereichen gab es 2018 mit +1,2 % oder +384 000
Personen gegenüber dem Vorjahr den stärksten Anstieg bei der Zahl der
Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Deutschland. Den größten absoluten Anteil
daran hatten die Öffentlichen Dienstleister, Erziehung, Gesundheit mit +190
000 Erwerbstätigen (+1,7 %), gefolgt von Handel, Verkehr, Gastgewerbe (+96
000 Erwerbstätige; +1,0 %) sowie von den Unternehmensdienstleistern (+55
000 Erwerbstätige; +0,9 %). Im Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe)
erhöhte sich die Zahl der Erwerbstätigen im Jahr 2018 überdurchschnittlich
um 139 000 Personen (+1,7 %). Im Baugewerbe betrug der Anstieg 37 000
Personen (+1,5 %), in der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 2 000
Personen (+0,3 %).

Mehr Arbeitnehmer, weniger Selbstständige

Entscheidend für die positive Entwicklung auf dem deutschen Arbeitsmarkt
war die gestiegene Zahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im
Jahresdurchschnitt 2018 um 638 000 Personen (+1,6 %) auf erstmals über 40
Millionen wuchs. Während die Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten weiter anstieg, war die Summe der marginal Beschäftigten
(darunter geringfügige Beschäftigung) weiter rückläufig. Die Zahl der
Selbstständigen einschließlich mithelfender Familienangehöriger sank im
selben Zeitraum um 76 000 Personen (-1,8 %) auf 4,22 Millionen. Zuletzt
hatte es im Jahr 2003 weniger Selbstständige (4,12 Millionen) gegeben.

Immer weniger Erwerbslose

Die Zahl der Erwerbslosen (nach international vergleichbarer Definition)
sank nach vorläufigen Schätzungen auf Basis der Arbeitskräfteerhebung in
Deutschland im Jahresdurchschnitt 2018 zum Vorjahr um 130 000 Personen 
(-8,0 %) auf knapp 1,5 Millionen. Die Zahl der aktiv am Arbeitsmarkt
verfügbaren Erwerbspersonen, definiert als Summe von Erwerbstätigen und
Erwerbslosen, erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 422 000 Personen (+0,9
%) auf 46,2 Millionen. Die Erwerbslosenquote, gemessen als Anteil der
Erwerbslosen an der Zahl der Erwerbspersonen, sank gegenüber dem Vorjahr
von 3,5 % auf 3,2 %.


Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Erwerbstätigkeit vor.

Zusätzliche Tabellen bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 001 vom 02.01.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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MELDUNG/588: Gesetzliche Änderungen zum Jahreswechsel im Bereich Landwirtschaft (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 21. Dezember 2018

Gesetzliche Änderungen zum Jahreswechsel



Zum Jahreswechsel treten eine Reihe von Gesetzesänderungen im Bereich
der Landwirtschaft in Kraft. Auf folgende wichtige Punkte weist der
Deutsche Bauernverband (DBV) hin:


Änderungen im arbeitsrechtlichen Bereich

Zum 1. Januar 2019 steigt der gesetzliche Mindestlohn auf 9,19
Euro/Stunde (brutto), wie von der Mindestlohnkommission vorgeschlagen
und der Bundesregierung per Verordnung beschlossen wurde. Bereits
jetzt steht fest, dass der gesetzliche Mindestlohn zum 1. Januar 2020
auf 9,35 Euro/Stunde steigt.

Im Jahr 2019 werden ebenfalls die Sachbezugswerte für die Verpflegung
steigen. Der Gesamtsachbezugswert für Verpflegung wird von bisher 246
Euro auf 251 Euro im Monat erhöht. Er setzt sich zusammen aus 55 Euro
für Frühstück sowie jeweils 97 Euro für Mittagessen und Abendbrot. Die
Werte für eine Unterkunft (belegt mit einem Beschäftigten) steigen zum
neuen Jahr ebenfalls von derzeit monatlich 226 Euro auf 231 Euro. Wenn
ein Arbeitgeber dem Beschäftigten Verpflegung und/oder Unterkunft
unentgeltlich zur Verfügung stellt, werden die Sachbezugswerde zur
Bewertung herangezogen und auf dieser Basis der
Sozialversicherungspflicht und ggf. der Steuerpflicht unterworfen.


Änderungen bei der geringfügigen Beschäftigung

Ab 1. Januar 2019 treten die längeren Zeitgrenzen für eine
kurzfristige sozialversicherungsfreie Beschäftigung unbefristet in
Kraft. Die Anhebung der Zeitgrenzen für eine kurzfristige
Beschäftigung von 2 auf 3 Monate bzw. von 50 auf 70 Arbeitstage hat
sich positiv für die Betriebe und die Arbeitnehmer ausgewirkt. Sie
bietet den Bauern mehr Handlungsraum beim Einsatz von
Saisonarbeitskräften. Die verlängerten Zeitgrenzen sollten zunächst
nur bis Ende 2018 gelten und waren mit der Einführung des gesetzlichen
Mindestlohnes zum 1. Januar 2015 als abfedernde Maßnahme in Kraft
getreten.


Änderungen im agrarsozialen Bereich

Zum 1. Januar 2019 steigen die Beiträge zur Alterssicherung der
Landwirte (AdL), teilt der DBV mit. Die Beiträge betragen dann in den
alten Bundesländern 253 Euro/Monat (Vorjahr: 246 Euro) und in den
neuen Bundesländern 234 Euro/Monat (Vorjahr: 219 Euro). Sie steigen
somit um 2,8 Prozent (West) bzw. 6,4 Prozent (Ost). Der Beitrag zur
AdL ist an die Entwicklung in der gesetzlichen Rentenversicherung
gebunden. Aufgrund der Erhöhung des vorausgeschätzten
Durchschnittsentgeltes steigt der Beitrag in der AdL trotz des
stabilen Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung. Dieser
Beitragssatz beträgt im Jahr 2018 weiterhin 18,6 Prozent.

Der Beitrag aktiver Landwirte zur landwirtschaftlichen
Krankenversicherung (LKV) steigt ebenfalls in allen Beitragsklassen 3
bis 19 um ca. 14 %, in den Beitragsklassen 1, 2 und 20 um 1 %. Der
Beitrag für freiwillig in der LKV versicherte Mitglieder steigt
ebenfalls und zwar um ca. 5 bis 11 %. Die vollständigen
Beitragstabellen können auf der Seite der SVLFG eingesehen werden
(http://www.svlfg.de/50-vmb/vmb06/vmb0601/vmb060108/index.html;
www.svlfg.de - Versicherung Beitrag - Beitrag Krankenkasse -
Unternehmer und mitarbeitende Familienangehörige - Beitragshöhe
landwirtschaftliche Unternehmer).

Der Beitrag zur landwirtschaftlichen Pflegekasse wird gleichfalls
steigen. Für Landwirte und ihre mitarbeitenden Familienangehörigen
wird der Beitrag zur Pflegeversicherung in Form eines Zuschlags zum
Beitrag zur Krankenversicherung erhoben. Dieser errechnet sich aus dem
Verhältnis von Beitragssatz zur allgemeinen gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) und Beitragssatz zur sozialen
Pflegeversicherung.

Bei sinkendem Gesamt-Beitragssatz zur GKV (2019: 15,5 %; 2018: 15,6 %)
und steigenden Beitragssatz zur sozialen Pflegeversicherung im Jahr
2019 (3,05 %, 2018: 2,55 %), steigt der prozentuale Zuschlag zum
LKV-Beitrag deutlich gegenüber dem Jahr 2018.

Der Zuschlag beträgt im Jahr 2019 19,7 Prozent (Vorjahr: 16,3
Prozent). Für kinderlose Mitglieder ab dem 23. Lebensjahr beträgt der
Zuschlag 21,31 Prozent (Vorjahr: 17,90 Prozent). Die konkrete Höhe des
Zuschlags ist ebenfalls unter dem o.g. Link einsehbar.


Änderungen im Straßenverkehr

Am 1. Januar 2019 treten Änderungen beim Güterkraftverkehrsgesetz
(GüKG) und beim Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG) in Kraft, für
die sich der Deutsche Bauernverband zusammen mit dem Bundesverband
Lohnunternehmen (BLU) und dem Bundesverband der Maschinenringe (BMR)
erfolgreich eingesetzt hat. Danach sind sowohl entgeltliche als auch
unentgeltliche Beförderungen von land- oder forstwirtschaftlichen
(lof)-Erzeugnissen und lof Bedarfsgütern mit lof-Fahrzeugen bis 40
km/h bauartbedingter Höchstgeschwindigkeit (bbH) rechtssicher möglich,
ohne dass eine Maut anfällt oder eine Erlaubnispflicht nach GüKG
besteht. Etwaige Kontrollen konzentrieren sich auf augenscheinliche
Fakten und bedeuten damit eine erhebliche Vereinfachung. Über 40 km/h
bbH sind land-und forstwirtschaftliche Transporte von der Mautpflicht
bzw. von der GüKG-Erlaubnispflicht befreit, soweit sie für eigene
Zwecke im Rahmen der Nachbarschaftshilfe und im Rahmen von
Maschinenringen erfolgen.


Änderungen beim EEG2017

Am 1. Januar 2019 treten Änderungen des Energiesammelgesetzes
(Anpassungen im EEG2017) in Kraft, für die sich der Deutsche
Bauernverband zusammen mit dem Fachverband Biogas und dem
Bundesverband Bioenergie erfolgreich eingesetzt hat. Einigen
Biogasbetreibern, die den Formaldehyd-Bonus erhalten und erst im
Nachhinein einer Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz
(BImSchG) bedurften, drohten aufgrund eines Urteils des OLG Stuttgart
Vergütungsrückforderungen. Über eine Klarstellung im
Energiesammelgesetz konnte erreicht werden, dass Anlagen mit
ursprünglicher baurechtlicher Genehmigung weiterhin Anspruch auf den
Formaldehyd-Bonus haben. Der Flex-Deckel wurde dahingehend geändert,
dass der Zeitraum für die Realisierung von derzeit 2 auf 16 Monate
verlängert wurde. Sobald der Flex-Deckel erreicht ist, kann somit
innerhalb der darauffolgenden 16 Monate noch zusätzliche Leistung
genehmigt werden. Bei der Förderung von Güllekleinanlagen wurde von
installierter Leistung auf Bemessungsleistung umgestellt. Dadurch
können in Zukunft auch Güllekleinanlagen etwas größer gebaut und
flexibel betrieben werden. Ab 2019 wird es auch zwei
Ausschreibungstermine im Jahr für die Biomasseausschreibungen geben.
Die ursprüngliche Vergütungsabsenkung im PV Bereich konnte abgemildert
werden. Ab Februar 2019 wird die Vergütungsabsenkung für PV-Anlagen
bis 750 kW schrittweise von 9,87 ct/kWh auf 8,9 ct/kWh bis April 2019
erfolgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Dezember 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407
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MEINUNG/003: Verbrannt und vergessen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Verbrannt und vergessen

Von Peter Schaber / lcm - Untergrund-Blättle, 31. Dezember 2018



Ein unschuldig inhaftierter syrisch-kurdischer Geflüchteter stirbt bei
einem Zellenbrand in einem nordrhein-westfälischen Knast. Im Jahr 2018
in Deutschland kein Thema, das die Gemüter erregt.

Was geht in Kleve? Allzu viel ist nicht los in der Kleinstadt an der
deutsch-niederländischen Grenze. Eine Google-News-Suche ergibt: Eine
Kleverin soll aus Habgier einen 93-Jährigen vergiftet haben; die
"Kulturwelle" im lokalen Hallenbad bietet "das volle Programm"; und
der Feuerwehr Kleve steht eine Ehrung ins Haus, weil sie entlaufene
Pferde aus dem Morast befreite.

War noch was? Achso, genau. Am 17. September 2018 war in der
Gefängniszelle 143 der Justizvollzugsanstalt Kleve ein Feuer
ausgebrochen. Der 26-jährige Syrer Ahmad A. starb an den Brandfolgen.
Aufgeklärt ist der Fall bis heute nicht. Und wer nachforscht, findet
Unfassbares. Ahmad A. war für die Taten eines anderen eingesperrt
worden, mehrfach als wechselweise "suizidgefährdet" oder "nicht
suizidal" eingestuft worden, ohne in drei Monaten unschuldiger Haft je
einen Dolmetscher oder Rechtsbeistand gesehen zu haben. Am Ende brennt
seine Zelle und das Justizministerium belügt die Öffentlichkeit
darüber, ob A. sich während des Brandes bemerkbar gemacht hat oder
nicht.

Anfänglich berichten zahlreiche Medien, lokale wie überregionale. Doch
das Interesse schläft ein, und spätestens seitdem NRW-Justizminister
Klaus Biesenbach (CDU) Anfang November 2018 dem Rechtsausschuss des
Landtages einen 60-seitigen Bericht vorlegte, in dem der damalige
Kenntnisstand zusammengefasst wird, ist es still im Blätterwald. Warum
eigentlich? Wer den Bericht genau liest, wird eine Chronologie des
Irrsinns vor sich finden. Und wird sich gezwungen sehen, Fragen zu
stellen, die bislang weder in der Landesregierung, noch von den um
"Seriosität" bemühten bürgerlichen Presseerzeugnissen gestellt werden.


Die "Verwechslung"

Ahmad A.s Martyrium beginnt am 6. Juli 2018. In der Nähe einer
Kiesgrube. Am Hartefelder Heideweg in Geldern wird er von der
Kreispolizei aufgegriffen, der Vorwurf: Er soll vier Frauen "auf
sexueller Grundlage beleidigt" haben. Die Kreispolizei Kleve nimmt A.
mit auf die Wache. Es wird eine Identitätsfeststellung durchgeführt.
Die Beamten "verwechseln" Ahmad A. mit einem per Haftbefehl gesuchten
Mann aus Mali, dessen Alias-Name mit dem - äusserst gebräuchlichen -
Namen von Ahmad A. übereinstimmte. Dass der Gesuchte im eigenen
Fahndungssystem mit Staatsangehörigkeit "malisch" und Geburtsort
"Tombouctou" notiert war, A. aber aus Aleppo kam, offenkundig nicht
aus Mali, verhinderte die Inhaftierung nicht. Aufgrund einer
ED-Behandlung lag der Polizei auch ein Lichtbild des tatsächlich
Gesuchten vor. Es wurde, so schreibt das Justizministerium, einfach
"kein Abgleich der hinterlegten Daten aus der ED-Behandlung"
durchgeführt.

Hier bereits kann man fragen: Soll das wirklich eine unabsichtliche
"Verwechslung" gewesen sein? Es wirkt eher, als hätte man sich alle
Mühe gegeben, um A. zu "verwechseln". In jedem Fall spielt eine
ordentliche Portion Rassismus eine Rolle. Man kann spekulieren: Wäre
jemand, der fliessend deutsch spricht und wie ein Biodeutscher
aussieht, auch als malischer Staatsbürger "identifiziert" worden,
selbst wenn es einen Namenstreffer im System gegeben hätte?


Die erfundene Vergewaltigung

Die Beamten "verwechselten" Ahmad A. aber nicht nur mit einem in
Hamburg gesuchten Mann aus Mali. Gleichzeitig sahen sie in A. auch
noch den per Öffentlichkeitsfahndung gesuchten Täter einer
Vergewaltigung. Am 10. Juli führten Beamte dann mit der "vermeintlich
Geschädigten" einen Lichtbildabgleich durch, zeigten ihr ein Foto von
Ahmad A.

Die Frau räumte dann ein, dass es keine Vergewaltigung gegeben habe
und sie das Delikt erfunden habe. In dem Bericht des
Justizministeriums zu A. heisst es dann: "Das bei der hiesigen Behörde
später unter dem Aktenzeichen 203 Js 375/18 erfasste Verfahren gegen
den syrischen Staatsangehörigen wegen des Verdachts der Vergewaltigung
wurde, ohne dass eine verantwortliche Vernehmung durchgeführt wurde,
wegen erwiesener Unschuld eingestellt."

Hier sind mehrere Fragen offen: Denn zum einen haben die Beamten der
Kreispolizei Kleve offenbar ein Verfahren angelegt, das auf Ahmad A.
lief, nicht aber gegen den Malier aus Hamburg, mit dem man ihn
angeblich verwechselt hatte. Zum anderen wurde auch, nachdem klar war,
dass zumindest dieser Tatvorwurf aus dem Raum ist, nicht noch einmal
geprüft, wen man da eigentlich eingesperrt hatte.


Die Suizidthese

Am Abend des 6. Juli wird Ahmad A. in die JVA Geldern überführt. Auch
dort werden die Daten des eigentlich gesuchten Maliers als Alias-Namen
von Ahmad A. vermerkt. In Geldern beginnt auch die verwirrende, im
Verlauf der Zeit andauernd korrigierte Einstufung Ahmad A.s als
psychisch labil. In der Gesundheitsakte des Gefangenen wird vermerkt:
"Suizidgefahr. Gemeinschaft mit zuverlässigen Gef. Der Gef. darf nicht
allein bleiben. Sicherungsmassnahmen beachten!"

Am 9. Juli sieht A. zum ersten Mal einen Amtsarzt. Der findet ihn zwar
"wach" und "orientiert", diagnostiziert "keinen Hinweis auf
inhaltliche oder formale Denkstörungen". Er findet aber Narben, die
von älteren Selbstverletzungen herrühren könnten. Der Amtsarzt
vermerkt eine "V.a. Persönlichkeitsstörung DD Anpassungsstörung,
soweit in der Untersuchungssituation bgH eruierbar".

Weder hier, noch irgendwann in den kommenden Wochen wird ein
Übersetzer hinzu gezogen. A. sprach etwas Deutsch. Keineswegs aber
genug, um ärztliche und psychologische Untersuchungen durchführen zu
können. Vor seiner Haft, im Jahr 2016, war A. bereits zweimal auf
freiwilliger Basis in einer geschlossenen Psychiatrie - so berichtete
sein Anwalt den Ermittlern des Justizministeriums. Die Ärzte dort,
wohl weniger an Massenabfertigung gewöhnt als die Anstaltsdoktoren,
gaben nach einem ersten Gespräch zu Protokoll, dass "aufgrund
mangelnder Deutschkenntnisse des syrischen Staatsangehörigen ein
sicherer psychopathologischer Befund nicht zu erheben gewesen" sei.
Daraufhin wurde ein längerer Aufenthalt in der Klinik vereinbart.
Ergebnis aus dem Jahr 2016: "Im Rahmen des dreitägigen Aufenthalts sei
ein weiteres Gespräch unter Mithilfe eines professionellen Übersetzers
geführt worden, bei dem sich keine Anhaltspunkte für suizidale oder
fremdaggressive Gedankengänge auf dem Boden einer zu diesem Zeitpunkt
sicher zu diagnostizierenden psychischen Erkrankung gefunden hätten."

Am 10. Juli wird Ahmad A. nach Kleve überstellt. Dort gehen die
Untersuchungen weiter - wieder ohne Dolmetscher. Der Anstaltsarzt
vermerkt am 11. Juli: "vollzugstauglich: ja; Bedenken gegen
Einzelunterbringung; Suizidgefährdung: ja; Bemerkungen: Beobachtung 15
Min." Zwei Tage später notiert ein Mitarbeiter des Sozialdienstes der
JVA, A. würde Suizidgedanken negieren und es seien auch keine
erkennbar. Und drei Wochen später, am 2. August 2018, heisst es nun
auch seitens des Anstaltsarztes der JVA Kleve: "Bedenken gegen
Einzelunterbringung? nein; Suizidgefährdung? Nein".

Ahmad A. hatte in der Zwischenzeit einen "Antrag" gestellt auf
Aufhebung der Sicherungsmassnahmen, die aus seiner vermeintlichen
Suizidalität erfolgten. Im Zuge der Prüfung dieses Antrags spricht er
auch mit der Anstaltspsychologin. Dieses Gespräch ist von besonderer
Bedeutung. Denn die Psychologin notiert am 3. September, A. habe "eine
Menge kaum nachvollziehbarer Angaben zur Person" gemacht. In den
Worten der Anstaltspsychologin: "Er habe seinen Namen immer korrekt
mit Ahmad Amad angegeben, geboren sei er am 13. Juli 1992 - alle
anders lautenden Angaben seien auf fehlerhafte Protokolle der Polizei
zurückzuführen. Die Daten aus dem Urteil zu I. seien ihm allesamt
unbekannt, das Urteil betreffe ihn nicht. Er kenne den Namen Ahmady
Guira nicht, sei nie in Hamburg oder Braunschweig gewesen - schon gar
nicht zu der dort angegebenen Tatzeit - da sei er noch gar nicht in
Deutschland gewesen usw. usf."

Wer das liest, reibt sich die Augen. A. sagt die Wahrheit - und nichts
als die Wahrheit. Aber die Dehumanisierung von Gefangenen,
insbesondere von migrantischen, führt dazu, dass die
Anstaltspsychologin gar nicht mehr in der Lage ist, ihn als
menschliches Subjekt wahrzunehmen. Angaben der Polizei - das sind
offizielle Dokumente und sie müssen ihre Richtigkeit haben. Aussagen
eines syrischen Gefangenen - "eine Menge kaum nachvollziehbarer
Angaben". Dennoch meint auch die Anstaltspsychologin, dass keine
Suizidabsichten vorhanden seien und befürwortete die Aufhebung der
Sicherungsmassnahmen.

Die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen wertet dieses absurde
Hin-und-Her im Endeffekt als Beleg ihrer These, dass A. seine Zelle in
der Absicht, sich selbst zu töten, angezündet habe. Abgesehen davon,
dass selbst die Anstaltsärzte, Sozialarbeiter und die Psychologin zu
unterschiedlichen Ergebnissen zu A.s vermeintlichen Suizidabsichten
kommen, sind all deren Einschätzungen aus zwei Gründen ohnehin
Quatsch. Einmal, weil kein Übersetzer zur Hilfe geholt wurde. Zum
anderen aber, weil die genannten Ärzte offenkundig ihr Gegenüber nicht
als vollwertigen Menschen betrachteten - eine notwendige Voraussetzung
für jede psychologische Beurteilung. Woran es lag, an der
Gefängnissituation, an unbewusstem oder bewusstem Rassismus - man kann
nur spekulieren. Aber wer jemanden nicht so ernst nimmt, um glasklaren
Hinweisen auf eine Personalienverwechslung auch tatsächlich
nachzugehen, braucht sich kein Urteil über psychische Krankheiten eben
derselben Person zuzutrauen.

Für die Landesregierung jedenfalls scheint der Wunsch Vater des
Gedankens zu sein. Ahmad A. muss Selbstmord begangen haben, denn es
kann nicht sein, was nicht sein darf. Oder zumindest darf es dann
nicht öffentlich werden. Insofern dient die Beweisführung dazu,
zumindest den Anschein zu erwecken, A. habe seine Zelle in
Suizidabsicht angezündet. Deshalb kommt auch im Untersuchungsbericht
die Familie A.s, die das vehement bestreitet, nicht zu Wort.


Der Brand

Am Abend des 17. Septembers 2018 brennt es in Ahmad A.s Zelle. Der
Stand der Ermittlungen Anfang November lässt den Vorgang so
rekonstruieren: Ein Sachverständiger kam zu dem - vorläufigen -
Ergebnis, dass der Brand wenige Minuten nach 19 Uhr begonnen habe. Die
Brandzeit habe etwa 20 Minuten betragen, gegen 19:25 sei gelöscht
worden. Um 19:23 ging ein Notruf bei der Feuerwehr in Kleve ein.

Brisant ist zunächst: Justizminister Klaus Biesenbach hatte zunächst
öffentlich behauptet, der Gefangene hätte nicht versucht, sich
bemerkbar zu machen und die Gegensprechanlage nicht betätigt. Das
stellte sich als falsch heraus. Um 19:19:10 betätigte Ahmad A. die
Gegensprechanlage, will also die Justizvollzugsbeamten rufen. Und: Die
heben ab. Für neun Sekunden. Dann drücken sie A. weg.

Was hier geschehen ist, kann man nicht richtig sagen. Denn die einzige
Quelle der Ermittler ist die Befragung der Justizbeamten selbst "im
Rahmen der kollegialen Beratung" des "besonderen Vorkommnisses vom 17.
September 2018". Die offizielle Version ist: A. habe zwar
durchgerufen, man habe auch abgenommen, aber er habe einfach nichts
gesagt. In den Worten der kollegial beratenden Experten: "Am
17.09.2018 soll der Bedienstete der Abteilung 1 ein Telefonat mit
einem Gefangenen geführt haben, als gegen 19:19 h der Lichtruf aus dem
Haftraum 143 auf dem Bildschirm der Haftraumkommunikationsanlage
aufleuchtete.

Der Bedienstete soll sodann den Lichtruf angenommen und dem Gefangenen
mitgeteilt haben, dass er derzeit noch ein Telefonat zu führen habe
und sich später melden würde. Da der Gefangene sich nicht weiter
bemerkbar gemacht habe, sei der Ruf danach quittiert (beendet) worden.
Der dargestellte Umgang mit Lichtrufen stellt insoweit keine
Besonderheit dar und wird in der Praxis so auch in anderen Anstalten
geübt."

Die bislang durchgeführten Brandermittlungen kranken an mehreren
unausgesprochenen Voraussetzungen. Zum einen: Alle, ausnahmslos alle,
durchgeführten Ermittlungen gehen von zwei Möglichkeiten aus: Ahmad A.
hat die Zelle in Brand gesetzt; oder es war ein technisches Versehen,
ein Unfall. Letzteres wird bald ausgeschlossen. Ersteres damit für die
Ermittler die einzige Möglichkeit. Dass jemand anders den Brand gelegt
haben könnte, wird - ähnlich wie im Fall Oury Jalloh [1] - schlichtweg
nicht als realistische Hypothese anerkannt.

Daneben gibt es eine Reihe weiterer Hypothesen: A. sitzt seit drei
Monaten unschuldig ein. Wenn er darauf aufmerksam macht, wird das als
Versuch, sich freizulügen oder Bemerkungen eines Verwirrten abgetan.
Was, wenn er die Zelle aus Protest angezündet hat, aber nicht sterben
wollte? Und was, wenn die Justizvollzugsmitarbeiter sich dachten: Na,
lass den noch ein bisschen, das wird ihm eine Lektion sein?

Man weiss es nicht. Und ähnlich wie im Fall Oury Jallohs wird man es
nie wissen, wenn nicht ausserhalb der Behörden Druck gemacht wird.
Klar ist, das Justizministerium in Nordrhein-Westfalen kann nicht so
tun, als wäre nichts gewesen. Also ist die Strategie: Zugeben, was
nicht verheimlicht werden kann. Das aber immer mit der Stossrichtung,
die wirklich unangenehmen Fragen nach Rassismus und Dehumanisierung im
Gefängnisbetrieb nicht stellen zu müssen. "Versehen", die habe es
gegeben. Und "Tragisch" sei das alles.

Dass der Staat so handelt, ist indes normal. Verstörender ist, dass
auch die selbsternannte "Fünfte Gewalt" keine allzu grossen
Anstrengungen unternimmt, den Fall aufzuklären. Ob es tatsächlich
Suizid war, Mord oder fahrlässige Tötung, das kann zum jetzigen
Zeitpunkt niemand sagen. Ohne Druck von aussen wird das nicht
ermittelt werden. Wichtiger aber noch: Schon das, was wir jetzt
wissen, zeigt die Fratze eines Gefängnis- und Polizeibetriebes, in der
Gefangene erniedrigt und entmenschlicht werden. Und es zeigt den
systematischen Rassismus dieser Behörden. In diesem Fall hat dieser
Betrieb das Leben eines jungen Mannes ausgelöscht - und zwar
unabhängig davon, wer die Zelle angezündet hat. Das könnte man
skandalisieren. Und man könnte fordern, dass es abgeschafft werden
muss.


* Die Rekonstruktion der Ermittlungsergebnisse beruht auf dem Bericht
des NRW-Justizministeriums an den Rechtsausschuss des Landtages vom 5.
November 2018, Vorlage 17/1298


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/de/2015/10/polizeigewalt-gegen-schwarze-auch-in-deutschland/
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SCHACH-SPHINX/06795: Stümperei oder Genialität? (SB)


Königin unter den Offenen Spielen war für mehrere Jahrhunderte die
Italienische Partie 1.e2-e4 e7-e5 2.Sg1-f3 Sb8-c6 3.Lf1-c4, und hier
spielte insbesondere das Evans-Gambit nach 3...Lf8-c5 4.b2-b4!? eine
wesentliche Rolle. Nachdem jedoch erkannt worden war, daß Weiß oft ein
gefährliches Angriffsspiel erlangen konnte, ersann man ein neues
Konzept für Schwarz und erwiderte auf den italienischen Läuferzug
3...Sg8-f6. Mit dem aktiven Springerzug entbrannte sofort ein heftiger
Kampf um die Mitte. Die früheste Analyse dieses Systems datiert aus
dem Jahre 1560 und stammt aus der Feder des hochberühmten
italienischen Meisterspielers Polerio. Die weiße Strategie verfolgte
den Angriff auf den Bauern f7, also schien es naheliegend zu sein, daß
Weiß nach 3...Sg8-f6 unmittelbar mit 4.Sf3-g5 seine Pläne
konkretisierte. Über den Springerausfall gingen die Meinungen im
Spagat weit auseinander. Siegbert Tarrasch bezeichnete ihn als
Stümperzug, während Bobby Fischer darin die Widerlegung des
Zweispringerspiels sah. Im heutigen Rätsel der Sphinx wurde der Streit
zwischen Stümperei und Genialität aufs neue geführt. Im
Kulminationspunkt der Feindseligkeiten leistete sich Schwarz indes
nunmehr einen schweren Fehler mit 1...De7-b7? Statt dessen hätte er
mit 1...Td1xc1! 2.Te1xc1 De7-b7! durchaus gute Remischancen gehabt.
Also, Wanderer, warum war die Einschaltung des Turmtausches Pflicht
gewesen?






[image: SCHACH-SPHINX/06795: Stümperei oder Genialität? (SB)]



Purcarea - Hosszu

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bobby Fischer verband Krieg und Schachspiel, sein Ziel war immer auch
die moralische Vernichtung seines Kontrahenten: 1...Te6xe3! 2.Te1xe3
Te8xe3 3.Kf2xe3 Dc7xf4+!! und Schwarz gab auf, denn nach dem Königszug
4.Ke3xf4 setzt 4...Lg7-h6# Matt und bei 4.Ke3-e2 Sc6-d4+ oder 4.Ke3-f2
Sf6-g4+ 5.Kf2-g2 Sg4-e3+ 6.Kg2-f2 Sc6-d4 7.Db1-h1 Se3-g4+ verliert
Weiß eine Figur.
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BREITENSPORT/1388: Bocholt - Halbmarathon am 1. September 2019, Anmeldung läuft


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Halbmarathon in Bocholt

Anmeldung läuft - Drei weitere Strecke im Programm



Bocholt (PID). Seit dem 21. Dezember 2018, 11 Uhr, läuft die Anmeldung
für den ersten Bocholter Halbmarathon. Dieser wird am 1. September
2019 in Bocholt vom Sportgelände des TSV Bocholt von 1867/1896 e.V.
gestartet. Zusätzlich zur halben Marathonstrecke werden ein 7,5 km
Lauf sowie ein 7,5 km Nordic-/Walking-Lauf und ein 1,25 km Kinderlauf
angeboten.

Im Rahmen der Pressekonferenz berichteten Markus Schürbüscher,
Vorsitzender des Stadt-Sport-Verbandes Bocholt (SSV) und Ullrich
Kuhlmann (Geschäftsführer des SSV) über ihre ersten gemeinsamen
Überlegungen. "Wir sind so oft beim Citylauf angesprochen worden, ob
wir nicht auch eine längere Strecke anbieten könnten", sagte
Schürbüscher. "Im Rahmen einer Facebookumfrage haben wir dann nach dem
ob und wo gefragt und über 50 Vorschläge bekommen", ergänzt Kuhlmann.

"Wir machen das"

Gemeinsam mit den verschiedenen zu beteiligenden Behörden habe man
dann einen Termin zu einer möglichen Streckenführung gemacht. "Und
danach stand dann fest, es geht und wir machen das", so Schürbüscher.
Die Anzahl der Läuferinnen und Läufer, die auf gut 21 Kilometer lange
Strecke gehen, ist nach oben offen. "Auf der Strecke ist Platz genug.
Ich rechne bei der ersten Auflage mit 800 - 1000 Läuferinnen und
Läufern", sagte Schürbüscher. Gerade als Vorbereitung auf die großen
Marathonveranstaltungen in Berlin, Köln und Frankfurt, die allesamt im
Herbst stattfinden, sei der Termin 1. September genau der richtige.

Vereine sofort mit dabei

Der SSV, die Stadt Bocholt und Stadtmarketing Bocholt bilden die
Veranstaltergemeinschaft des 1. Bocholter Halbmarathons. Unterstützt
wird sie von den Vereinen TSV Bocholt von 1867/1896 e.V., Hemdener SV
und DJK Barlo. Auch der RC Bocholt 77 e.V. unterstützt die
Veranstaltergemeinschaft. "Alle Vereine haben sich sofort bereit
erklärt, mitzumachen", erinnert sich Kuhlmann an die ersten
Kontaktaufnahmen.

Vom Hünting über Hemden nach Barlo und retour

Die Strecke verläuft vom Gelände des TSV Bocholt am Hünting über die
Alfstraße, die Moddenborgstraße, den Finkenberg, die Morshüttenstegge,
die Gebbingstegge, die Hölle, die Alte Aaltener Landstraße, die
Hemdener und die Barloer Ringstraße bis nach Barlo. Dort geht es über
die Helenastraße, Op de Haare, Krüßallee und Winterswijker Straße, Im
Kortenhorn und Zum Venn zurück zur Barloer Ringstraße und von dort den
Weg zurück zu Start und Ziel. "Anfang des Jahres wird die Strecke vom
Deutschen Leichtathletik Verband (DLV) noch offiziell vermessen",
kündigt Kuhlmann an.

Hotspots Hemden und Barlo

Ganz Hemden ist an diesem Tag gesperrt. "Und wir wünschen uns, dass es
dort beim ersten Hotspot richtig laut wird, wenn die Hemdenerinnen und
Hemdener, sofern sie nicht selber mitlaufen, die Läuferinnen und
Läufer auf das kräftigste anfeuern", berichtet Kuhlmann. In Hemden ist
in Höhe der Ringstraße der Wendepunkt für die 7,5 km lange Strecke. In
Barlo findet sich dann der zweite Hotspot mit Musik und Moderation.
Auch in der Schaubsiedlung soll es dann den dritten Hotspot geben.

"Bocholt ist nicht zu platt"

Beim Blick auf das Höhenprofil der Strecke wurde deutlich, dass es die
eine odere andere ordentliche Steigung geben wird. "Bocholt ist nicht
zu platt, die Strecke hat es schon in sich", betonte Kuhlmann. Im Ziel
gibt es auf dem Gelände des TSV zwischen den Tennisplätzen ein großes
Rahmenprogramm. "Hier werden auch die Helfer des RC Bocholt 77
starten, wenn sie Radfahrer und Fußgänger zu den Hotspots begleiten",
sagt Kuhlmann.

Gestartet wird um 10 Uhr. Es folgen die weiteren Starts um 10:10 Uhr
(7,5 km Lauf), 10:15 (7,5 km Nordic-/Walking) und um 12:30 Uhr
(Kinderlauf). Während es beim Nordic-/Walking-Lauf keine
Altersbegrenzung gibt, sind für den Halbmarathon und den 7,5 km Lauf
nur Läuferinnen und Läufer zugelassen, die vom Jahrgang 2003 und älter
sind. Den Kinderlauf sollten nur Kinder im Grundschulalter bestreiten.

Sportliche Highlights übers Jahr verteilt

"Der Halbmarathon ist eine super Ergänzung zu dem bisherigen
Sportangebot in Bocholt. Wir müssen auch im Bereich weiche
Standortfaktoren was tun, da kommt dem Halbmarathon eine wichtige
Rolle zu", ist sich Ludger Dieckhues, Geschäftsführer der
Stadtmarketing- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH, sicher. Im
Frühjahr gebe es den Citylauf, im Sommer den Aaseetriathlon, im Herbst
jetzt den Halbmarathon und im Winter den Silvesterlauf. "Das passt",
ist sich Dieckhues sicher.

Glück für die Stadt

Thomas Boekhorst, als Vertreter des Fachbereichs Jugend, Familie,
Schule und Sport der Stadt Bocholt, sprach von einer beispielhaft
guten Zusammenarbeit. "Die Akte Halbmarathon ist so kurz und schon
steht die Veranstaltung. Die Leute wissen einfach, was sie da machen.
Wir haben als Stadt Bocholt Glück, dass der Stadt-Sport-Verband so gut
aufgestellt ist", betonte Boekhorst. Jürgen Elmer, Geschäftsführer des
Premiumpartners Bocholter Energie- und Wasserversorgungs gmbH (BEW),
sieht sich schon seit Jahren als Partner des Bocholter Sports. "Wir
unterstützen den Citylauf schon lange und da war es klar, dass wir
auch beim Halbmarathon dabei sind. Ich wünsche mir, dass er ähnlich
erfolgreich wird wie der Citylauf."

"Von Bocholtern für Bocholter"

"Wir haben die Unterstützung des Ehrenamts auf lokaler Ebene schon
lange auf der Agenda. Das zeigen wir ja auch in der Ehrenamtsgala, bei
der wir im nächsten Jahr verdiente ehrenamtlich Tätige ehren. Wenn es
heißt "Von Bocholtern für Bocholter", so wie es jetzt hier auch der
Fall ist, dann sind wir natürlich dabei", erläuterte Bernd
Kleine-Rüschkamp vom zweiten Premiumpartner Volksbank Bocholt eG das
Engagement.

Mehrweg-Transponder / Zeitmessung / Limit

Für den Halbmarathon gibt es, anders als beim Citylauf, die
Echtzeitmessung. "Das Zeitlimit haben wir für den Halbmarathon auf
drei Stunden angesetzt. Die besten werden nach 1:10, 1:15 h ins Ziel
kommen", sagt Markus Schürbüscher. Für gute Zeiten sorgen auch
"Brems- und Zugläufer". "Das sind erfahrene Läufer, die die
Starterinnen und Starter über die gesamte Strecke für bestimmte
Zielzeiten begleiten", erläutert Schürbüscher weiter.

Alle Infos gibt es auf der Internetseite des Halbmarathons
(https://www.bocholter-halbmarathon.de/) und auf der Sonderseite der
bocholt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.12.2018

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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SCHAUSPIEL/1241: Wertheim - Badische Landesbühne präsentiert Politthriller "Komplize" am 15.1.2019


Stadt Wertheim

Badische Landesbühne präsentiert Politthriller

"Komplize" am 15. Januar in der Aula Alte Steige



Wertheim. Das Porträt einer Gesellschaft, in der Staatsmacht außer
Kontrolle gerät, zeichnet der Politthriller "Komplize" von Joe Sutton.
In einer Inszenierung von Carsten Ramm führt die Badische Landesbühne
das Stück am Dienstag, 15. Januar, um 19.30 Uhr in der Aula Alte
Steige auf.

Der amerikanische Dramatiker Joe Sutton behandelt aktuelle politische
Themen. Dafür wurde er unter anderem für den Pulitzerpreis nominiert.
In "Komplize" wird der Star-Journalist Benjamin Kritzer wird zu einer
außergerichtlichen Anhörung geladen, zu der nicht einmal sein Anwalt
Roger Zutritt hat. Vor einem Jahr hat Ben in einem Fernsehinterview
geheime Informationen öffentlich gemacht, die die Folterpraxis der
US-Regierung nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 belegen.
Über eine Quelle im Pentagon hat er von einem Memorandum erfahren,
demzufolge nur noch solche Handlungen als Folter bezeichnet werden,
die zu Organstörungen führen - was gegen die Genfer Konventionen
verstößt. Das Ziel der Regierung ist nun, Bens Quelle ausfindig zu
machen. Für ihn ist deren Schutz jedoch Teil des journalistischen
Ehrenkodexes und ein Grundpfeiler der Pressefreiheit. Ben läuft
Gefahr, als Landesverräter an den Pranger gestellt zu werden. Wie in
Treibsand gefangen, kämpft er um seine Existenz und um sein Gewissen.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.12.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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ATOM/1300: Alles Neue bleibt beim Alten (BI Lüchow-Dannenberg)


Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 2. Januar
2019

Alles Neue bleibt beim Alten



Seit Jahresbeginn werden alle atomaren Zwischenlager vom 'Volk'
betrieben. Zuvor waren die Lager in Ahaus und Gorleben von der
bundeseigenen Gesellschaft für Zwischenlager (BGZ) übernommen worden,
jetzt kommen die kraftwerksnahen Lager hinzu.

Die 'notleidenden' Stromkonzerne konnten sich für 24 Milliarden Euro
aus der Verantwortung für den Verbleib des Atommülls freikaufen. Doch
diese Summe reicht niemals aus, wenn es um die Zwischen- und
Endlagerung des Atommülls geht, der Staat wird Geld zuschießen müssen,
also das 'Volk', wird die Zeche für den Deal bezahlen müssen.

Einfluss auf die Sicherheit und Sicherung der Lagerstätten hat das
'Volk' nur durch Expertise und Protest. Einen umfassenden
Forderungskatalog hatten Bürgerinitiativen vor kurzen vorgelegt (siehe
hier: atommuellkonferenz.de).

Bisher werden 1.254 Behälter mit hochradioaktiven Abfällen oberirdisch
aufbewahrt, bis zum Atomausstieg im Jahr 2022 erhöht sich die Zahl auf
rund 1.900 - und damit erhöhen sich auch die Probleme, betont die
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. (BI).

BI-Sprecher Wolfgang Ehmke unterstreicht deshalb die Forderung nach
einem sofortigen Atomausstieg: "Das minimiert die großen Probleme."
Aber es müsse mit Blick auf die Castorbehälter Forschung geben. Unklar
sei, wie der Zustand beispielsweise der Brennstäbe im Behälterinneren
sei. Unzulänglich sei auch die Sicherung gegen Einwirkungen von außen,
also gegen mögliche Anschläge.

Ehmke: "Die staatlichen Einrichtungen betonen, alles sei im grünen
Bereich, und verweisen auf neue Genehmigungsverfahren, die in Gorleben
und Ahaus irgendwann notwendig werden, weil die Lagergenehmigungen in
den 30er Jahren auslaufen. Es bleibt also alles beim Alten. Wir aber
sind sicher, dass die erste Generation der Zwischenlager wie in Ahaus
und Gorleben mit ihren dünnen Wänden schon heute nicht mehr
genehmigungsfähig wären."



weitere Infos:

Hintergrundthema: Die nächste Katastrophe zeichnet sich ab: Aus
Zwischenlagerung wird Dauerlagerung

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/themen/aus-zwischenlagerung-wird-dauerlagerung/

Gorleben Rundschau Sept./Okt. 2018 mit dem Schwerpunkt
'Zwischenlagerung':

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/wp-content/uploads/2018/10/GR_2018_09_bis_10_Web.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.01.2019

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

Tel. 05841/46 84, Fax: 05841/31 97

E-Mail: buero[at]bi-luechow-dannenberg.de

Internet: www.bi-luechow-dannenberg.de
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GENTECHNIK/222: Ukraine - Aktivisten finden Gentech-Soja auf jedem zweiten Feld (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Kritische Nachrichten zur Gentechnik in der Landwirtschaft

Nachricht - 19.11.2018

Ukraine: Aktivisten finden Gentech-Soja auf jedem zweiten Feld



Die rumänische Umweltorganisation Agent Green hat in diesem Jahr
Blattproben von 60 Sojafeldern in sechs Regionen der Ukraine
gesammelt. Auf 48 Prozent der Felder wuchsen gentechnisch veränderte
Sorten (GVO). Angemeldet, wie es vorgeschrieben wäre, war der
Gentech-Anbau nicht.

Im offiziellen Gentechnik-Register der Ukraine fand sich kein einziger
Eintrag. Dabei zeigten die Analysen laut Agent Green, dass es sich
nicht um Verunreinigungen, sondern um absichtlichen Anbau handelte. 12
der 60 Proben untersuchte das österreichische Umweltbundesamt; es fand
darin Erbgut von gv-Sorten der Bayer-Tochter Monsanto, insbesondere
die glyphosatresistente Linie MON 40-3-2. "Es stellt sich die Frage,
wie das gv-Saatgut in die Ukraine gelangte", sagt Agent Green Gründer
Gabriel Paun. Die Situation in der Ukraine sei außer Kontrolle "so wie
in Rumänien vor 20 Jahren". Das Land habe Import und Anbau von GVO
nicht ordentlich geregelt und keine Mittel zur Überwachung.

Ein Großteil der ukrainischen Bohnen wird in die EU verkauft, ohne als
gv-Soja deklariert zu sein. Der Bericht von Agent Green beziffert die
diesjährige Sojabohnenfläche in der Ukraine auf insgesamt 1,7
Millionen Hektar. Die wichtigsten EU-Abnehmerländer von Sojabohnen und
-schrot aus der Ukraine seien 2017 die Niederlande mit Einfuhren im
Wert von 70 Millionen Euro, Italien mit 56 Millionen Euro und
Griechenland mit knapp 36 Millionen Euro gewesen. Deutschland
importierte Soja aus der Ukraine im Wert von 14 Millionen Euro.

Agent Green weist darauf hin, dass nach dem Assoziierungsabkommen
zwischen der EU und der Ukraine diese bis Ende 2019 die
Freisetzungsrichtlinie der EU umgesetzt haben muss. Das dürfte
schwierig werden, schätzt Paun, denn der größte Teil der Infrastruktur
sei bereits mit gv-Soja verunreinigt. Dadurch hätten die Unternehmen,
die gentechnikfreie Ware ausführen, einen erhöhten Aufwand für die
Qualitätssicherung. Unterstützt hatte die Recherche der rumänische
Landesverband von Donau Soja. Die Organisation mit Sitz in Österreich
fördert eine gentechnikfreie, nachhaltige und regionale
Eiweißversorgung in Europa.

Neu sind die Warnungen vor illegaler gv-Soja aus der Ukraine nicht.
Bereits 2016 berichteten das US-Landwirtschaftsministerium und das
bundeseigene Thünen-Institut über großflächigen Anbau von gv-Soja.
Dabei hatte das Land 2015 die Donau Soja Erklärung unterschrieben.
Schon damals stellte Donau Soja fest, dass große Anstrengungen
unternommen werden müssten, um dem gesetzlichen Anspruch der Ukraine
als gentechnikfreiem Land Genüge zu tun. Zusammen mit Oksana
Prosolenko, dem Vertreter der Organisation Donau Soja in der Ukraine,
präsentierte Agent Green die Ergebnisse des Berichts auch in der
ukrainischen Hauptstadt Kiew. Prosolenko betonte dabei die Chancen,
die ein gentechnikfreier Soja-Anbau für die Ukraine hat, und drückte
seine Besorgnis über die derzeitige Situation aus. Zusammen mit
anderen Organisationen und beteiligten Unternehmen appellierte Donau
Soja in einem offenen Brief an Präsident, Premierminister und
Parlament, sich des Themas anzunehmen. [lf]



Presseinfo Donau Soja und Agent Green: GM Soy is being illegally
cultivated and is out of control in Ukraine (02.11.2018, mit Video)


https://en.agentgreen.ro/danube-soy-and-agent-green-press-release/

Agent Green - Report: Genetically engineered Soya in Ukraine, out of
control (November 2018)

https://www.agentgreen.ro/wp-content/uploads/2018/11/2018_GM_soy_Ukraine_out_of_control.pdf

Donau Soja: Ukraine unterzeichnet Donau Soja Erklärung (15.06.2015)


http://www.donausoja.org/fileadmin/user_upload/Press/Press_Release/Presseaussendung_Ukraine_unterzeichnet_Donau_Soja_Erklaerung.pdf

keine-gentechnik.de: Europäische Sojaernte legt zu - Gentechnik-Verbot
in Ukraine missachtet (23.6.2016)

http://keine-gentechnik.de/nachricht/31983/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33473/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Tonnen Tierfutter mit antibiotikaresistenten Gentech-Bakterien
verfüttert, 18.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33492/

Im Saatgut finden sich kaum gentechnische Verunreinigungen,
13.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33504/

Glyphosat: Behörde verlängert Spritzmittelzulassungen ungeprüft,
12.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33503/

EU-Ausschuss: Pestizide transparenter und umfassender prüfen,
07.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33495/

Gene Drives: Vage Regeln statt weltweites Moratorium, 30.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33483/

Lebensmittelwirtschaft fordert: EU-Kommission soll gentechnikfreie
Produktion absichern, 28.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33480/

EU-Berater empfehlen: Gentechnikrecht ändern, 27.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33479/

Macht Brexit Großbritannien zum Einfallstor für Gentechnik?,
21.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33475/

 * 

Quelle:

Nachricht, 19.11.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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GENTECHNIK/1076: Gentech-Raps von Baysanto auf deutschen Äckern ausgesät (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 21.12.2018

Verboten: Gentech-Raps von Baysanto auf deutschen Äckern
ausgesät



In zehn Bundesländern haben Landwirte Winterraps von Monsanto
ausgesät, der Spuren einer gentechnisch veränderten Sorte enthält,
teilte das nordrhein-westfälische Agrarministerium heute mit. Nach
Angaben des Mutterkonzerns Bayer wurden in Deutschland fast sechs
Tonnen dieses Saatguts verkauft. Eine Gefahr für die Gesundheit von
Mensch oder Tier soll nach Angaben der Behörden nicht bestehen.

Mit den 598 Sack mit jeweils bis zu 10 Kilogramm Rapssaat können knapp
2000 Hektar Ackerfläche bestellt werden. Ob das passiert ist,
versuchen Behörden und Hersteller derzeit herauszufinden. "Ziel ist,
dass wir über jeden Sack Saatgut dieser Partie wissen, was mit ihm
passiert ist", schrieb NRW-Agrarministerin Ursula Heinen-Esser. Um das
herauszufinden, nehmen die örtlichen Behörden Kontakt zu den
Landwirten auf, die Teile dieser Charge gekauft haben. Zum aktuellen
Stand dieser Recherche wollte heute niemand Auskunft geben.

Üblicherweise wird Winterraps im September ausgesät. Um die
Auskreuzung des Rapses und damit die Verbreitung seines gentechnisch
veränderten Merkmals GT73 in der Umwelt zu vermeiden, müssten die
Bauern die Sprösslinge vor der Blüte im Frühjahr vernichten, teilte
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
heute mit. Auf die Frage, ob Bayer die Bauern dafür entschädigen
werde, hieß es vom Konzern: "Wir arbeiten eng mit den Behörden und
unseren Handelspartnern zusammen, um sicherzustellen, dass die
Erzeuger keine finanziellen Nachteile erleiden werden." Das
Rapssaatgut, das noch bei den Händler lagerte, wurde gesperrt.

Der Raps GT73 der Marke Dekalb ist gentechnisch so verändert, dass er
eine Behandlung mit dem Unkrautvernichter Glyphosat überlebt. Er darf
als Lebens- und Futtermittel nach Deutschland importiert werden. Der
Anbau - auch kleinster Mengen - ist wie in der ganzen Europäischen
Union verboten. In Kanada, den USA, Australien und Japan darf
GT73-Raps ausgesät werden.

Nach Angaben des nordrhein-westfälischen Agrarministeriums stammt der
Raps der fraglichen Charge aus Argentinien. Laut BVL wurden alle nach
Deutschland gelieferten Partien mittlerweile identifiziert und amtlich
kontrolliert. In einer der gelieferten Saatgutpartien seien Anteile
von etwa 0,1 Prozent GT73 festgestellt worden. In den übrigen wurden
keine gentechnisch veränderten (GV) Anteile nachgewiesen. Erst
kürzlich hatte das BVL mitgeteilt, dass bei der jährlichen Prüfung des
Saatguts kein GV-Raps gefunden worden sei. Der Prüfungszeitraum endete
allerdings im September 2018. "Die Koexistenz von gentechnisch
veränderten Pflanzen und herkömmlichen Nutzpflanzen erscheint nicht
möglich", erklärte die rheinland-pfälzische Umweltministerin Ulrike
Höfken. Daher habe sie sich immer für ein bundesweites Anbauverbot von
gentechnisch veränderten Pflanzen eingesetzt.

Anfang November hatte Frankreich bereits bei einer amtlichen Kontrolle
in einer konventionellen Saatgutpartie dieser Charge Spuren von
weniger als 0,1 Prozent des gentechnisch veränderten Rapses GT73
gefunden. Auch dort wurden Teile davon bereits ausgesät. Wie die
französische Organisation Inf'OGM mitteilte, sei in Frankreich eine
Ackerfläche von schätzungsweise 1900 Hektar betroffen. Die
Organisation beruft sich auf ein internes Schreiben der französischen
Regierung an die EU-Kommission. Französische Behörden hätten den
Gentech-Raps bereits im September entdeckt.

Die Europäische Kommission informierte die Mitgliedstaaten am 12.
November 2018 über den französischen Fund von GV-Raps in der
Monsanto-Charge. Am 10. Dezember 2018 fand Sachsen-Anhalt bei
Kontrollen Spuren in einer Lieferung. "Unverständlich ist, warum die
Informationen von Frankreich erst übermittelt wurden, nachdem der
Winterraps bereits ausgesät wurde", ärgerte sich Agrarministerin
Heinen-Esser. "Das Beispiel zeigt, dass die Bestrebungen zur
europaweiten Harmonisierung der Saatgutuntersuchungen forciert werden
müssen." Auch in die Tschechische Republik und Rumänien wurde der Raps
verkauft. [vef]



Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit: Saatgut
aus Frankreich mit Spurenanteilen des gentechnisch veränderten GT73
Rapses gelangte nach Deutschland (21.12.2018)

https://www.bvl.bund.de/DE/06_Gentechnik/04_Fachmeldungen/2018/2018_12_21_Fa_Spurenanteile_GT73.html

Presseinfo des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz NRW: Spuren von gentechnisch verunreinigtem Raps-Saatgut 
nachgewiesen (21.12.2018)

https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/spuren-von-gentechnisch-verunreinigtem-raps-saatgut-nachgewiesen

Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz: 
Verunreinigtes Raps-Saatgut an Landwirte in Rheinland-Pfalz
geliefert (21.12.2018)

https://mueef.rlp.de/de/pressemeldungen/detail/news/detail/News/verunreinigtes-raps-saatgut-an-landwirte-in-rheinland-pfalz-geliefert/?no_cache=1&cHash=ba47c61212df86fab016eda9546c0806

Presseinfo Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz: Winter-Raps mit gentechnisch
veränderten Spurenanteilen wird vernichtet (21.12.2018)

https://umwelt.hessen.de/presse/pressemitteilung/winter-raps-mit-gentechnisch-veraenderten-spurenanteilen-wird-vernichtet

Presseinfo Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Baden-Württemberg: Minister zeigt sich verärgert über Aussaat der
verunreinigten Rapspartie (21.12.2018)

https://mlr.baden-wuerttemberg.de/de/unser-service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/minister-zeigt-sich-veraergert-ueber-aussaat-der-verunreinigten-rapspartie-verunreinigung-war-vor-au/

Inf'OGM France: 1900 hectares contaminés par du colza
transgénique(28.11.2018)

https://www.infogm.org/6677-ogm-france-1900-hectares-contamines-colza-transgenique?lang=fr

Infodienst: Im Saatgut finden sich kaum gentechnische Verunreinigungen
(13.12.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33504/#gsc.tab=0

Gentechnik-Raps von Bayer in der Schweiz entdeckt (11.12.14)

http://www.keine-gentechnik.de/nachricht/30095/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33512/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Tonnen Tierfutter mit antibiotikaresistenten Gentech-Bakterien
verfüttert, 18.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33492/

Im Saatgut finden sich kaum gentechnische Verunreinigungen,
13.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33504/

Glyphosat: Behörde verlängert Spritzmittelzulassungen ungeprüft,
12.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33503/

EU-Ausschuss: Pestizide transparenter und umfassender prüfen,
07.12.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33495/

Gene Drives: Vage Regeln statt weltweites Moratorium, 30.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33483/

Lebensmittelwirtschaft fordert: EU-Kommission soll gentechnikfreie
Produktion absichern, 28.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33480/

EU-Berater empfehlen: Gentechnikrecht ändern, 27.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33479/

 * 

Quelle:

Nachricht, 21.12.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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RESSOURCEN/224: Fracking - die raubenden Bohrer ... (SB)




Im US-Bundesstaat Colorado gibt es über 100.000 aktive und inaktive
Bohrlöcher aus der Erdöl- und Erdgasförderung, die mittels der
hydraulischen Frakturierung, kurz Fracking, durchgeführt wird. Bei
über 700 verwaisten Bohrlöchern wissen die Behörden nicht einmal, wer
sie angelegt hat. Nun müssen die Steuerzahler die Stillegung
bezahlen, wofür die Staatsregierung fünf Millionen Dollar zur Seite
gelegt hat. Das Geld wird niemals reichen, können sich doch die
Sicherungskosten pro Bohrloch auf bis zu eine Million Dollar
belaufen. Unterdessen ziehen die Marodeure und Brunnenvergifter der
fossilen Energiewirtschaft weiter und stecken sich neue Claims ab,
wohingegen die Bevölkerung jahre- bis jahrzehntelang für die
Folgekosten des Frackings aufzukommen hat.

Vor allem was die indirekte Subventionierung der Energiekonzerne
durch den Staat betrifft, unterscheiden sich die USA und Deutschland
weniger, als auf den ersten Blick ersichtlich ist. So werden die
Kosten, die sich aus der Erkrankung vieler Menschen aufgrund
beispielsweise der Feinstaub-, Schwermetall- und
Kohlenstoffdioxidemissionen aus der Verbrennung fossiler
Energieträger ergeben, nicht eingepreist. Das heißt, es entstehen
zwar Kosten, doch die werden externalisiert und von der Gesellschaft
übernommen. Diese hat es den Unternehmen ermöglicht, Profite aus der
Förderung des Rohstoffs zu generieren und diese dank eines gegenüber
der Industrie wohlwollenden Steuersystems zu privatisieren. Das gilt
für Braun- und Steinkohle in Deutschland genauso wie für die Erdöl-
und Erdgasförderung in den USA. Man kann sagen, solange es nur um die
Umverteilung der Verluste geht, wird in dem in den USA und
Deutschland vorherrschenden neoliberalen Wirtschaftsmodell nicht
einmal sozialistisches Gedankengut abgelehnt: Die Gesellschaft darf
bezahlen.

Die Stillegung und Sicherung eines jener 720 "verwaisten" Bohrlöcher
kostet nach Angaben der Colorado Oil and Gas Conservation Commission
(COGCC) nur rund 85.000 Dollar, berichtete Philip Doe für das Magazin
CounterPunch [1]. Schon allein das würde die Steuerzahler in den
nächsten Jahren 61 Mio. Dollar kosten. Dem noch nicht genug hätte
allerdings kürzlich das Schließen zweier Bohrlöcher in urbanen
Regionen Kaliforniens jeweils eine Million Dollar verschlungen.
Offensichtlich reiche die zurückgestellte Summe von fünf Mio. Dollar
bei weitem nicht aus. Wie teuer werde es erst, wenn die verbleibenden
100.000 Bohrlöcher in Colorado geschlossen und gesichert werden
müssen, fragt Doe. Der Staat verlange lediglich 10.000 Dollar für die
Stillegung eines Bohrlochs und bis zu 100.000 Dollar für alle
Bohrlöcher eines Unternehmens. Anadarko, das größte von ihnen in
diesem Bundesstaat, hat jedoch 8.000 Bohrlöcher zu schließen und
kommt somit extrem billig davon.

Beim sogenannten Fracking wird ein Bohrloch zunächst senkrecht, dann
innerhalb des Zielhorizonts waagerecht angelegt, um anschließend
mittels einer Perforationskanone Löcher in die Wandung des
Bohrgestänges sowie die umgebende Gesteinsschicht zu schießen. Dann
wird eine Flüssigkeit aus Wasser, diversen Chemikalien und
Spezialsand unter extrem hohen Druck in den Untergrund gepreßt.
Dadurch wird das Gestein aufgebrochen, so daß das in kleinen Poren
und Spalten vorliegende Gas oder Öl zusammenströmen und an die
Oberfläche gefördert werden kann. Jedes Bohrloch wird mehrfach
"gefrackt", und vom senkrechten Abschnitt der Bohrlöcher wird nicht
nur in eine Richtung, sondern meist in verschiedene Richtungen
horizontal weitergebohrt.

Trotz dieses riesigen Aufwands bleiben etwa 90 Prozent der
Energieträger im Untergrund. Abschließend müssen die Bohrlöcher bis
zu einer bestimmten Tiefe mit Beton verfüllt und gesichert werden,
damit weder Gas austritt noch Grundwasserhorizonte kontaminiert
werden. Weil Beton mit der Zeit brüchig und durchlässig wird, müßten
alle Bohrlöcher etwa alle zwanzig Jahre ausgebohrt und von neuem
verfüllt werden. Ob es flächendeckend dazu kommt, ist äußerst
fraglich, zumal bereits die Finanzierung der Erstsicherungsmaßnahmen
der Bohrlöcher ungewiß ist.

Die Ungewißheit geht nicht nur auf das mangelnde Interesse des
Gesetzgebers zurück, die Unternehmen zu den erforderlichen
Mindestmaßnahmen in Sachen Umwelt- und Gesundheitsschutz zu zwingen,
sondern hat mit der desolaten wirtschaftlichen Situation der Gas- und
Ölbranche zu tun. Ihre Schulden belaufen sich auf 260 Mrd. Dollar.
Anadarko habe 14,5 Mrd. Dollar Schulden, berichtet Doe. Allein im
vergangenen Quartal hätten die operativen Kosten des Unternehmens die
Einnahmen um 500 Mio. Dollar übertroffen, und die Aktionäre hätten
das Unternehmen wegen Mißmanagements verklagt. Doe führt es nicht
näher aus, aber die Vermutung liegt nahe, daß, sollten die
Fracking-Unternehmen pleite gehen, am Ende des Tages wahrscheinlich
niemand mehr da wäre, der ihre Verbindlichkeiten übernimmt.

Die US-Regierungen, ob von den Demokraten oder den Republikanern
geführt, haben sich aus geostrategischen Gründen entschieden,
heimisches Erdöl und Erdgas zu fördern, was nur mit Hilfe modernster
Bohrtechnologie möglich geworden ist. Dadurch wurden die USA im Laufe
des vergangenen Jahrzehnts relativ unabhängig von Importen, konnten
selber Einfluß auf die Höhe der Weltmarktpreise für fossile
Energieträger nehmen und auch auf diese Weise Geopolitik betreiben.
Selbst wenn der Weltmarktpreis so weit sinkt, daß ihre eigene
Industrie darunter leidet - Fracking hat relativ hohe Förderkosten -,
Firmen Konkurs anmelden und in der Branche Konzentrationsprozesse
stattfinden, ist dieser Preis gering verglichen mit dem
geopolitischen Nutzen, daß unliebsame erdölexportierende Länder wie
Rußland und Venezuela dadurch unter Druck geraten.

Die Kosten für solches Kalkül hat dann, abgesehen von den Menschen in
den besagten Ländern, die heimische Bevölkerung zu übernehmen, da
durch Fracking Luft, Boden und Grundwasser kontaminiert werden und
Menschen in Folge der aus den Bohrlöchern emittierten
Luftschadstoffe, des verseuchten Trinkwassers und der sowohl
verkehrs- als auch produktionsbedingten (Sandgewinnung)
Staubbelastung erkranken. Was die flächendeckende Zerrüttung des
Untergrunds an möglichen Langzeitfolgen mit sich bringt, ist bislang
nicht einmal ermittelt.


Fußnote:

[1] https://www.counterpunch.org/2018/12/28/fracking-future-shock-in-colorado/

2. Januar 2019
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AKTIONSTAGE/976: Keine Vögel im Garten? - "Stunde der Wintervögel" in Bayern, 4.-6.1. (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 2. Januar 2019

Keine Vögel im Garten?

LBV-Mitmachaktion "Stunde der Wintervögel" vom 4. bis 6. Januar 2019 -
Schüler können Artenkenntnis verbessern



Hilpoltstein, 02.01.2019 - Wer sich fürs neue Jahr vorgenommen hat,
etwas für den Naturschutz zu tun, kann den Vorsatz kommendes
Wochenende in die Tat umsetzen: vom 4. bis 6. Januar findet die
"Stunde der Wintervögel" in Bayern bereits zum 14. Mal statt. Der LBV
und sein bundesweiter Partner NABU hoffen auf möglichst viele
Teilnehmer bei der Vogelzählung. Die Naturschützer sind gespannt, ob
sich die vermehrten Beobachtungen aus der Bevölkerung bestätigen, nach
denen sich derzeit weniger Singvögel in Bayerns Gärten tummeln. Das
Ausbleiben oder Fehlen der Vögel an Futterstellen kann
unterschiedliche Gründe haben, wie zum Beispiel eine Störung oder eine
neue, zusätzliche Futterquelle in der Nähe. "Wir möchten auch wissen,
wo keine Vögel sind. Eine Meldung mit wenigen oder keinen Vögeln zur
'Stunde der Wintervögel' ist für uns deshalb genauso wichtig, wie eine
Zählung mit vielen Vögeln", so Martina Gehret, die Citizen-Science
Beauftragte des LBV.

Eine leere Futterstelle ist in der Regel noch kein Grund zur Besorgnis
und kann verschiedene Gründe haben. Es kann zum Beispiel eine Störung
durch eine Katze gegeben haben oder der Nachbar einige Häuser weiter
hat nun auch eine Futterstelle eingerichtet. "Die gefiederten
Wintergäste nutzen immer mehrere Futterquellen gleichzeitig. Das
gehört zu ihrer Überlebensstrategie, um bei Kälte und Schnee
möglichste einfach und schnell ihre Energiereserven wieder auffüllen
zu können", sagt Martina Gehret. Trotz der langen Trockenheit im
Sommer haben die Buchen dieses Jahr sehr gut getragen. Auch gab es
sehr viele Walnüsse und viele Fürchte an beispielsweise Vogelbeere,
Weißdorn oder Kornelkirsche. Das heißt, die Vögel finden in der Natur
immer noch reichlich zu fressen.

Die "Stunde der Wintervögel" ist darüber hinaus auch die beste
Möglichkeit für alle Schüler, ihre Artenkenntnis auf Dauer zu
verbessern. Denn wie eine wissenschaftliche Studie der LMU München vor
kurzem herausgefunden hat, erkennen Schüler, die an der 
LBV-Mitmachaktion teilnehmen, im Durchschnitt fast zwei Vogelarten 
mehr als alle anderen bayerischen Schüler. "Wer seinen Kindern also
spielend in einer Stunde nachhaltig ein paar Vogelarten beibringen
möchte, der nimmt sich als Familie einfach am letzten Ferienwochenende
eine Stunde Zeit und zählt mit", rät Martina Gehret.

Der gemeldete Kälteeinbruch zum Wochenende hat unterschiedliche
Auswirkungen auf die heimische Vogelwelt. Bekannte Zugvögel, die
normalerweise im Mittelmeerraum überwintern, sich bisher aber den Flug
in den Süden gespart hatten, müssen kurzfristig reagieren. "Viele
Stare, aber auch Hausrotschwanz und Zilpzalp kann es jetzt kalt
erwischen", erklärt Martina Gehret. Diese Vogelarten fliegen nun
entweder spontan Richtung Süden oder können vermehrt bei der
Nahrungssuche im Garten beobachtet werden. "Eine aussagekräftige
Antwort, ob es momentan mehr Daheimbleiber in Bayern gibt, kann aber
nur durch die Mithilfe möglichst vieler Teilnehmer geklärt werden", so
Gehret weiter.

Mit den Daten aus der "Stunde der Wintervögel" lassen sich für die
häufigen Vogelarten im Siedlungsraum Trends ableiten, die etwas über
die Bestandsentwicklung, die Anpassung an die kalte und futterarme
Jahreszeit oder mögliche Auswirkungen des Klimawandels verraten. "Mit
besonderer Spannung erwarten wir die Ergebnisse der Zählung mit Blick
auf den langen, trockenen Sommer und die Usutu-Epidemie, die vor allem
die Amsel betroffen hat", sagt Gehret.

Die "Stunde der Wintervögel" ist Bayerns größte wissenschaftliche
Mitmachaktion und findet bereits zum 14. Mal statt. Mitmachen ist ganz
einfach: Eine Stunde lang werden die Vögel am Futterhäuschen, im
Garten, auf dem Balkon oder im Park gezählt und dem LBV gemeldet. Von
einem ruhigen Beobachtungsplatz aus wird von jeder Art die höchste
Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde gleichzeitig zu beobachten
ist. Die Beobachtungen können unter www.stunde-der-wintervoegel.de bis
zum 15. Januar gemeldet werden. Zudem ist für telefonische Meldungen
am 5. und 6. Januar jeweils von 10 bis 18 Uhr die kostenlose Rufnummer
0800-1157-115 geschaltet.

Das pure Interesse und die Freude an der Vogelwelt reichen zur
Teilnahme aus, eine besondere Qualifikation ist für die
Wintervogelzählung nicht nötig. Bei der letzten großen Vogelzählung im
Januar 2018 beteiligten sich über 32.000 bayerische Naturfreunde.
Insgesamt gingen Meldungen aus knapp 22.700 Gärten und Parks ein. Die
Kohlmeise ergatterte damals den Spitzenplatz als häufigster
Wintervogel in Bayerns Gärten, Haussperling und Feldsperling folgten
auf Platz zwei und drei.

weitere Informationen:

www.stunde-der-wintervoegel.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.01.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/1474: Stadt Flensburg lädt zum Neujahrsempfang am 13. Januar 2019


Stadt Flensburg lädt zum Neujahrsempfang



Flensburg. Mit Zauberhaftem, Schwung und Spaß startet die Stadt
Flensburg am 13. Januar ins Jahr 2019 - beim traditionellen
Neujahrsempfang im Deutschen Haus, zu dem alle Flensburgerinnen und
Flensburger ab 10.30 Uhr herzlich eingeladen sind.

Los geht es wie in jedem Jahr mit den Flensburger Stadtbläsern, die
die persönliche Begrüßung aller Gäste durch Stadtpräsident Hannes
Fuhrig und Oberbürgermeisterin Simone Lange musikalisch untermalen.
Anlässlich ihres 40-jährigen Jubiläums legen sie nach der
Neujahrsansprache der Oberbürgermeisterin noch einen drauf und
begeistern mit unterschiedlichsten Stücken aus ihrem Repertoire - von
festlich bis fetzig.

Verlass ist auch auf Flensburgs Vorzeige-Petuhtante Frau Krischansen,
die erstmalig im Zwiegespräch mit ihrem Nachbarn Herrn Johannsen ihren
Senf zu den markanten Ereignissen des Vorjahrs gibt - wie gewohnt mit
Biss und Witz in der einzigartigen Flensburger Mundart.
Den Saal zum Kochen bringt im Anschluss die Flensburger "Mürwiker
Band" mit ihrer bis zum Anschlag emotional geladenen Musik von
Schlager bis Hip Hop und vor allem mit allerbester Laune.

Nach einer kurzen Unterbrechung wird es dann magisch: Zauberer Andreas
Hübsch entführt das Publikum in die Welt der Illusionen und verspricht
gemeinsam mit seiner Partnerin Yvonne atemberaubende Show-Acts -
geprägt von Romantik, Waghalsigkeit und Nervenkitzel.
Folk-Freunde dürfen sich freuen auf ein Stelldichein mit einer Hand
voll junger Musiker des folkBALTICA Ensembles.
Für einen wahren Trommelwirbel sorgt der 11-jährige Justus von der
Schlagzeugschule Schreiber, der sich mit seinem Auftritt auf den
Wettbewerb "Jugend musiziert" vorbereitet.

Märchenhaft geht es zu, wenn das Flensburger Ballettcenter die Gäste
auf eine Reise in den Orient mitnimmt und in wunderschönen Kostümen
spannende Geschichten aus 1001 Nacht vortanzt, die selbst das kälteste
Herz zum Schmelzen bringen.

Abschluss-Highlight bildet die Rob Show - Remake eines der
legendärsten Konzerte von Robbie Williams - performt von Flensburger
Musikern und Tänzerinnen, die sich damit vor und einem der
großartigsten Weltevents verneigen.

Auch abseits der Bühne wird wieder einiges geboten. Die Flensburger
Ratsfraktionen, viele Vereine und Institutionen präsentieren sich und
ihre Arbeit und stehen in der Wandelhalle und im Blauen Saal für
Gespräche zur Verfügung.

Wer Bekanntschaften machen oder einfach nur einen kleinen Gewinn
einheimsen möchte, der hält beim "Spiel der Begegnungen" des Kinder-
und Jugendbüros Ausschau nach seinem Zahlen-Zwilling.

Eine professionelle Kinderbetreuung wird angeboten. Der
Neujahrsempfang wird gesponsert vom SBV, dem FAB und WOGE sowie den
Flensburger Stadtwerken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.12.2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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SPIELE/423: Braunschweig - Spiele-Nachmittag für Senioren am 09.01.2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Senioren



Braunschweig. Den beliebten monatlichen Spiele-Nachmittag für Senioren
bietet die Stadtbibliothek, Schlossplatz 2, wieder am Mittwoch, 9.
Januar, von 14:30 bis 17:30 Uhr an. Auf dem Programm stehen Spiele wie
"Azul", "Blokus" oder "Rummikub". Bei einem Angebot von mehr als 2.500
Gesellschaftsspielen ist für jeden Mitspieler etwas dabei. Auch
Zuschauer sind herzlich willkommen.

Der nächste Spiele-Nachmittag findet dann am 13. Februar statt. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter Tel. 4 70-68 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7391: Lippstadt - Durch die Nacht ... entlang der Lichtpromenade am 09.01.2019


Stadt Lippstadt

Durch die Nacht ... entlang der Lippstädter Lichtpromenade

Öffentliche Führung am 9. Januar



Lippstadt. Am Mittwoch, 9. Januar, bietet die Stadtinformation eine
öffentliche Führung über die Lippstädter Lichtpromenade an.
Alle Interessierten sind herzlich einladen, sich um 17.30 Uhr am
Rathaus einzufinden, um mit dem Stadtführer Ulrich Bökenkamp einen
Rundgang zu unternehmen. Nach einer Einführung in die recht junge
Kunstform der Lichtkunst unter Einbeziehung des Lippstädter Leitbildes
'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer ausführliche
Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen zwischen
Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Die Kosten für die ca. zweistündige Themenführung betragen 6,00 Euro
pro Person, Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3,00 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 - 58515 wird gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung
begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.12.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Telefon: 02941/58515
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TOUR/7390: Lippstadt - Öffentliche Stadtführungen im Januar 2019


Öffentliche Stadtführungen in Lippstadt

Termine im Januar 2019



Lippstadt. Die Stadtinformation Lippstadt bietet an folgenden Terminen
im Januar öffentliche Stadtführungen an:

Historische Altstadtführung: Samstag, 5. Januar und Samstag, 19.
Januar, jeweils um 14.30 Uhr; Treffpunkt ist am Rathaus, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich, Kosten für Erwachsene 4 Euro, für
Kinder/Jugendliche/Studenten 2 Euro.

Lichtkunst im Wasserturm: Dienstag, 8. Januar und Dienstag, 22.
Januar, jeweils um 19 Uhr, Dauer ca. 1 Stunde, Treffpunkt ist am
Wasserturm, Besichtigung ist kostenfrei.

Durch die Nacht ? entlang der Lippstädter Lichtpromenade: Mittwoch, 9.
Januar um 17.30 Uhr und Samstag, 26. Januar um 18.30 Uhr, Treffpunkt
jeweils am Rathaus, Dauer ca. 2 Stunden, Kosten pro Person 6 Euro,
ermäßigt 3 Euro.

Bei den Themenführungen wird aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl um
Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 gebeten.

Museumsgenuss mit wechselnden Themen: Freitag, 11. Januar, 15.00 Uhr
im Stadtmuseum; Anmeldung unter 02941 / 980 259.

Bei weiteren Fragen rund um die Stadtführungen gibt die
Stadtinformation im Rathaus unter der Rufnummer 02941-58515 gerne
Auskunft. Selbstverständlich können diese sowie viele weitere
Führungen auch individuell für Gruppen gebucht werden - die
Mitarbeiterinnen sind gerne bei der Auswahl behilflich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.12.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Telefon: 02941/58515
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